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Militärstützpunkt Südkorea 

Weil China in den USA als Bedrohung ihrer Vorherr¬ 
schaft angesehen wird, müssen Länder wie Süd¬ 
korea aufrüsten. Widerstand wird kriminalisiert. 
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Angriffslustig genug? 

DKP-Kandidaten in Hannover fragen sich, ob sie 
die Scheinheiligkeit der bürgerlichen Parteien mit 
der nötigen Angriffslust aufgezeigt haben. 
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Thema der Woche 


Kommunisten im Praxistest 

Die AfD ist nationalistisch und rassistisch und 
eilt von Wahlerfolg zu Wahlerfolg. Merkel wird 
als Kanzlerin in Frage gestellt, aber die un¬ 
soziale Politik wird weiter verschärft und die 
Repression verstärkt. Die Partei „Die Linke“ 
bereitet sich auf „Rot-Rot-Grün“ vor und die 
DKP erzielt dort, wo sie in Wahlkämpfen an- 
tritt, eher bescheidene Ergebnisse. 

Warum wir gerade in diesen Zeiten nach 
außen gehen und kandidieren müssen zeigt 
Patrik Köbele in seiner Rede auf der Tagung 
des Parteivorstandes der DKP auf. 
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Müller sondiert 

In Berlin ist eine SPD-Linkspartei-Grünen-Regierung möglich 



Wer laufen kann, ist auf der Straße. Die SPD-Opposition protestiert in Hamburg gegen TTIP und CETA. 


I n Berlin wurde am vergangenen 
Sonntag - wie zu erwarten - die bis¬ 
herige SPD-CDU-Koalition abge¬ 
wählt. Ob 2017 die Große Koalition 
im Bund folgen wird, wie jetzt einige 
annehmen, ist ungewiss. Das Ergebnis 
der Berliner Wahlen bestätigt aber, 
dass sich das bundesdeutsche Partei¬ 
ensystem im Umbruch befindet. Auch, 
dass die Widersprüche und Auseinan¬ 
dersetzungen auf Bundesebene in der 
Großen Koalition bzw. zwischen CDU 
und CSU auf Wahlentscheidungen vor 
Ort Einfluss nehmen. 

Aber: Das Wahlergebnis in Berlin 
ist, wie alle Umfragen belegen, zual¬ 
lererst Ausdruck der Unzufriedenheit 
der Wählerinnen und Wähler mit der 
Arbeit der Landesregierung, des Ber¬ 
liner Senats. Das betraf die Situation 
im Bildungsbereich, die Mietenent¬ 
wicklung und Verdrängung von Gerin¬ 
gerverdienenden aus der Innenstadt 
und guten Wohnlagen, die Verkehrs¬ 
probleme, das Milliardengrab BER, 
das Chaos auf den Bürgerämtern, die 
anhaltenden Probleme mit der Flücht¬ 
lingsunterbringung usw. usf. 

Für die Wahlentscheidung aus¬ 
schlaggebend waren in Berlin die The¬ 
men - in dieser Reihenfolge - soziale 
Gerechtigkeit (West: 50, Ost: 53 Pro¬ 
zent), Wirtschaft und Arbeit, Schule 
und Bildung, Flüchtlinge, Mieten und 
Wohnungsbau. 

Am Wahltag konnte sich keine 
Partei deutlich von den anderen ab¬ 
setzen. Und - das ist in der jüngeren 
Geschichte der Bundesrepublik wohl 
ein Novum - fünf Parteien erreichten 
Ergebnisse zwischen 14 und 22 Pro¬ 
zent, liegen damit eng zusammen. Die 
FDP (6,7 Prozent) ist nach fünf Jahren 
Abwesenheit wieder im Abgeordne¬ 
tenhaus vertreten. In einigen bürgerli¬ 
chen Medien wurde kommentiert, die 
FDP würde immer dann stärker, wenn 
es der CDU schlecht gehe ... 

Seit dem Jahr 2001 erreichte die 
SPD in Berlin bei Wahlen immer den 
Spitzenplatz. Nun wurde sie nur mit 
Mühe wieder stärkste Partei, erhielt 
lediglich 21,6 Prozent (2011:28,3) der 
Zweitstimmen, obgleich sie in den Ta¬ 
gen vor dem 18. September noch ein¬ 
mal versucht hatte, alle Anhänger zu 
mobilisieren. 

Laut infratest-dimap verlor die 
SPD unter anderem 24 000 Stimmen 


an die AfD, je 11 000 an CDU und 
FDP - und 20 000 Stimmen an die 
Linke. Vom Absturz der Piratenpar¬ 
tei konnte man nur wenig profitieren. 

Die SPD hat nun nur noch 38 Sit¬ 
ze im Abgeordnetenhaus (2011: 47). 
Der bisherige und wohl auch künfti¬ 
ge Regierende Bürgermeister Müller 
wollte am Mittwoch dieser Woche mit 
den Sondierungsgesprächen zur Re¬ 
gierungsbildung beginnen. 

Die CDU erhielt 17,6 Prozent der 
Zweitstimmen (2011:23,3 Prozent) und 
verlor 8 Sitze. Sie musste 39 000 Stim¬ 
men an die AfD und 28 000 an die FDP 
abgeben. Mit großer Wahrscheinlich¬ 
keit muss sie sich in der Hauptstadt in 
den nächsten fünf Jahren mit der Op¬ 
positionsrolle abfinden. 

Auch die Grünen mussten Verlus¬ 
te hinnehmen, erreichten 15,2 Prozent 
(2011:17,6). 

Die Partei „Die Linke“ (15,6 Pro¬ 
zent) wurde drittstärkste Kraft. Sie 
kam überall in Berlin bei den Abge¬ 
ordnetenhauswahlen über die 5-Pro- 
zent-Hürde und zog in alle Bezirks¬ 
verordnetenversammlungen ein - 
erstmals auch in Steglitz-Zehlendorf. 

Dass sie dazugewann, hat sicher 
mehrere Gründe. Als Oppositionspar¬ 


tei wurde sie nach ihrem Wahldebakel 
2011 wieder als Interessenvertreterin 
wahrgenommen, die für soziale Ge¬ 
rechtigkeit steht, gegen Armut und 
Ausgrenzung, für bezahlbare Mieten 
und Tarife eintritt, für die Verbesse¬ 
rung der Lebens- und Wohnsituati- 
on der Flüchtlinge usw. und konkrete 
Vorschläge entwickelte. Sie bemühe 
sich am meisten um sozialen Aus¬ 
gleich, meinen viele. Sie wird aber vor 
allem auch als Friedens- und antifa¬ 
schistische Partei gesehen. Im Kampf 
gegen Rechts, vor allem gegen die 
AfD konnte sie offenbar mehr über¬ 
zeugen als SPD oder Grüne. Auch 
das wird ein Grund sein, warum 16 
000 Menschen, die 2011 nicht zu den 
Wahlen gegangen waren, dieses Mal 
für die Linkspartei stimmten. Viele 
wollten ein Zeichen gegen Rechts set¬ 
zen. Aber auch nicht wenige fürchten, 
dass die Vertreter der Partei „Die Lin¬ 
ke“, wenn es tatsächlich zur Dreierko¬ 
alition mit SPD und Grünen kommt, 
wieder in manchem „zurückrudern“ 
werden. 

Allerdings verlor die Partei in bis¬ 
herigen Hochburgen wie Marzahn- 
Hellersdorf, Lichtenberg oder Trep¬ 
tow-Köpenick Stimmen. Und das soll¬ 


te doch nachdenklicher stimmen. In 
Marzahn-Hellersdorf gewann die AfD 
die meisten Zweitstimmen und auch 
zwei Wahlkreise (CDU und Linkspar¬ 
tei je 2). Die Partei „Die Linke“ hat 
dort offenbar viele Menschen nicht 
mehr erreicht. Vor allem Geringver¬ 
dienende, Arbeitslose und Arbeiter. 

12 000 frühere Wählerinnen und 
Wähler der Partei „Die Linke“ mach¬ 
ten dieses Mal bei der AfD ihr Kreuz. 
Die AfD konnte auch in Berlin die 
meisten Stimmen aus dem Nichtwäh¬ 
lerlager für sich gewinnen, obgleich 
sie überhaupt kein überzeugendes 
stadtpolitisches Programm hat und 
schon gar nicht für die Interessen der 
„kleinen Leute“ eintritt. 

Nun ist die AfD mit 25 Sitzen im 
Abgeordnetenhaus vertreten. Sie ge¬ 
wann fünf Direktmandate. Die höchs¬ 
ten Ergebnisse erzielte sie vor allem 
in den großen Neubausiedlungen im 
Osten und am Stadtrand, aber auch in 
Reinickendorf und Spandau im West¬ 
teil der Stadt. Sie zog in alle Bezirks¬ 
vertretungen ein und wird in sieben 
Bezirken einen von fünf Stadtratspos¬ 
ten besetzen. Die Auseinandersetzun¬ 
gen sind vorprogrammiert. 

Nina Hager 


Antifaschismus 
soll teurer werden 

Die Staatsanwaltschaft Düsseldorf 
hat Strafbefehle in Höhe von insge¬ 
samt 210 Tagessätzen ä 50 Euro ver¬ 
hängt. Torsten Nagel, zum damaligen 
Zeitpunkt Geschäftsführer der Falken 
Düsseldorf, und Mischa Aschmoneit, 
Programmplaner im Kulturzentrum 
zakk, werden anlässlich der Proteste 
am Oberbilker Markt gegen die „Re¬ 
publikaner“ am 19. März die „Störung 
einer Versammlung“ sowie - wegen 
einer Sitzblockade - „Landfriedens¬ 
bruch“ vorgeworfen. 

Nagel wird zusätzlich vorgewor¬ 
fen, bei einer Veranstaltung der AfD 
in der Düsseldorfer Messe in seiner 
Funktion als Anmelder und Leiter 
der Gegenkundgebung von „Düssel¬ 
dorf stellt sich quer“ (DSSQ) gegen 
das Versammlungsgesetz verstoßen zu 
haben. Nagel und Aschmoneit waren 
in der Vergangenheit vielfach Leiter 
von Kundgebungen und Presseverant¬ 
wortliche des Bündnisses DSSQ. 

Gegen die Strafbefehle haben die 
beiden Beschuldigten Widerspruch 
eingelegt und werden die anstehenden 
Prozesse nutzen, um die Positionen 
von DSSQ streitbar vor Gericht zu 
vertreten. Denn bei beiden Veranstal¬ 
tungen wurde im Vorfeld von DSSQ 
zu Aktionen des zivilen Ungehorsams 
aufgerufen: Sich Neonazis und Rassis- 
tlnnen in den Weg zu setzen oder zu 
stellen. Wie üblich bei Aktionen von 
DSSQ wurde darauf hingewiesen, dass 
die Aktionen sich nicht gegen die Po¬ 
lizei richten. 

„Seit der Gründung von Düssel¬ 
dorf stellt sich quer 4 wurde immer 
offen zu Aktionen des zivilen Unge¬ 
horsams aufgerufen. Der Name des 
Bündnisses ist zugleich das praktische 
Programm gegen menschenfeindliche 
Stimmungsmache in unserer Stadt“, 
erklärt Oliver Ongaro, Sprecher von 
DSSQ. „Wir werden nicht zulassen, 
dass diese Aktionsform durch die 
Staatsanwaltschaft Düsseldorf krimi¬ 
nalisiert wird. Beide Angeklagten wer¬ 
den unsere volle moralische und mate¬ 
rielle Unterstützung erhalten.“ 

Ongaro: „Wir rufen alle Düssel- 
dorferinnen und Düsseldorfer dazu 
auf, sich weiterhin zahlreich an unse¬ 
ren Aktionen zu beteiligen und sich 
den Rassistlnnen in den Weg zu stel¬ 
len oder zu setzen. In Düsseldorf ist 
kein Platz für Rassismus!“ Die DKP 
Düsseldorf, die im Bündnis DSSQ ver¬ 
treten ist, solidarisierte sich mit Tors¬ 
ten Nagel und Mischa Aschmoneit. 

Uwe Koopmann 


An der Seite des Finanzkapitals 

SPD-Entscheidung für CETA • Ein Kommentar von Lucas Zeise 


Der zeitliche Ablauf sorgte für Klar¬ 
heit. Am Samstag demonstrierten 
Hunderttausende in deutschen Städ¬ 
ten gegen die Investitionsschutz¬ 
abkommen TTIP und CETA. Am 
Montag darauf gab ein Konvent der 
SPD - immerhin das höchste Gremi¬ 
um zwischen Parteitagen - deren Vor¬ 
sitzendem Sigmar Gabriel ein klares Ja 
für die Zustimmung zu CETA. CETA 
ist das Investitionsschutzabkommen 
der EU mit Kanada. Es war einer der 
letzten Tricks des Wirtschaftsministers, 
dem anschwellenden Protest so weit 
entgegenzukommen, dass er das Ab¬ 
kommen der EU mit den USA (TTIP), 
das noch nicht fertig verhandelt ist, für 


tot und begraben erklärt hat, um das 
fertig verhandelte CETA zu retten und 
wenigstens dafür die Zustimmung sei¬ 
ner Partei zu erreichen. Das allerdings 
scheint gelungen. 

Aber zu welchem Preis? Die SPD 
ist wieder einmal für alle, die hören 
und sehen können, gegen eine breite 
Bewegung auf- und fest an die Seite 
des Finanzkapitals getreten. Sie hat 
sich öffentlich als deren Agentin dar¬ 
gestellt. Albrecht Müller, SPD-Mit- 
glied und Mitbetreiber der „Nach¬ 
denkseiten“, schreibt, die SPD habe 
die „gesellschaftspolitische Gestal¬ 
tungsmacht den internationalen Groß¬ 
konzernen übereignet“. Wir wissen und 


Müller weiß, dass das nicht das erste 
Mal der Fall war. Die zweite SPD¬ 
geführte Schröder-Regierung hat das 
seit 2002 mit der Agenda 2010 gerade¬ 
zu zu ihrem Hauptmerkmal gemacht. 
Zum Preis dieser Politik gehört auch, 
dass die SPD sich sichtbar gegen die 
Gewerkschaften stellt. Die mit gro¬ 
ßen Mühen in jüngster Zeit geflickte 
Einheit von SPD- und Gewerkschafts¬ 
führung wird für alle sichtbar in Frage 
gestellt. Dabei hatte der DGB nicht 
etwa ein klares Nein zu den Abkom¬ 
men formuliert, sondern nur gefordert, 
sie müssten „nachverhandelt werden“ 
Politisch hat Gabriel mit seiner 
Haltung also nur verloren. Selbst die 


meinungsbildenden Großmedien lo¬ 
ben ihn nicht, sondern tadeln ihn, weil 
er laviert, anstatt stramm die Forderun¬ 
gen des Finanzkapitals zu exekutieren. 
Man kann daraus nur den Schluss zie¬ 
hen, dass die SPD und ihr Parteichef 
unter erheblichem Druck standen, 
wenigstens CETA durchzuziehen, das 
Ende Oktober unterzeichnet werden 
soll. Der freie Kapitalverkehr, der in 
der EU durchgesetzt und als Grund¬ 
satz mit vertraglichen Weihen verse¬ 
hen ist, der auch in der nordamerika¬ 
nischen Freihandelszone NAFTA gilt, 
soll unbedingt zum Vorteil der großen 
Kapitaleigner transatlantisch vertrag¬ 
lich und unumstößlich verankert wer¬ 


den. Da lohnt es sich, größtmöglichen 
Druck auf die Partei auszuüben, die im 
größten EU-Land immer noch ansatz¬ 
weise als Verbündeter und Interessen¬ 
vertreter des kleinen Mannes gilt. 

Im Kampf gegen TTIP und CETA 
hat sich ein breites Bündnis gegen die 
Zumutungen des Monopolkapitals 
herausgebildet, ganz wie es die Pro¬ 
grammatik der DKP seit Jahrzehn¬ 
ten formuliert. Dieses Bündnis ist 
keineswegs schon antikapitalistisch, 
wie gelegentlich auf beiden Seiten 
der Frontlinie behauptet wird. Noch 
ist der Kampf nicht gewonnen oder 
verloren. Er kann auch gegen die SPD 
an Breite gewinnen. 
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Zu Euphorie besteht kein Anlass 

Die neuen Flexi-Renten-Pläne der Bundesregierung bieten keine wirklichen Verbesserungen 



UZ: Rentenpolitik ist in den letzten Ta¬ 
gen wieder zu einem Hauptthema in den 
Medien geworden. Der DGB hat zahl¬ 
reiche Aktionen angekündigt, um der 
Bundesregierung Druck zu machen. 
Auch die Leipziger Linkspartei hat un¬ 
ter dem Motto „Die Rente geht uns alle 
an “ mit einer eigenen Kampagne, die 
sich über mehrere Monate erstrecken 
soll, begonnen. Weshalb diese Kampa¬ 
gne zum jetzigen Zeitpunkt? 

Dietmar Pellmann: Wir haben festge¬ 
stellt, dass hinsichtlich der bestehenden 
und zu erwartenden Rentenregelungen 
bei allen Generationen große Verunsi¬ 
cherung herrscht, die freilich von den 



Dr. Dietmar Pellmann (65) ist Mitglied 
des Stadtvorstandes der Partei „Die 
Linke“ in Leipzig. Er gehörte als 
ausgewiesener Sozialpolitiker fast 
20 Jahre dem Leipziger Stadtrat und 
15 Jahre dem Sächsischen Landtag an 

Regierenden bewusst geschürt wird. 
Jung und Alt werden nach dem alten 
Prinzip „Teile und herrsche“ gegenein¬ 
ander ausgespielt. So werden vergifte¬ 
te Beruhigungspillen verteilt und der 
Focus bewusst auf Nebenschauplätze 
gelenkt, um ja nicht die Axt an die Wur¬ 
zel eines insgesamt reformbedürftigen 
Rentensystems anlegen zu müssen. 


Hasso Plattner gehört zu den zehn 
reichsten Deutschen und übt seine 
Macht offen aus. „Ich bin ein Diktator, 
aber ein guter Diktator“ sagt er und 
meint nicht nur sein Wirtschaftsimpe¬ 
rium, den Softwarekonzern SAP. Nach 
dem Börsenwert von etwa 100 Milli¬ 
arden Euro ist die SAP SE der derzeit 
größte Konzern Deutschlands. Den 
kontrolliert Plattner als größter Ein¬ 
zelaktionär und Aufsichtsratschef mit 
harter Hand. 

Seine Nachfolger im Vorstand hat 
er im Dutzend verschlissen außer sei¬ 
nem treuen Stellvertreter und Nach¬ 
folger als Vorstandschef bis 2009, 
Henning Kagermann. Seit 2009 ist 
Kagermann Präsident von Acatech, 
der Deutschen Akademie der Tech¬ 
nikwissenschaften, und leitet de fac¬ 
to das Regierungsprojekt „Industrie 
4.0“. Dabei hat Plattners Mann nicht 
nur die Rolle des Wirtschaftsberaters 
der Bundeskanzlerin eingenommen. 
Er koordiniert über den „Steuer¬ 
kreis“ des „Innovationsdialogs“ zwi¬ 
schen Bundesregierung, Wirtschaft 
und Wissenschaft die Leitkonzerne 
der Digitalisierung (außer SAP sind 
das Siemens, Bosch und die Deutsche 
Telekom) und bindet über SAP-do- 
minierte Akademien den nichtmo¬ 
nopolistischen kapitalistischen „Mit¬ 
telstand“ ein. Seit er gar von der 
IG-Metall-Führung in den Beirat 
„Zukunft der Arbeit“ berufen wur¬ 
de, blinken bei erfahrenen Kollegen 
die „Agenda“-Warnlampen. 


UZ: Welche Ziele verfolgen Sie mit Ih¬ 
rer rentenpolitischen Kampagne? 

Dietmar Pellmann: Wir wenden uns 
bewusst an alle Generationen, nicht 
einmal in erster Linie an die Bestands¬ 
rentner. Denn was wir heute gemein¬ 
sam erkämpfen, kommt später auch 
denen zu Gute, für die heute das 
Rentenalter noch weit weg ist. Dabei 
möchten wir aufklären und zur Auf¬ 
hellung der oft komplizierten Sach¬ 
verhalte beitragen. Deshalb haben 
wir sieben thematische Flugblätter in 
einer Reihe „Rentenpolitik aktuell“ 
erarbeitet, die gern auch von Interes¬ 
senten in anderen Regionen genutzt 
werden können. Uns geht es dabei da¬ 
rum, die wirklichen rentenpolitischen 
Druckpunkte anzusprechen und For¬ 
derungen zu formulieren, die selbst 
in dieser Gesellschaft mehrheitsfähig 
sein könnten. Im Gegensatz zu kon¬ 
servativen und neoliberalen Vorstel¬ 
lungen nach einer Umstellung auf das 
Kapitaldeckungsprinzip treten wir 
für die Verteidigung der gesetzlichen 
Rente nach dem Umlageverfahren 
ein, weil wir verhindern wollen, dass 
Rentenbeiträge zur Profitmaximie¬ 
rung von Versicherungs- und Banken¬ 
konzernen werden. Wir fordern den 
schrittweisen Übergang zu einer Er¬ 
werbstätigenversicherung, in die alle, 
also auch Selbstständige, Beamte und 
Politiker, einen bestimmten Prozent¬ 
satz ihres Einkommens einzahlen, 
wobei im Sinne der Solidarität die 
späteren Rentenansprüche bei einer 
bestimmten Höhe gedeckelt sind. Na¬ 
türlich treten wir für die Rücknahme 
des gesetzlichen Renteneintrittsalters 
mit 67 ein, das ja durch neue Teilrege¬ 
lungen nicht außer Kraft gesetzt ist. 
Eine Wohlstand sichernde Rente ist 
nicht nur anzustreben, sondern sie ist 
auch möglich, was freilich zumindest 
die Widerherstellung des Rentenni¬ 
veaus bei 53 Prozent des letzten Net¬ 
toverdienstes, wie zu Zeiten der Kohl- 
Regierung, verlangt. Inzwischen ist 
das Rentenniveau bereits auf ca. 48 
Prozent gefallen und soll bis 2029 bis 
auf 43 Prozent sinken, was nichts an- 


Hasso Plattner hatte 1972 als As¬ 
sistent von Dietmar Hopp SAP mitge¬ 
gründet. 1979 wurde er dort Cheftech- 
niker und sieht sich auch heute noch 
so. Die SAP-Gründer kamen von IBM 
und arbeiteten von Anfang an eng mit 
Siemens zusammen, um sich gegen die 
US-Konkurrenz zu positionieren. Groß 
wurde SAP mit betriebswirtschaftli¬ 
cher Standardsoftware von der Buch¬ 
haltung über Personal bis zur Produk¬ 
tion und Materialwirtschaft. Hopp und 
die anderen Mitgründer sind nicht 
mehr bei SAP aktiv. 

SAP ist heute der viertgrößte Soft¬ 
wareanbieter weltweit, der größte 
außerhalb der USA. Außerhalb der 
Fachwelt wurde man 2006 auf SAP 
aufmerksam, als die IG-Metall-Kolle- 
gen dort einen Betriebsrat durchsetz¬ 
ten gegen viele Drohungen, auch mit 
Abwanderung ins Ausland. Abgewan¬ 
dert ist SAP nicht, aber die bald mono¬ 
polartige Marktbeherrschung und die 
entsprechend harte Gestaltung der Li¬ 
zenz- und Wartungsverträge brachten 
so hohe Profite ein, dass weltweit klei¬ 
nere Konkurrenten mit Milliardensum¬ 
men im Jahrestakt aufgekauft werden 
können. Der Hauptkonkurrent Oracle 
aus den USA, dessen Datenbank die 
SAP Software häufig nutzt, versuch¬ 
te erfolglos, SAP klein zu halten mit 
Milliardenklagen wegen Patentverlet¬ 
zungen, die SAP zum Teil zugab. Inzwi¬ 
schen hat SAP die eigene Datenbank 
„Hana“ vorgestellt, mit der Plattner 
Oracle angreift. „Hana“ wurde entwi- 


deres als das offene Tor zur Alters¬ 
armut als Massenerscheinung wäre. 
Deshalb sollte die gesetzliche Renten¬ 
versicherung aus den gegenwärtigen 
Einnahmeüberschüssen eine Nach¬ 
haltigkeitsreserve bilden, um spä¬ 
ter darauf zurückgreifen zu können. 
Schließlich muss nun endlich die Ren¬ 
tenmauer, die Ost und West nach wie 
vor trennt, eingerissen werden. Das 
ist keineswegs nur ein berechtigtes 
Anliegen der Ostdeutschen, sondern 
gebietet nicht zuletzt die Forderung 
des Grundgesetzes nach Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse in 
ganz Deutschland. 

UZ: Welche Rolle spielt im Rahmen Ih¬ 
rer Kampagne die Flexi-Rente, über die 
die Bundesregierung in dieser Woche 


ekelt in den eigenen weltweiten „SAP 
Labs“ und von Forschern der kaliforni¬ 
schen „Elite“-Uni Stanford am „Has¬ 
so Plattner Institute“ (35 Millionen 
Dollar Spende) sowie von Forschern 
der Uni Potsdam vom dortigen, eben¬ 
falls von Plattner gesponserten „Has¬ 
so Plattner Institut für Systemtechnik“. 
Die derzeit freundliche Zusammenar¬ 
beit mit der Staatsmacht auch in den 
USA beschränkt sich nicht auf For¬ 
schung. Branchenkenner behaupten, 
dass SAP Geheimdiensten dabei hilft, 
enorme Datenmengen durchsuch- und 
auswertbar zu machen. Dafür spricht 
z.B. der Kauf von Inxight, einem vom 
Geheimdienst-Technikspezialisten Q- 
Tel und der Deutschen Bank geförder¬ 
ten Startup. Bei Sybase, 2008 von SAP 
geschluckt, ist die NSA Großkunde. 
Der BND begründete seine Etaterhö¬ 
hung auch mit gestiegenen Kosten für 
die „effizienten“ SAP Leistungen. 

SAP ist wie die US-Softwaregigan- 
ten eine Datenkrake, die aber weniger 
Privatkommunikation abgreift, son¬ 
dern Firmendaten inklusive aller Be- 
schäftigtendaten. Der Privateigentü¬ 
mer Plattner verfügt über die Daten 
und damit, wie „Industrie 4.0“ täglich 
zeigt, über die Macht. Die Technik und 
die Profite, auf denen Plattners private 
Macht beruht, wurden gesellschaftlich 
von den Zigtausenden produziert, die 
direkt und bei den mit SAP verbun¬ 
denen staatlichen Organisationen für 
ihn arbeiten. 

Richard Corell und Stephan Müller 


entschieden hat und die noch in diesem 
Monat im Bundestag behandelt werden 
soll? 

Dietmar Pellmann: Natürlich werden 
wir auch darauf eingehen. Aber zu 
Euphorie im Interesse der künftigen 
Rentnerinnen und Rentner besteht 
kein Anlass. Angeblich soll der Über¬ 
gang in die Altersrente erleichtert und 
finanziell versüßt werden. Wenn man 
weiß, dass die so genannte Flexi-Rente 
insbesondere von CDU/CSU und ein¬ 
flussreichen Wirtschafskreisen sozusa¬ 
gen als Gegenstück zur Rente mit 63 
eingefordert wurde, sollte man hell¬ 
hörig werden. Natürlich sind auch wir 
für bessere Möglichkeiten, ab dem 60. 
Lebensjahr teilweise oder ganz ohne 
die berüchtigten dauerhaften Strafab¬ 
schläge in Altersrente gehen zu kön¬ 
nen. Denn unser Leben ist viel zu kurz, 
als das wir es bis zum Umfallen in den 
Zwängen der Erwerbsarbeit zubringen 
sollten. Aber genau das ist nicht beab¬ 
sichtigt. Vielmehr soll damit die Ver¬ 
längerung der Lebensarbeitszeit beför¬ 
dert werden. Das spielt genau denen 
in die Hände, die die Altersgrenze am 
liebsten ganz aufheben würden, aber 
auf jeden Fall schon heute für die Ren¬ 
te mit 70 sind. 

UZ: Gibt es bei aller Unvollkommen¬ 
heit dieser Flexi-Rente nicht ohnehin 
Gerechtigkeitslücken, die die Bundes¬ 
regierung offenbar bewusst in Kauf 
nimmt? 

Dietmar Pellmann: Zumindest drei 
sind schon auf den ersten Blick er¬ 
kennbar: Zum ersten betrifft das die 
Erwerbsminderungsrentner. Sie ge¬ 
hen im Durchschnitt mit 51,6 Jahren 
in Rente und müssen bis zum Lebens¬ 
ende dauerhafte Abschläge in Kauf 
nehmen. Zum zweiten werden Hartz- 
IV-Betroffene mit Vollendung des 63 
Lebensjahres mit dauerhaften Ab¬ 
schlägen in Zwangsrente geschickt; 
bis zum gegenwärtig geltenden ge¬ 
setzlichen Renteneintrittsalter von 
65,6 Jahren reduziert sich ihre Alters¬ 
rente, die meist ohnehin relativ gering 
ist, um mehr als 8 Prozent. Schließlich 
versperrt die längere Arbeitstätigkeit 
Älterer vielen Jüngeren den Zugang 
zum Arbeitsmarkt, denn für die Älte¬ 
ren reduzieren sich die Arbeitgeberan¬ 
teile. Es ist also zunehmend lukrativ 
Ältere zu beschäftigen, anstatt Junge 
neu einzustellen. 

UZ: Sind die Vorschläge der Bundes¬ 
regierung denn nicht geeignet, Altersar¬ 
mut zumindest zu begrenzen? 

Dietmar Pellmann: Keineswegs. Wenn 
überhaupt, dann betrifft die Flexi- 


Rente in der Regel Beschäftigte, die 
selbst hohe Rentenansprüche erwor¬ 
ben haben. Auf der Strecke bleiben 
Langzeitarbeitslose und Menschen 
mit Erwerbsminderung, für die nichts 
getan wird und daher schon heute als 
altersarm gelten. Aus zugänglichen 
statistischen Angaben wissen wir zu¬ 
dem, dass die Zahl derer, die über das 
65. Lebensjahr hinaus arbeiten, meist 
nur einen Minijob haben. In Sachsen 
sind das immerhin ca. 40 000 bei stei¬ 
gender Tendenz. Die meisten von ih¬ 
nen führen lediglich einfache Tätig¬ 
keiten aus, die meist mit ihrem bishe¬ 
rigen beruflichen Alltag wenig zu tun 
hatten. Sie arbeiten meist nicht etwa 
weiter, weil ihnen zu Hause die De¬ 
cke auf den Kopf fällt, sondern weil 
sie ihre niedrigen Renten aufbessern 
wollen und aus unterschiedlichen 
Gründen die erhebliche bürokratische 
Hürde der Beantragung von Alters¬ 
grundsicherung nicht auf sich nehmen 
wollen. 

UZ: Gehen Sie davon aus, dass das The¬ 
ma Renten eines der Hauptthemen im 
anstehenden Bundestagswahlkampf 
2017 werden wird? 

Dietmar Pellmann: Man könnte es 
annehmen. Es ist aber eher damit 
zu rechnen, dass die Parteien der 
gegenwärtigen Regierungskoalition 
das Rententhema gern vorher erle¬ 
digt haben wollen. Denn 20 Millionen 
Rentnerinnen und Rentner sind auch 
20 Millionen potentielle Wählerin¬ 
nen und Wähler, die man möglichst 
bei Laune halten möchte. Daher in 
der Vergangenheit auch die Rege¬ 
lungen zur so genannten Mütter¬ 
rente, ein Lieblingskind der Christ¬ 
demokraten, die Rente mit 63, das 
Vorzeigeprojekt der SPD, und nun 
die Flexi-Rente. Selbst die Anglei¬ 
chung des Rentenwertes Ost an den 
Rentenwert West soll zumindest noch 
angeschoben werden. Meine Partei, 
vielleicht auch die Gewerkschaften 
und Sozialverbände, haben objektiv 
Interesse, dass die Rente zu einem 
Schwerpunkt im Bundestagswahl¬ 
kampf wird, um den Nebelvorhang 
von den Beruhigungspillen der Bun¬ 
desregierung zu reißen und auf eine 
wirkliche Rentenreform zu drängen, 
deren Bestandteil eine Mindestrente 
von 1050 Euro sein sollte. Allerdings 
dürfte klar sein: Allein auf parlamen¬ 
tarischem Weg wird es nicht zu ge¬ 
rechten Rentenregelungen und nicht 
zur wirklichen Bekämpfung von Al¬ 
tersarmut kommen. Wir brauchen 
eine starke außerparlamentarischen 
Bewegung, die alle Generationen ein¬ 
schließt. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 
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Pokerspiel in der oberen Etage 

Edeka will Kaiser’s-Tengelmann 


I m bundesdeutschen Einzelhandel 
brodelt es weiter. Nach der Umstruk¬ 
turierung der Warenhauskonzerne 
gibt es jetzt neue Monopolisierungen 
im Lebensmittelbereich. Betroffen sind 
diesmal Beschäftigte der Kaiser’s-Ten- 
gelmann-Gruppe. Karl-Erivan Haub, 
Unternehmer von 446 Filialen der Su¬ 
permarktkette, handelte schon 2014 ei¬ 
nen Deal mit Edeka zum Verkauf aus. 
Doch ob der Coup gelingt, ist nicht 
sicher. Denn die Fusion von Kaiser’s- 
Tengelmann (KT) und Edeka ist unkla¬ 
rer denn je. 

Betroffen sind rund 15 700 Lohnab¬ 
hängige. Deren zukünftige Ausbeutung 
durch Edeka wurde mit einer Entschei¬ 
dung des Bundeskartellamtes auf Eis 
gelegt. Das Kartellamt hatte die Über¬ 
nahme bereits Anfang April aus Wett¬ 
bewerbsgründen abgelehnt. KT unter¬ 
sagt, vorerst die Schließung von Filia¬ 
len, eigenen Fleisch werken und Lagern 
sowie den Wareneinkauf über Edeka 
vorzunehmen. 

Rewe, Markant und Norma, die 
ebenfalls an dem Food-Konzern In¬ 
teresse zeigen, kam die Entscheidung 
gegen Edeka ganz recht. Ist der blau¬ 
gelbe Riese doch die Nummer 1 des 
Lebensmittelhandels in Deutschland. 
2015 machte dieser 53,28 Milliarden 
Euro Umsatz. 

Wohl mit Ausblick auf die im 
nächsten Jahr stattfindenden Bundes¬ 
tagswahlen ist der Erlass des Bundes¬ 
wirtschaftsministers Sigmar Gabriel 
(SPD) zu sehen. Dieser beharrte nach 
dem Urteil des Kartellamtes weiter 
auf eine Fusion mit Edeka. Die Ver¬ 
mutung, zwischen Tengelmann, Edeka 
und Gabriel habe ein Deal stattgefun¬ 
den, macht seitdem in den bürgerlichen 
Medien die Runde. Die Entscheidung 
des SPD-Ministers bekam nach anfäng¬ 
licher Zurückhaltung der Vereinigten 
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 
nunmehr deren volle Unterstützung. 

Durch die Option mit Edeka konn¬ 
te ver.di relativ schnell Erfolge verbu¬ 



Durch die Option mit Edeka konnte ver.di relativ schnell Erfolge verbuchen. So setzte die Gewerkschaft Anfang August im Zusammenhang mit dem geplanten 
Verkauf von Kaiser’s-Tengelmann an Edeka, ein Tarifergebnis durch. 


chen. So setzte die Gewerkschaft An¬ 
fang August im Zusammenhang mit 
dem geplanten Verkauf von Kaiser’s- 
Tengelmann an Edeka ein Tarifergeb¬ 
nis durch. Die ausgehandelten Tarif¬ 
verträge gelten für die Übernahme auf 
Grundlage der Ministererlaubnis. Sie 
sichern die Beschäftigten für fünf Jahre 
vor betriebsbedingten Änderungs- und 
Beendigungskündigungen. Standorte, 
die Logistik und die Verwaltung sind 
für den gleichen Zeitraum einbezogen. 
Der existenzsichernde Schutz durch Ta¬ 
rifverträge des nordrhein-westfälischen 


Einzelhandels bleibt erhalten. Doch 
das ganze birgt gravierende Gefahren. 
Der vereinbarte Tarif gilt nur bei einer 
Übernahme durch Edeka. Schnappt ein 
anderer Konzern zu, muss neu verhan¬ 
delt werden. 

Auf Betreiben von Rewe und wei¬ 
teren Kaufinteressenten im Übernah¬ 
mepoker verbot das Oberlandesge¬ 
richt in Düsseldorf im Juli jedoch den 
Vollzug der erteilten Ministererlaubnis 
für den Zusammenschluss. Eine Hand¬ 
voll kleinbürgerlicher Richter urteilte, 
wie es in bundesdeutschen Gerichten 


tägliche Praxis ist, dass ein Eingriff der 
Politik in solch einem Fall nicht mög¬ 
lich sei, kein „Gemeinwohlinteresse“ 
vorliege. 

Nach Auffassung der Gewerk¬ 
schaft bedeutet diese Entscheidung 
„eine Unsicherheit für die Beschäftig¬ 
ten. Anders als das Gericht feststellt, 
ist der Erhalt der Arbeitnehmerrechte 
der Beschäftigten von Kaiser’s-Tengel¬ 
mann ein nachvollziehbares Kriterium 
des Gemeinwohlinteresses“, so Stefanie 
Nutzenberger, zuständig für den Han¬ 
del beim ver.di-Bundesvorstand. 


Das Pokern um die Beschäftigten 
kann sich angesichts des juristischen 
Tauziehens noch lange hinziehen. Ge¬ 
spannt schauen die Belegschaft und ihre 
Betriebsräte deshalb auf den 23. Sep¬ 
tember (nach Redaktionsschluss). Der 
Kaiser’s-Tengelmann-Boss berief für 
diesen Tag eine außerordentliche Auf¬ 
sichtsratssitzung ein. Zu befürchten 
ist, dass hier der Konzern zerschlagen 
werden soll. Der Verkauf sogenannter 
„Rosinenstücke“ würde das endgültige 
Aus bedeuten. 

Herbert Schedlbauer 


Der Roboter und der Kapitalismus 

Zur Diskussion um die Auswirkungen der Automatisierung 


Man muss Heiner Flassbeck zugute 
halten, dass ihm seit langem klar ist, 
dass die gegenwärtige EU/Euro-Kons- 
truktion und das Berlin/Brüsseler Aus- 
teritätsdiktat in einem Desaster enden 
muss. Nun hat er sich allerdings der 
vom „Spiegel“ aufgeworfenen Frage 
gewidmet: „Bedroht der Roboter die 
Arbeitsplätze?“ Und da lässt seine Ant¬ 
wort durchaus Luft nach oben. Sie lau¬ 
tet nämlich einfach: „Nein!“ 

Richtig ist natürlich, ein Roboter ist 
eine von Menschen gemachte Maschi¬ 
ne, die aus sich heraus erst einmal gar 
nichts bedroht. Roboter, wenn sie denn 
richtig funktionieren, tun das, was ihre 
Hersteller, Programmierer etc. ihnen 
auftragen, inklusive dessen, wozu sie 
sich selbst optimieren können. Die Fä¬ 
higkeit, Maschinen hersteilen zu kön¬ 
nen, die selbstständig große Teile der 
materiellen Produktion, ihrer Organi¬ 
sation und Logistik übernehmen kön¬ 
nen, ist selbstredend ein gewaltiger 
Menschheitsfortschritt. Die Frage ist al¬ 
lerdings, auf welche gesellschaftlichen 
Verhältnisse, Produktionsverhältnisse, 
trifft so eine Revolution der Produktiv¬ 
kräfte? Und hier wird es für einen Sozi¬ 
aldemokraten kritisch, wir befinden uns 
mit unseren Robotern nicht in irgend¬ 
einer neoklassisch im Gleichgewicht 
vermuteten „Marktwirtschaft“, son¬ 
dern im Kapitalismus. Und hier zählt 
nur eine Größe: Der Profit. 

Wenn also, wie Flassbeck glaubt, 
„immer mehr und immer bessere Ma¬ 
schinen eingesetzt werden, die noch 
mehr stumpfsinnige Arbeit endgültig 
überflüssig machen“, dann passiert es 
eben nicht, „weil es den Verkehr siche¬ 
rer macht und die Möglichkeit schafft, 
durch das steigende Einkommen für 
alle, das mit der Innovation verbunden 
ist, die ehemaligen Lastwagenfahrer 


sinnvoller zu beschäftigen“, sondern 
schlicht, weil der eingesparte Lohn für 
den Lkw-Fahrer den Profit erhöht. Ob 
der Ex-Fahrer dann tatsächlich „sinn¬ 
voller beschäftigt“ werden wird, ist 
dabei ebenso herzlich irrelevant wie 
Flassbecks hoffnungsfrohe Erwartung 
auf „steigende Einkommen für alle“. 

Da Flassbeck sich als Neokeyne- 
sianer wohl ungern auf Jean-Baptiste 
Says Angebotstheorem („Jedes An¬ 
gebot schafft sich seine Nachfrage“) 
berufen mag, nennt er es einen „Drei¬ 
klang von Produktivitätssteigerungen 
(durch die Technik induziert), von Re¬ 
allohnzuwächsen (entweder durch die 
Produktivität infolge von Preissenkun¬ 
gen induziert oder ausgehandelt) und 
der Veränderung der Beschäftigung 
von Arbeit (als Funktion der Nach¬ 
frage der Arbeiter)“, den seine Kri¬ 
tiker „nicht auf die Reihe“ kriegten. 
Technische Innovation ist im Kapita¬ 
lismus aber nicht „technisch“, sondern 
profitinduziert, und Reallohnzuwäch¬ 
se, wenn es sie denn gibt, nicht durch 
Produktivität, sondern durch Arbeits¬ 
kampf erkämpft. „Wohlstandsgewinne“ 
und technologisch-emanzipativer Fort¬ 
schritt können Ergebnis einer starken 
Arbeiterbewegung sein, müssen es aber 
nicht (s. Kernenergie, Klimakrise, Gen¬ 
technik). Trotz oder gerade wegen ihres 
technologischen Fortschritts marschiert 
die kapitalistische Anarchie mit verbis¬ 
sener Entschlossenheit auf den Klima- 
GAU zu. 

Says Angebots-Theorem war schon 
1803 eine steile These. Flassbecks 
„Dreiklang“ ist angesichts der aktuellen 
Krise eine geradezu autistische Übung. 
Es sollte sich doch mittlerweile her¬ 
umgesprochen haben, dass es so etwas 
wie Kapitalakkumulation gibt und dass 
technologischer Fortschritt, makroöko¬ 


nomisch betrachtet, zuallererst den Ka¬ 
pitalbesitzern hilft, den Anteil des pri¬ 
vat aneignungsfähigen Mehrwerts am 
gesellschaftlich erarbeiteten Produkt 
zu erhöhen und mittlerweile den Zu¬ 
griff allein des Finanzkapitals auf mehr 
als 40 Prozent/BIP getattet. Und dass 
diese 40 Prozent mangels profitabler 
Anlagemöglichkeiten in der Realöko¬ 
nomie (tendenzieller Fall der Profitra¬ 
te) zu einem hohen Anteil entzogen, im 
Finanzcasino landen, und eben nicht für 
Reallohnzuwächse oder Nachfrage¬ 
steigerung zur Verfügung stehen. John 
Maynard Keynes hatte es zwar nicht 
so formuliert, aber 1936 zumindest als 
Phänomen akzeptiert. Heute stehen 
selbst in den entwickelten kapitalisti¬ 
schen Staaten große Teile der ehemals 
„wohlhabenden Mittelschicht“ trotz IT- 
Revolution und trotz größter individu¬ 
eller Anstrengung vor dem deprimie¬ 
renden Faktum, dass es ihnen materiell 
schlechter geht als der Vorgängergene¬ 
ration. Von den zivilisatorischen, huma¬ 
nen, arbeits- und sozialpsychologischen 
Verwüstungen gar nicht zu reden. 

Stattdessen folgt ein mystischer 
Blick in die Geschichte. Der „Spiegel“ 
argumentiert analog des Rheinischen 
Grundgesetzes: „Et hätt noch immer 
joot jejange!“ Flassbeck glaubt das 
auch: „weil ja sonst die halbe Mensch¬ 
heit ständig arbeitslos wäre.“ Glaubt 
aber (Dreiklang) arroganterweise im 
Gegensatz zum „Spiegel“ auch zu wis¬ 
sen warum: „Genauso hat man auch 
schon vor mehr als zweihundert Jahren 
gefragt. Wie groß ist der geistige Fort¬ 
schritt? Exakt Null!“ 

Nun, ganz so simpel liegen die Din¬ 
ge nicht. Die Fähigkeit des Kapitalis¬ 
mus, technologischen Fortschritt im 
humanen Interesse krisenfrei zu imple¬ 
mentieren, tendiert aus oben genannten 


Gründen schon seit der ersten industri¬ 
ellen Revolution hart gegen Null. Seit 
ersten Überproduktionskrise von 1825 
empörten sich periodisch „die Produk¬ 
tivkräfte gegen die Produktionsverhält¬ 
nisse“ (Manifest). Mit der Entwicklung 
der kapitalistischen Hauptstaaten zu 
imperialistischen Mächten stieg dann 
die Fähigkeit, diese Widersprüche ele¬ 
gant zu exportieren. Das Rennen um 
die Aufteilung der Erde, um den glo¬ 
balen Rohstoff-, Arbeitskräfte- und vor 
allem Absatzmarkt hatte vor allem Bri¬ 
tannien gewonnen. Ohne ihn wäre das 
Empire eine höchst durchschnittliche 
europäische Macht geblieben, deren re¬ 
lativ geringe Einwohnerzahl (trotz Say) 
niemals die Kaufkraft für die „Werk¬ 
statt der Welt“ zusammengebracht hät¬ 
te. Natürlich gab es und gibt es weiter¬ 
hin (zwar nicht die „halbe Menschheit“, 
aber auch nicht viel weniger) das Elend 
der industriellen Reservearmee und 
der Landarmut, die Hungertoten, die 
Kinder- und Sklavenarbeit. Nur eben 
woanders. 

Für den „alten“ industriekapitalis¬ 
tisch auftretenden Imperialismus be¬ 
stand die Notwendigkeit, aus Angst 
vor den Roten und zur inneren sozi¬ 
alchauvinistischen Aufrüstung die „ei¬ 
gene“ Arbeiterklasse zu privilegieren. 
Mit der neoliberalen Gegenreforma¬ 
tion und der Niederlage der Großen 
Alternative existieren diese Sozial¬ 
staatsversprechen genannten Korrum¬ 
pierungen weit weniger. Für das ent- 
grenzte Finanzkapital ist es egal, wo 
oder mit wem es seine Profite macht. 
Hauptsache, sie sind hoch genug. Die 
Sozialdemokratie hatte einst, wie Le¬ 
nin bemerkte, ihr Erstgeburtsrecht für 
ein Linsengericht verschachert, nun ist 
sie dabei auch noch das Linsengericht 
zu verhökern. 


Das neoliberale Race to the Bot- 
tom macht auch für die kapitalisti¬ 
schen Hauptmächte keine Ausnahme. 
Da es nach 1989 keine neuen Märk¬ 
te mehr zu erobern gibt, werden die 
exportierten Systemwidersprüche all¬ 
mählich reimportiert. Die rosa-oliv- 
grüne Agendapolitik war da ein ers¬ 
ter Vorgeschmack und zeigt, wohin die 
Reise geht. Zu fürchten ist, dass der 
nächste Technologieschub, wie schon 
die IT-Revolution, in diesem Sinne 
durchaus Katalysatorfunktion haben 
könnte. 

Wie das Maschinenzeitalter den 
Kapitalismus erforderte, schreit die Fä¬ 
higkeit zur Automatisierung der Pro¬ 
duktion geradezu nach einer rationa¬ 
len, vernunftgeleiteten Gesellschafts¬ 
ordnung, in der ein zweckgerichteter 
Einsatz dieser genialen Fähigkeiten im 
Sinne einer qualitativ besseren, ökolo¬ 
gisch nachhaltigeren und humaneren 
Lebens-, Arbeits- und Biosphäre zu¬ 
mindest denkbar ist. In der Anarchie 
der kapitalistischen Profitwirtschaft ist 
sie es sicher nicht. So viel sollte, spä¬ 
testens nach 25 Jahren kapitalistischer 
Alleinherrschaft, klar sein. Zumindest 
empirisch. Flassbeck aber versucht ge¬ 
nau diese sozialistische Perspektive 
mit dem Hinweis auf eine (staatliche 
Planungs-) „Kommission“ zu ironisie¬ 
ren, welche die „Grundbedürfnisse“ 
des Menschen, Orwell lässt grüßen, 
in etwa auf Basis eines linoleumgrau¬ 
en 50er-Jahre-Standards (VW-Käfer, 
Urlaub im Schwarzwald, schwarzes 
Festnetztelefon) festlegt. Auch nach 
25 Jahren bestimmt Thomas Manns 
„Grundtorheit der Epoche“ das Den¬ 
ken hartnäckig. Wie groß ist der geis¬ 
tige Fortschritt, lieber Heiner Flass¬ 
beck? Exakt Null? 

Klaus Wagener 
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Geheimdienste vor Gericht 

Berlin. Die Humanistische Union e.V. 
setzt ihre Aktivitäten gegen die deut¬ 
schen Geheimdienste fort. Am 21. und 
22.10.2016 veranstaltet sie in Berlin eine 
Tagung unter dem Motto „Geheimdiens¬ 
te vor Gericht“ Angesichts der aktuellen, 
völlig unzureichenden BND-Reform wird 
u. a. über Defizite und Herausforderun¬ 
ge der Geheimdienstkontrolle diskutiert. 
Unter anderem diskutieren Wolfgang 
Neskovic, ehemaliges Mitglied im par¬ 
lamentarischen Kontrollgremium, und 
Martina Renner, Bundestagsabgeord¬ 
nete der Linkspartei im NSA-Untersu- 
chungsausschuss. Der ehemalige Verfas¬ 
sungsschutz-Referatsleiter Winfried Rid- 
der spricht u.a. mit dem Grünenpolitiker 
und Sonderermittler im Fall des V-Manns 
„Corelli“ Jerzy Montag über Sinnhaftig- 
keit und Rechtskonformität des Einsatzes 
von V-Leuten. Durch die aktuelle Ausstel¬ 
lung „Whistleblowing - Licht ins Dunkel 
bringen“ führt das Whistleblower-Netz- 
werk. Den Auftakt zu „Geheimdienste 
vor Gericht“ bildet am 21. Oktober eine 
Filmvorführung von „Snowden“ mit an¬ 
schließender Diskussion im Kino Cubix 
am Alexanderplatz. Das neueste Werk 
von Hollywood-Regisseur Oliver Stone 
widmet sich dem Leben von Edward 
Snowden, dem früheren NSA-Mitarbei- 
ter und Whistleblower, der 2014 für sei¬ 
ne außergewöhnliche Zivilcourage bei 
der Aufdeckung grund- und menschen¬ 
rechtswidriger Überwachungspraktiken 
von der Humanistischen Union mit dem 
Fritz-Bauer-Preis ausgezeichnet wurde. 
Der Eintritt zur Veranstaltung ist frei. 
www.geheimdienste-vor-gericht.de 

Unheimlicher Aufmarsch 

Berlin. Über 6 000 christliche Fundamen¬ 
talisten, selbsternannte „Lebensschüt¬ 
zer“, Rechtspopulisten, Anhänger von 
CDU, CSU und AfD sowie andere Ewig¬ 
gestrige sind am vergangenen Sonnabend 
in Berlin aufmarschiert, um gegen Ab¬ 
treibungen und faktisch auch gegen die 
Gleichstellung von Männern und Frau¬ 
en und Homosexualität zu protestieren. 
Gegen den Aufmarsch der Rechten hatte 
neben Antifaschisten auch das „Bündnis 
für sexuelle Selbstbestimmung“ mobil ge¬ 
macht, welches von feministischen Orga¬ 
nisationen, Lesben- und Schwulengrup¬ 
pen, Gliederungen der Arbeiterwohl¬ 
fahrt, der Aidshilfe, von Gewerkschaften, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Links¬ 
partei unterstützt wird. Rund 1 500 Men¬ 
schen waren dem Aufruf des Bündnisses 
gefolgt und beteiligten sich an den Pro¬ 
testen gegen den jährlich stattfindenden 
Aufzug der Reaktionäre. 

Bundesregierung schweigt 

Hannover. Die niedersächsische Links¬ 
partei hat darauf hingewiesen, dass 
kürzlich in der Südost-Türkei, also vor¬ 
wiegend von Kurdinnen und Kurden 
bewohnten Gebieten, diverse Bürger¬ 
meister auf Anordnung des Despoten 
Erdogan ihres Amtes enthoben wurden. 
„Wie sich schon durch die Aufhebung 
der Immunität von HDP-Abgeordne¬ 
ten des türkischen Parlamentes zeigte, 
untermauert von Aussagen Erdogans 
nach dem (angeblichen) Putschversuch, 
die Türkei zu säubern, wird die Demo¬ 
kratie in der Türkei mit Füßen getreten. 
Zu alle dem würde die deutsche Bundes¬ 
regierung schweigen, so der Vorwurf der 
demokratischen Sozialisten. „Wir kriti¬ 
sieren diese Vorgehensweisen seit lan¬ 
gem und fordern eine Wiederaufnahme 
der Gespräche Erdogans mit Abdullah 
Öcalan sowie auch eine Entkrimina- 
lisierung der kurdischen Bevölkerung 
der Türkei“, so die Linkspartei-Landes¬ 
sprecherin Anja Stoeck gegenüber UZ. 

Wieder Brandanschlag 

Die anscheinend endlose Serie von bun¬ 
desweiten Brandstiftungen macht auch 
um Bremen keinen Bogen. In der Nacht 
zum Dienstag haben bisher unbekannte 
Krimminelle in Bremen-Huchting eine 
noch nicht entgültig fertiggestellte und 
daher noch unbewohnte Unterkunft 
für Flüchtlinge zum Teil zerstört. Die 
Polizei stellte fest, dass die Attentäter 
Molotowcocktails in die Container ge¬ 
worfen haben und geht von politischen 
Motiven aus. Ab Dezember sollten dort 
Geflüchtete untergebracht werden. 


Eine offenbar geplante Hetzjagd 

Aber die Polizei lobt sich, in Bautzen die Ruhe wiederhergestellt zu haben ... 



Schon lange gibt es Nazi-Aktivitäten in Bautzen. Hier ein Aufmarsch von ca. 400 Rechten am 4. Mai in Bautzen gegen 
Asylsuchende. 


B ei „Anne Will“ wurde am Sonn¬ 
tagabend „nachgelegt“: Aber 
nicht die Wahlen in Berlin, son¬ 
dern die letzten Ereignisse in Bautzen 
(Sachsen) waren Thema. Über die „Es¬ 
kalation in Bautzen - Was steckt dahin¬ 
ter?“ wurde diskutiert. Dazu eingela¬ 
den war auch Alexander Ahrens, der 
parteilose Oberbürgermeister. Der er¬ 
innerte an die Vorgänge in der vergan¬ 
genen Woche und wandte sich dagegen, 
dass die Stadt zum Aufmarschplatz für 
Rechte wird. 

In Bautzen hatten sich am 14. Sep¬ 
tember etwa 20 Flüchtlinge auf dem 
Kornmarkt in der Innenstadt mit Nazis 
angelegt. Die Situation hatte sich schon 
in den Tagen zuvor zugespitzt. Die Na¬ 
zis waren in der Mehrheit und began¬ 
nen, die Flüchtlinge zu jagen. 

Später gab die Polizei allein den 
Flüchtlingen die Schuld an der Eska¬ 
lation. Diese hätten die andere Grup¬ 
pe provoziert, beschimpft und mit Fla¬ 
schen beworfen. Ein großer Teil der 
bürgerlichen Medien übernahm diese 
Behauptung. 


Die überwiegend minderjährigen 
„unbegleitete“ Flüchtlinge erhielten 
eine Ausgangssperre und Alkoholver¬ 
bot. 

Einen Tag später versammelten sich 
Rechte, um erneut gegen Flüchtlinge 
zu hetzen. Laut „Spiegel-Online“ vom 
16. September erklärte der örtliche 
Polizeidirektor Uwe Kilz dazu: „’Die 
unschönen Szenen, wie sie an den ver¬ 
gangenen Abenden am Kornmarkt zu 
sehen waren, gab es heute nicht’ ... 
Heißt: Gehen Sie bitte weiter, hier gibt 
es nichts mehr zu sehen.“ 

„Die Polizei in Bautzen lobt sich 
für die Wiederherstellung der Ruhe in 
der Stadt“, konnte man auf „Spiegel- 
Online“ lesen: „Tatsächlich hat sie den 
Rechtsextremen das Feld überlassen, 
indem sie die Flüchtlinge in ihre Un¬ 
terkünfte sperrt.“ 

Die Antirassistische Initiative Ber¬ 
lin erklärte am 16. September zu den 
Ereignissen in Bautzen unter dem Titel 
„25 Jahre nach dem Pogrom in Hoyers¬ 
werda und 35 Kilometer von Hoyers¬ 
werda entfernt: Rassistische Menschen¬ 


jagd in Bautzen - Lokalpresse, Polizei 
und Stadt Bautzen machen aus Opfern 
Täter“: „Alle im Internet veröffent¬ 
lichten Videos zeigen Angriffe auf Ge¬ 
flüchtete; der Angriff rechter Gewalttä¬ 
ter auf einen Rettungswagen wird von 
der Polizei bagatellisiert, die Hetzjagd 
durch die Stadt schlicht ignoriert. Die 
Kinder und Jugendlichen seien die Tä¬ 
ter. Eine Phalanx aus Polizeiführung 
und Stadtregierung redet sich die ge¬ 
duldeten Pogrome in Bautzen zurecht 
und macht die Opfer zu Tätern. Ihre 
absurde Variante bringt es bis in die 
Tagesschau. Als verlängerter Arm des 
rechten Mobs verhängt die Stadt eine 
Ausgangssperre über die Bautzener 
Geflüchtetenlager, so wird ein Lager 
zum Knast. Sie inhaftiert Minderjähri¬ 
ge täglich ab 19 Uhr. Die minderjähri¬ 
gen Geflüchteten haben es gewagt, sich 
gegen den rechten Mob zu verteidigen.“ 
„Es ist mir völlig unverständlich, 
dass die Polizei ... zu Beginn mit nur 
acht Mann vor Ort war, wie Augen¬ 
zeugen berichten. Die Polizei hat nicht 
etwa die Rechten, sondern Geflüchtete 


zum Gehen aufgefordert. Das ist völ¬ 
lig inakzeptabel. Wir dürfen nicht zu¬ 
lassen dass Neonazis ,national befreite 
Zonen‘ in unseren Städten erkämpfen“, 
erklärte am gleichen Tag die Bautze¬ 
ner Bundestagsabgeordnete Caren Lay 
(„Die Linke“). Lay weiter: „Dass ges¬ 
tern Abend so schnell so viele Neonazis 
zusammen kommen konnten, legt den 
Verdacht nahe, dass dieser rassistische 
Angriff gezielt geplant war. Die Täter 
scheinen sich sehr sicher zu fühlen. Das 
ist das eigentlich Erschreckende! 

Eine starke Naziszene und rechte 
Gewalt in Bautzen sind nicht vom Him¬ 
mel gefallen: zahlreiche Angriffe auf das 
Spreehotel, die Bedrohung des Bündnis¬ 
ses Bautzen bleibt bunt und neun An¬ 
griffe auf unser Linke-Büro zeigen, dass 
das Problem seit Jahren besteht. Bei al¬ 
len Beschädigungen meines Büros gab 
es keine Festnahme und keine Verurtei¬ 
lung. Die Frage ist nicht nur, wie viele 
Polizisten eingesetzt sind, sondern auch 
auf welcher Seite sie stehen.“ Und sie 
verwies darauf, dass die Jagd auf die 
Flüchtlinge kein Einzelfall ist. „Schon 
am vergangenen Freitag mussten sich 
Geflüchtete und Antifaschisten vor an¬ 
greifenden Neonazis ins Steinhaus flüch¬ 
ten, weil die Polizei sie nicht schützen 
konnte ... 

Wir dürfen kein Klima zulassen, in 
dem sich Nazis und Rassisten sicher füh¬ 
len. Sie dürfen auf unseren Straßen nie 
wieder die Oberhand gewinnen.“ 

Doch auch in den Folgetagen kam es 
immer wieder zu Nazi-Provokationen in 
der Stadt - gut geschützt vor Gegende¬ 
monstranten durch die Polizei. 

Übrigens: Auch am vergangenen 
Sonntag sicherten Polizeikräfte eine 
Kundgebung der Rechten ab, von de¬ 
nen manche auch aus anderen Bundes¬ 
ländern gekommen waren; natürlich 
vor angeblich gewaltbereiten jungen 
Antifaschistinnen und Antifaschisten. 
Und auch bei der Verfolgung anti-sor¬ 
bischer Gewalt in der Bautzener Regi¬ 
on, in der in Sachsen noch zahlreiche 
Menschen sorbischer Herkunft behei¬ 
matet sind, ist wohl ein Teil der sächsi¬ 
schen Polizei „auf dem rechten Auge 
blind“. 

nh 


Von Vertreibung bedroht 

Offener Brief an Bochums Oberbürgermeister und den Geschäftsführer des Jobcenters 


Mit einem offenen Brief haben sich 
20 Bochumer Organisationen, darun¬ 
ter auch die Soziale Liste Bochum, an 
Oberbürgermeister Thomas Eiskirch 
und den Geschäftsführer des Bochu¬ 
mer Jobcenters Frank Böttcher ge¬ 
wandt. Sie fordern die Verantwortli¬ 
chen dazu auf, die bis zu 1 000 aner¬ 
kannten Flüchtlinge, die durch das 
sogenannte „Integrationsgesetz“ von 
einer Vertreibung aus Bochum be¬ 
droht sind, hier wohnen zu lassen. Au¬ 
ßerdem müssen die lebensnotwendigen 
Zahlungen von Sozialleistungen sofort 
und unbürokratisch wieder aufgenom¬ 
men werden. 

Im Brief heißt es: 

.. wir, die unterzeichnenden Ein¬ 
zelpersonen und Gruppen, haben mit 
Bestürzung erfahren, dass zahlreiche 
geflüchtete Menschen, die mit uns in 
unserer Stadt leben, von einer Vertrei¬ 
bung aus Bochum bedroht sind. Meh¬ 
rere von ihnen haben von der Stadt 
Bochum Briefe erhalten, in denen sie 
dazu aufgefordert werden, in kürzester 
Zeit die Stadt zu verlassen oder aber 
sich darauf einzustellen, dass eine sol¬ 
che Aufforderung demnächst erfolgen 
kann. Nach Aussage von Stadtdirektor 
Michael Townsend soll es sich um bis 
zu 1 000 Menschen handeln. 

Die Entscheidung des Verwaltungs¬ 
vorstands, den Menschen, die vor dem 
6. August nach Bochum gezogen sind, 
bis zum 1. Dezember keine Umzugs¬ 
aufforderung zuzusenden, gibt den Be¬ 
troffenen zumindest eine kurzfristige 
Entspannung. Dennoch löst sie das 


Problem nicht, im Gegenteil: Unsere 
neuen Mitbürgerinnen müssen auf 
diese Weise noch viele Wochen in ei¬ 
nem unsicheren und äußerst belasten¬ 
den Status verharren. Wir fordern Sie 
hiermit auf, die integrationsfeindlichen 
und existenzbedrohenden Maßnah¬ 
men zu unterlassen und sich entschie¬ 
den dafür einzusetzen, dass Bochum 
weiterhin eine freundliche und offene 
Willkommenskultur lebt. 

Das sogenannte „Integrationsge¬ 
setz“ ist erst vor einem Monat in Kraft 
getreten. Nach städtischer Auslegung 
der im Gesetz enthaltenen Wohnsitz¬ 
auflage sollen die Betroffenen ihre hie¬ 
sige Existenz aufgeben. Sie sollen an 
Orte zurückkehren, die sie nach ihrer 
positiven Asylentscheidung zum Teil 
schon vor Monaten aus eigener, be¬ 
wusster Entscheidung verlassen haben. 

Ihr Umzug nach Bochum erfolgte 
in völligem Einklang mit den zu die¬ 
sem Zeitpunkt geltenden Gesetzen. 
Die betroffenen Menschen haben in 
Bochum eine Wohnung gefunden, be¬ 
suchen einen Integrationskurs oder 
stehen hierfür auf der Warteliste, ihre 
Kinder besuchen hier Kindergärten 
und Schulen. Viele haben hier Freun¬ 
de gefunden und Kontakte zu anderen 
Bochumerinnen und Bochumern ge¬ 
knüpft. 

Das Jobcenter Bochum verweigert 
bisher einem Teil der Betroffenen die 
Zahlung der lebensnotwendigen Leis¬ 
tungen. Den Menschen drohen nun 
Zwangsvollstreckungen, da sie ihre 
Miete nicht mehr zahlen können. Sie 


stehen vor der Gefahr ihre Kranken¬ 
versicherung zu verlieren. Mindestens 
ein Fall ist inzwischen bekannt, bei 
dem die zuständige Krankenkasse ein 
Schreiben versandt hat, um mitzutei¬ 
len, dass der Versicherungsschutz er¬ 
loschen ist. Anstatt den Menschen die 
ihnen zustehenden Leistungen zu zah¬ 
len, versuchte das Jobcenter sie dazu 
zu bewegen, dass sie per Unterschrift 
zustimmen, dass ihr Antrag an das Job¬ 
center der Stadt weitergeleitet wird, in 
die sie umziehen sollen. 

Die betroffenen Menschen sol¬ 
len an Orte zurückkehren, in denen 
sie Ablehnung, Feindschaft und auch 
körperliche Angriffe erlebt haben - 
in Gegenden, in denen es nicht leicht 
ist, neue Freunde zu gewinnen. Diese 
Maßnahmen setzen die Betroffenen 
massiv unter Druck. Die Verweige¬ 
rung von existenzsichernden Leistun¬ 
gen kommt einer Erpressung gleich. 
Ein Zwangsumzug bedeutet für sie 
eine unzumutbare Härte. 

Die Wohnortzuweisung ist unse¬ 
res Erachtens auch mit höherrangi¬ 
gem Recht nicht vereinbar. Artikel 33 
der EU-Qualifikationsrichtlinie ga¬ 
rantiert für Flüchtlinge und subsidiär 
Geschützte das Recht auf Freizügig¬ 
keit, wie auch Artikel 26 der Genfer 
Flüchtlingskonvention. In Urteilen 
vom 1.3.2016 (C - 443/14, C - 44/14) 
hat der Europäische Gerichtshof ent¬ 
schieden, dass die Einführung einer 
Wohnortzuweisung aus fiskalischen 
Gründen weder mit der Genfer Flücht¬ 
lingskonvention noch mit der EU- 


Qualifikationsrichtlinie vereinbar ist. 
Zudem stellte das Gericht fest, dass 
eine Wohnortzuweisung nur dann mit 
integrationspolitischen Gründen zu 
rechtfertigen ist, wenn dadurch keine 
Ungleichbehandlung gegenüber ande¬ 
ren Migrant*innen-Gruppen entsteht. 
Personen, die mit einem Visum zum 
Familiennachzug oder zu Arbeitszwe¬ 
cken kommen, sind bekanntlich nicht 
von einer Wohnortzuweisung betrof¬ 
fen. Es liegt hier also eine Ungleich¬ 
behandlung vor, die nach der EU-Qua- 
lifikationsrichtlinie ausdrücklich nicht 
zulässig ist. 

Herr Oberbürgermeister Eiskirch, 
wir fordern Sie dazu auf, 

• die betroffenen Menschen ihr hier in 
unserer Stadt begonnenes Leben fort¬ 
führen zu lassen. 

• alle rechtlichen Möglichkeiten zu nut¬ 
zen und Ihre Mitarbeiterinnen anzu¬ 
weisen, die Wohnsitzauflage auf alle in 
Bochum lebenden Geflüchteten nicht 
anzuwenden. 

• Ihr politisches Gewicht in Düsseldorf 
und Berlin dazu einzusetzen, dass die 
Wohnsitzauflage in NRW nicht umge¬ 
setzt wird und das Gesetz im Bundes¬ 
tag umgehend geändert wird. 

Herr Böttcher, als Geschäftsführer des 
Jobcenters fordern wir Sie auf 

• dafür Sorge zu tragen, dass die Zah¬ 
lung der existenzsichernden Leistun¬ 
gen an die Betroffenen unverzüglich 
wieder aufgenommen wird, und dass 
die Anträge auf Leistungen sofort be¬ 
arbeitet und positiv entschieden wer¬ 
den.“ 
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Guntram Hasselkamp zu einem PR-Gag 

Die völkische Frauke und die Berlin-Wahl 


Die Qualitätspresse hatte der AfD 
kurz vor der Berlin-Wahl noch einmal 
zu einem PR-Gag verholten. Nicht 
ohne Erfolg. Aus dem Stand 14,2 Pro¬ 
zent. Gerade noch 3 Prozent von der 
Schwesterpartei CDU entfernt. Auch 
hier hat die „Groko“ keine Mehrheit 
mehr. Da fragt es sich, wie lange noch 
die Schamfrist zur Petry-Truppe hält. 
Frauke Petry hatte in einem „Welt“- 
Interview ziemlich unmotiviert über 
das Adjektiv „völkisch“ schwadro¬ 
niert. Die Qualitätspresse hatte Pe¬ 
try den Gefallen getan und das Ge¬ 
rede gierig zu einem Skandal aufge¬ 
blasen. Natürlich wohl wissend, dass 
das Wort „völkisch“ im rechten Spek¬ 
trum durchaus nicht als faschistisches 
Unwort verstanden wird, sondern als 
ein, in einer Art deutsch-nationalem 
Verständnis positiver Integrationsbe¬ 


griff. Und Frauke Petry und die AfD 
steht daher für immer mehr im Land, 
und nicht nur Rechte, als Vorkämp¬ 
fer nationaler Interessen, gegen den 
nationalen Ausverkauf durch Mer¬ 
kels „Groko“. 14,2 Prozent zeigen, 
dass die Skandalisierung des Begriffs 
„völkisch“ durchaus in die gewünsch¬ 
te Richtung gewirkt hat. 

Die nationale Rhetorik der AfD 
verfängt nicht ohne Grund. Der Klas¬ 
senkampf durch das entgrenzte Fi¬ 
nanzkapital, die Euro-Krise und das 
austeritätspolitische Krisenverschär¬ 
fungsprogramm haben nicht nur die 
sozial-ökonomischen Interessen der ar¬ 
beitenden Bevölkerung, sondern auch 
das, was Konservative unter nationalem 
Interesse verstehen massiv beeinträch¬ 
tigt. Das Gemeinwesen Bundesrepub¬ 
lik zahlt einen hohen Preis dafür, dass 


es sich den Interessen des Finanzka¬ 
pitals ausgeliefert hat. Das ist, wie Le 
Pen & Co. zeigen, in den anderen kapi¬ 
talistischen Hauptstaaten nicht anders. 

Dieser historischen Niederlage im 
Klassenkampf ist natürlich ebenso we¬ 
nig mit der Aufwertung des Adjektivs 
„völkisch“ wie mit dem CSU-Mythos 
eines „christlichen Abendlandes“ zu 
begegnen. Der völkische Deutschna¬ 
tionalismus war schon bei seiner Ent¬ 
stehung vor 130 Jahren (als politische 
Speerspitze des Finanzkapitals, das 
man bei Gelegenheit zu bekämpfen 
vorgab) innenpolitisch militaristisch¬ 
reaktionär und außenpolitisch aggres¬ 
siv-expansionistisch. Da dürften die 
Damen Petry und von der Leyen, bei 
Licht betrachtet, durchaus zusammen¬ 
finden. Und auch Wolfgang Schäuble, 
als schwäbische Hausfrau, dürfte sich 


für das reizende Duo erwärmen kön¬ 
nen. Wobei er, für eine Handvoll Divi¬ 
sionen mehr, seine geliebte Schwarze 
Null einstweilen in den Keller packen 
müsste. Mit nationalem Interesse hat¬ 
te das alles damals so wenig zu tun wie 
heute. 

Als „linke Alternative“ wird nun 
„Rot-Rot-Grün“ ins Spiel gebracht. 
Das ist der gleiche Unsinn von der 
anderen Seite. Die bittere Wahrheit 
heißt: Es gibt keine linken Mehrhei¬ 
ten. Nicht in Berlin und auch nicht an¬ 
derswo. Wer so etwas will, muss sich 
die Agenda-SPD und die Nato-Oliv- 
grünen zu linken Parteien umlügen. 
Dann lässt sich aber auch der Ein¬ 
druck nicht mehr verdrängen, dass es 
nur um den Platz an den Fetttrögen 
geht. Wie bei den anderen, inklusive 
AfD, auch. 


KPF gegen „Rot-rot-grün“ 

Berlin. Die Kommunistische Platt¬ 
form (KPF) in der Partei „Die Linke“ 
hat sich gegen eine Koalition mit SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen infolge 
der Bundestagswahl 2017 ausgespro¬ 
chen. 

„Wie kann man in Erwägung zie¬ 
hen, mit dieser SPD, die zudem zu den 
etablierten Kriegsparteien gehört, in 
eine gemeinsame Bundesregierung zu 
gehen. Und mit den kriegsbefürwor¬ 
tenden Grünen ist das ebenso wenig 
vorstellbar“, kritisierte die KPF am 
vergangenen Montag in einer Erklä¬ 
rung. 

Wenn die Partei „Die Linke“ 
„Friedenspartei ohne Wenn und 
Aber“ bleiben wolle, sei „eine Re¬ 
gierungsbeteiligung im Bund un¬ 
denkbar“. Wer im Bund regieren 
wolle, habe die Staatsräson der Bun¬ 
desrepublik Deutschland zu akzep¬ 
tieren, zuvörderst deren Bündnis¬ 
verpflichtungen. „Das kann für uns 
nicht infrage kommen“, stellte die 
KPF klar. 


Die Probleme zu lösen bedarf es mehr als Wahlen 

Interview mit dem Spitzenkandidaten der DKP in Berlin 



Dietmar Koschmieder (links) war Spitzenkandidat der DKP zu den Berliner 
Abgeordnetenhauswahlen 


UZ: Die DKP hat bei den Abgeordne¬ 
tenhauswahlen in Berlin 3 467 Stim¬ 
men und damit wie bei den letzten 
Wahlen 2011 nur 0,2 Prozent der 
abgegebenen Stimmen erreicht. Ent¬ 
täuscht? 

Dietmar Koschmieder: Wenn wir zu 
Wahlen antreten, verfolgen wir im¬ 
mer mehrere Ziele. Zum einen wol¬ 
len wir natürlich ein möglichst gutes 
Wahlergebnis: Es gibt Aufschluss da¬ 
rüber, ob wir unsere revolutionären 
Ziele so vermitteln können, dass sie 
die Menschen erreichen. Wahlkämp¬ 
fe helfen uns zum anderen aber auch 
dabei, überhaupt wahrgenommen zu 
werden, unabhängig vom Wahlergeb¬ 
nis. Schließlich können wir erkennen, 
wie gut wir als Partei aufgestellt sind: 
Gelingt es uns, die Genossinnen und 
Genossen zum einheitlichen und ak¬ 
tiven Handeln zu motivieren und zu 
mobilisieren? Und nicht zuletzt wol¬ 
len wir mit Wahlkämpfen unsere Par¬ 
tei stärken, neue Mitglieder und neue 
Interessenten gewinnen. Wir brau¬ 
chen alle Faktoren zur Einschätzung, 
die absolute Stimmenzahl alleine sagt 
nicht viel aus. 

UZ: Es sagt aber aus, dass die DKP 
mit ihrem Programm kaum Wähler 
mobilisieren konnte. 

Dietmar Koschmieder: Richtig, aber 
woran liegt dies? Am Programm oder 
an der mangelnden Kraft und Fähig¬ 
keit, es den Wählern nahezubringen? 
Hier sind drei Faktoren in die Über¬ 
legungen einzubringen: Rechnerisch 
konnte bei dieser Wahl jedes Berli¬ 
ner DKP-Mitglied etwa 19 Menschen 
dazu bewegen, bei ihrer Partei das 
Kreuz zu machen. Bei der SPD wa¬ 
ren es pro Mitglied 21 Menschen, bei 
der Linkspartei 34. Das kann nur hei¬ 
ßen, dass wir die Partei stärken und 
vor allem neue Mitglieder gewinnen 


müssen, auch um bei Wahlen besser 
abzuschneiden. Zweitens sind Wahl¬ 
ergebnisse eine Frage des Geldes. 
Denn alles ist eine Ware in diesem 
Land, selbst die Wählerstimmen! Der 
SPD standen für die Abgeordneten¬ 
hauswahlen 1,7 Millionen Euro zur 
Verfügung. Sie setzten also 1,7 Mil¬ 
lionen Euro für Werbemaßnahmen 
ein, um möglichst viele Menschen 
dazu zu bewegen, ihre Wahlstimme 
der SPD zu geben. Der DKP muss¬ 
ten dafür knapp 4 000 Euro reichen, 
das ist gerade mal ein 500stel des¬ 
sen, was die SPD nutzen konnte. Das 
heißt, um erfolgreicher zu sein brau¬ 
chen wir Wahlwerbefonds, die wir 
langfristig anlegen müssen. Drittens 
ist zu berücksichtigen, dass SPD und 
Linke eine Reihe anderer Vorteile 
nutzen können, zum Beispiel Regi¬ 
onalbüros, ständige kostenlose Prä¬ 
senz in Fernsehen, Radio und Zeitun¬ 
gen. Wir wurden weitgehend von sol¬ 
chen Möglichkeiten ausgeschlossen. 
Dem können wir nur eigene kreati¬ 
ve Formen und originelle Wege ent¬ 
gegensetzen - hier sind wir in Ber¬ 
lin aber nicht weitergekommen. Wir 
diskutierten intensiv über unser Pro¬ 
gramm - aber kaum darüber, wie wir 
es wirksam unter die Menschen brin¬ 
gen. 

UZ: Das alles war absehbar - war es 
trotzdem sinnvoll, anzutreten? 

Dietmar Koschmieder: Auf jeden 
Fall! Zunächst können wir an der be¬ 
schriebenen Lage nur etwas ändern, 
wenn wir lernen, unter diesen kon¬ 
kreten Bedingungen erfolgreicher zu 
kämpfen. Und tatsächlich haben wir 
ja ein gutes Programm erarbeitet und 
eine linke Alternative zu dem vorge¬ 
stellt, was uns unter „RosaGrünRo- 
sa“ künftig regieren und unter CDU/ 
AfD/FDP in der Opposition begeg¬ 
nen wird. Die DKP wird dringender 


denn je benötigt. Es wird Zeit, dass 
wir das mit Nachdruck auch auf die 
Straße tragen. Wir sind in den letz¬ 
ten Monaten in Berlin wahrgenom¬ 
men worden, wir haben an Ständen 
mit den Bürgern der Stadt diskutiert, 
haben die wenigen Foren genutzt, die 
man uns angeboten hat und können 
aus Fehlern und Erfolgen wichtige 
Erkenntnisse ziehen über den Zu¬ 
stand unserer Partei und für die künf¬ 
tige Arbeit. 

UZ: Bist du nicht gerade dabei, ein 
schlechtes Ergebnis schönzureden? 

Dietmar Koschmieder: Nein, das 
sind Fakten. Zufrieden bin ich mit 
dem Ergebnis aber schon deshalb 
nicht, weil wir es nicht geschafft ha¬ 
ben, die ganze Partei geschlossen in 
den Wahlkampf zu führen. Einige ha¬ 
ben hart gekämpft, andere gelegent¬ 
lich mitgemacht und andere blieben 
fern - es muss uns aber gelingen, un¬ 
sere bescheidenen Kräfte geschlos¬ 
sen in solche Auseinandersetzungen 
zu führen, nur dann können wir das 
Schweigekartell durchbrechen und 
dafür sorgen, dass unser inhaltliches 
Angebot nicht nur wahr-, sondern 
auch angenommen wird. Es gibt eine 
Tendenz in unserer Partei, wonach 
Beschlüsse wie vage Vorschläge be¬ 
handelt werden, bei denen jedes Mit¬ 
glied, jede Gruppe individuell ent¬ 
scheidet, ob und wie sie mitmachen. 
Wir brauchen harte Diskussionen im 


Vorfeld - dann aber auch ein konse¬ 
quentes und geschlossenes Umset¬ 
zen der Beschlüsse. Sonst haben wir 
keine Chance gegen den mächtigen 
Klassengegner. 

UZ: Während die DKP nirgendwo 
richtig punkten kann, gelingen den 
Rechtspopulisten große Erfolge. Fehlt 
den Kommunisten eine gehörige Por¬ 
tion Populismus? 

Dietmar Koschmieder: Natürlich 
nicht. Wir sind die Partei des Klas¬ 
senkampfes, die Partei der Menschen, 
die nur von ihrer Arbeit oder Stüt¬ 
ze leben können. Uns wird der Klas¬ 
sengegner schon deshalb niemals 
in seinen Medien hochjubeln oder 
auch nur fair spiegeln. Und wir kön¬ 
nen uns nicht damit begnügen, simp¬ 
le Lösungen anzubieten und dumpfe 
Stimmungen zu bedienen. Der Kom¬ 
munismus ist das einfache, das schwer 
zu machen ist. Manche in unserer 
Partei meinen, dass es für die DKP 
wahlpolitisch keinen Platz gäbe. Es 
gibt jedenfalls keinen, den man uns 
gnädig zur Verfügung stellt: Dieser 
Platz muss hart erkämpft werden! 
Mit jedem gut geführten Wahlkampf 
machen wir auf uns und auf das Pro¬ 
gramm der Kommune aufmerksam, 
Kämpfe in Betrieben und mit Be¬ 
wegungen sind ebenfalls wichtig, um 
Kommunisten und ihr inhaltliches 
Angebot vorzustellen. Das enthält 
auch Vorschläge für alltägliche Pro¬ 


bleme - täuscht aber nicht vor, dass 
man nur die DKP wählen müsse, um 
alle Probleme gelöst zu bekommen. 
Dazu gehört viel mehr - und das ver¬ 
schweigen wir nicht. 

UZ: Wie bewertest Du die Wahl mit 
Blick auf die Ergebnisse der anderen 
Parteien? 

Dietmar Koschmieder: Alle Regie¬ 
rungs- und Oppositionsparteien ha¬ 
ben in diesem Wahlherbst die Mie¬ 
terprobleme in den Mittelpunkt ge¬ 
stellt und gefordert, dass die Mieten 
nicht noch teurer werden dürfen! Das 
ist schon ein Tag nach der Wahl Ma¬ 
kulatur, genau wie vor fünf Jahren. 
Damals haben sie im Wahlkampf das 
gleiche gesagt, seither sind die Mie¬ 
ten in Berlin jedoch um 40 Prozent 
gestiegen. Wir werden eine angeb¬ 
lich linke Stadtregierung bekommen 
und eine knallhart rechte Oppositi¬ 
on - die Mieten aber werden weiter 
explodieren, weil sie alle die Profit¬ 
logik nicht angreifen werden. Da¬ 
mit die wachsende Unzufriedenheit 
mit solchen Verhältnissen nicht nur 
rechten Demagogen nützt, braucht es 
eine starke und selbstbewusste DKP, 
die als echte Alternative zu den eta¬ 
blierten und rechten Parteien wahr¬ 
genommen wird. Aber nur wenn wir 
selbst davon überzeugt sind, können 
wir auch andere überzeugen. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 



Aktiver DKP-Wahlkampf auch auf der Demo gegen TTIP und Ceta am 17. September in Berlin 
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200 Atomsprengköpfe 

Der frühere USA-Außenminister Co¬ 
lin Powell hat die Zahl der israelischen 
Atomsprengköpfe auf 200 beziffert. 
Das geht aus gehackten E-Mails des 
Republikaners aus dem März 2015 her¬ 
vor. Die Federation of American Scien- 
tists (FAS) beziffert die Sprengköpfe in 
Israel bisher auf 80. 

In den E-Mails tauscht sich Pow¬ 
ell mit einem Vertrauten über die Ver¬ 
handlungen zum iranischen Atomab¬ 
kommen aus. Er bezweifelte darin, dass 
der Iran Atomwaffen einsetzen würde, 
selbst wenn das Land welche bauen 
könnte. „Die Jungs in Teheran wissen, 
dass Israel 200 hat, die alle auf Teheran 
gerichtet sind, und wir haben tausend.“ 

In dem Schriftverkehr mit dem US- 
Investor Jeffrey Leeds geht es um eine 
Rede des israelischen Ministerpräsi¬ 
denten Benjamin Netanjahu vor dem 
US-Kongress am 3. März 2015. Netan¬ 
jahu hatte darin eindringlich vor dem 
Abkommen des Westens mit dem Iran 
gewarnt. Der geleakte Schriftverkehr ist 
Teil zahlreicher E-Mails des Ex-Außen¬ 
ministers, die die Webseite „DCLeaks. 
com“ veröffentlicht hatte. Powell räum¬ 
te die Echtheit der Dokumente ein. 

Luftangriff auf 
Krankenhaus 

Bei dem Luftangriff auf ein von „Ärzte 
ohne Grenzen“ betriebenes Kranken¬ 
haus im Jemen ist nach Angaben von 
Amnesty International eine US-ame¬ 
rikanische Bombe eingesetzt worden. 
Unabhängige Experten hätten Fotos 
der getroffenen Klinik ausgewertet. 
Dabei seien Trümmer identifiziert wor¬ 
den, die zu einer in den USA produ¬ 
zierten Paveway-Bombe gehörten, teil¬ 
te die Menschenrechtsorganisation mit. 
Bei dem Angriff, für den die von Sau¬ 
di-Arabien geführte Militärkoalition 
verantwortlich gemacht wurde, starben 
am 15. August 14 Zivilisten, 24 wurden 
verletzt. 

Syrien beendet 
Waffenruhe 

Die syrische Armee hat die vor einer 
Woche in Kraft getretene Waffenruhe 
am Montag für beendet erklärt. Be¬ 
waffnete terroristische Gruppen hät¬ 
ten sich nicht an die Umsetzung der 
zwischen den USA und Russland aus¬ 
gehandelten Abmachung gehalten. In 
mehreren Gebieten habe es über 300 
Verstöße gegeben. Die Armee habe 
hingegen „größte Zurückhaltung an 
den Tag gelegt“, hieß es. 

Russland hatte einen US-Angriff 
auf syrische Truppen zuvor scharf kri¬ 
tisiert. Am Samstagabend hatte das sy¬ 
rische Staatsfernsehen berichtet, dass 
Kampfjets der US-Koalition im Osten 
Syriens syrische Truppen angegriffen 
hätten. Opposition und das US-Ver¬ 
teidigungsministerium bestätigten die 
Luftangriffe. Aus dem Pentagon hieß 
es allerdings, man habe IS-Stellungen 
attackieren wollen. 

Lehrerentlassungen 
in der Türkei 

In der Türkei sind ein weiteres Mal Leh¬ 
rerinnen und Lehrern entlassen worden. 
Nachdem bereits kurz nach dem ge¬ 
scheiterten Putschversuch im Juli rund 
20 000 vom Schuldienst suspendiert 
wurden, weil sie im Verdacht stehen, 
Gülen-Anhänger zu sein, trifft es nun 
vor Beginn des neuen Schuljahres die 
Lehrkräfte in den Kurdenregionen. Mi¬ 
nisterpräsident Binali Yildirim hatte die 
Suspendierung der Staatsdiener in den 
mehrheitlich von Kurden bewohnten 
Städten im Südosten des Landes damit 
begründet, dass sie „irgendwie mit dem 
Terror verwoben“ seien. Zeitgleich wur¬ 
den auch 24 gewählte Bürgermeister in 
den Kurdenregionen wegen angeblicher 
PKK-Kontakte ihres Amtes enthoben. 

Nach offiziellen Informationen des 
türkischen Erziehungsministeriums 
sind 11825 Lehrerinnen und Lehrer 
von den aktuellen Entlassungen betrof¬ 
fen. Mehrheitlich handelt es sich dabei 
um Mitglieder der Gewerkschaft Egitim 
Sen imWiderstand zur AKP-Regierung 
steht und deshalb schon seit Jahren von 
der Regierung unterdrückt und krimi¬ 
nalisiert wird. 


Die Militarisierung Südkoreas 

Widerstand gegen US-Strategie „Pivot to Asia“ 



N ach dem Amtseintritt von Ob- 
ama wurde die neue Strategie 
der Vereinigten Staaten, „Pivot 
to Asia“ offiziell bekanntgegeben. Die 
herrschende Klasse in den USA be¬ 
trachtet China als wichtigste Bedro¬ 
hung ihrer weltweiten Vorherrschaft 
und bereitet sich über die „Asian 
Pivot“-Strategie darauf vor, Peking in 
die Knie zu zwingen. 

Mit Washingtons strategischer Neu¬ 
ausrichtung geht die Aufrüstung der 
US-Streitkräfte und des Militärs ihrer 
asiatischen Verbündeten einher. Die¬ 
ser Strategie zufolge sollen 60 Prozent 
der US-amerikanischen Kriegsflotte 
bis 2020 im asiatisch-pazifischen Raum 
ständig im Einsatz sein. Daneben Unter¬ 
zeichnete Washington zahlreiche neue 
Militärabkommen in der Region, reak¬ 
tivierte alte Stützpunkte in Australien 
und den Philippinen, forcierte außer¬ 
dem den Aufbau neuer Militärstütz¬ 
punkte in Japan. 

Durchsetzung der neuen 
Strategie in Südkorea 

Diese Neuausrichtung löste auch in 
Südkorea Auseinandersetzungen aus. 
Bereits einige Jahre vor der offiziel¬ 
len Ankündigung der neuen Strategie 
planten Washington und Seoul in der 
Hafenstadt Pyeongtaek, die China di¬ 
rekt gegenüberliegt, eine neue Mega- 
Militärbasis auszubauen. Diese neue 
Militärbasis ermöglicht es den in Süd¬ 
korea stationierten US-Streitkräften in 
Konflikten außerhalb des koreanischen 
Territoriums schnell und effektiv einzu¬ 
greifen, vor allem in Konflikte zwischen 
China und seinen Rivalen. 

Die Regierung Südkoreas begann 
zudem im Jahr 2012 eine Marinebasis 
auf der Insel Jeju zu bauen. Die Basis 
liegt nur 500 km vom chinesischen Fest¬ 
land entfernt und ist für die USA von 
großer strategischer Bedeutung. Sie er¬ 
möglicht es dem Pentagon, jene Schiff¬ 
fahrtsrouten unter Kontrolle zu brin¬ 
gen, durch die China 80 Prozent seiner 
Ölimporte transportiert. Sie soll ferner 


als ein wichtiger Stützpunkt für die US- 
Marine benutzt werden. 

Diese beiden riskanten Maßnahmen 
zur Durchsetzung der US-Strategie sto¬ 
ßen in der Bevölkerung und bei den 
Friedenskräften Südkoreas auf Wider¬ 
stand. Der Protest gegen den Ausbau 
der Militärbasis in Pyeongtaek hielt 935 
Tage an. Dabei wurden 624 Aktivisten 
festgenommen und über 400 verletzt. 
An der Spitze dieser Bewegung waren 
die Vereinigte Fortschrittspartei (UPP) 
und ihre Anhänger aktiv. Dazu gehören 
die wegen „hochverräterischer Agitati¬ 
on“ verhafteten UPP-Funktionäre, die 
Hauptorganisatoren dieser Proteste wa¬ 
ren. Sie waren den Kriegstreibern ein 
Dorn im Auge, das ist der wirkliche An¬ 
lass des UPP-Verbots. 

Ausschalten der 
Antikriegspartei 

Nach dem Ausschalten der Antikriegs¬ 
partei UPP wurde die Militarisierung 
beschleunigt. Im Juli 2016 kündigten 
Washington und Seoul schließlich die 
Stationierung des Abwehrraketensys¬ 
tems THAAD in Südkorea an. Der Zu¬ 
sammenhang zwischen dem UPP-Ver¬ 


bot und der Stationierung von THAAD 
wird in der Propaganda der Regierung 
deutlich. Darin wird behauptet, dass die 
Funktionäre der für verfassungswidrig 
erklärten UPP hinter den Demonstra¬ 
tionen gegen THAAD stehen. Ein Ver¬ 
such, die Protestierenden abzuschre¬ 
cken, zu kriminalisieren und zu spalten. 

Die letzte Mission Obamas zur 
Durchsetzung seiner neuen Strategie 
war die Stärkung der militärischen Ko¬ 
operation zwischen Japan und Südko¬ 
rea. Im September 2015 erließ Premier¬ 
minister Shinzo Abe - in erster Linie 
mit Unterstützung der USA - Geset¬ 
ze zur kollektiven Selbstverteidigung, 
mit denen er die japanische Verfassung 
umgehen kann, die es verbietet, Krieg 
zu führen. Diese Gesetze erlauben den 
Einsatz von japanischen Truppen auch 
im Ausland. 

Im Anschluss daran räumten Tokio 
und Seoul die letzte Hürde zu einem 
neuen Militärbündnis aus dem Weg. 
Der Streit um die Versklavung kore¬ 
anischer Frauen durch die japanische 
Kaiserarmee ist bislang das größte Hin¬ 
dernis für eine Verbesserung der Bezie¬ 
hungen beider Staaten gewesen. Aber 


im Dezember 2015 einigten sich Seoul 
und Tokio auf eine offizielle Entschuldi¬ 
gung Japans sowie die Zahlung von ei¬ 
ner Milliarde Yen (7,6 Millionen Euro) 
in einen von Südkorea zu schaffenden 
Fonds für die Opfer. Im Gegenzug sei 
der Streit endgültig und unwiderruflich 
zu beenden. Trotz des scharfen Wider¬ 
stands der Betroffenen weigerte sich 
Shinzo Abe, juristische Verantwortung 
für die begangenen Verbrechen zu 
übernehmen. 

Durch dieses Übereinkommen wur¬ 
de ein neuer Weg für die enge militä¬ 
rische Kooperation zwischen beiden 
Staaten geebnet. Auch wenn der Mili¬ 
tärpakt zwischen beiden Staaten auf¬ 
grund des Widerstands erst einmal vom 
Tisch ist, könnte er wieder auf die Ta¬ 
gesordnung gesetzt werden. 

Zwei Seiten einer Medaille 

Politische Repressionen und Kriegstrei¬ 
berei sind zwei Seiten einer Medaille: 
Sie sind Instrumente zur Bewältigung 
der Krise des kapitalistischen Systems. 
In diesem Sinne hat das UPP-Verbot 
aktuelle sowie internationale Bedeu¬ 
tung. Choi Hohyun 


Ende des Partisanenkampfes? 

CCP-NPA und philippinische Regierung verhandeln über Friedensabkommen 


Führende Kader der „Communist Party 
of the Philippines“ und ihres bewaffne¬ 
ten Armes, der „New People’s Army“ 
(CPP-NPA), nahmen am 22. August 
dieses Jahres in Oslo unter Vermitt¬ 
lung des norwegischen Außenminis¬ 
ters Friedensgespräche auf. Unter ih¬ 
nen waren Jose Maria Sison, seit der 
Gründung vor 48 Jahren Vorsitzender 
der CPP, und Vertreter der philippini¬ 
schen Regierung. Die Verhandlungen 
sollen im Oktober fortgesetzt werden. 
Sison kam aus seinem niederländischen 
Exil nach Oslo. Die Gegenseite am Ver¬ 
handlungstisch - die neue philippinische 
Regierung unter Rodrigo Duterte - hat 
sich das Ziel gestellt, die jahrzehntelan¬ 
gen blutigen Auseinandersetzungen so¬ 
wohl mit den militanten muslimischen 
Separatisten im Süden des Landes als 
auch mit der CPP-NPA zu beenden. 

Einschätzungen der Gespräche 

Der Beginn der Verhandlungen wird 
von linker Seite verschieden einge¬ 
schätzt. So meldete sich der thailändi¬ 
sche Sozialist Ji Giles Ungpakorn aus 
dem englischen Exil mit der sarkasti¬ 
schen Bemerkung zu Wort, wonach die 
beiden Protagonisten gut miteinander 
korrespondieren würden: Auf der einen 
Seite die maoistische CPP und auf der 
anderen Seite eine neofaschistische Re¬ 
gierung. Letzteres zielte auf Präsident 
Dutertes jüngste Erklärung, wonach 
bürgerlich-demokratische Rechte im 
„Krieg gegen die Drogen“ überflüssig 
seien. Hunderte kleiner Rauschgiftdea- 
ler und -abhängige wurden daraufhin 
von der Polizei an Ort und Stelle ex¬ 
ekutiert. 

Die Sozialistische Partei von Ma¬ 
laysia, die jahrelang für ihre Legalität 


gekämpft hatte, hielt sich bisher mit 
offiziellen Erklärungen zurück. In Ma¬ 
laysia hatte die KP zwischen 1948 und 
1989 mit Waffengewalt für eine „Sozi¬ 
alistische Volksrepublik Malaysia“ ge¬ 
kämpft. 

Von philippinischer Seite bemüh¬ 
te sich die Führung der sozialistischen 
„Parti do Lakas ng Masa“ (Partei der 
arbeitenden Massen) um eine mehr¬ 
schichtige Stellungnahme, die versuch¬ 
te, der Kompliziertheit der aktuellen 
Lage gerecht zu werden. In den Aus¬ 
führungen der Partei wurde die über¬ 
wältigende Popularität von Präsident 
Duterte über den gesamten philippini¬ 
schen Archipel anerkannt und hervor¬ 
gehoben, dass radikale Gewerkschafter, 
Bauernführer und landesweit bekannte 
Aktivistinnen der Frauenbewegung in 
wichtige Regierungsämter berufen wor¬ 
den sind. Nach wie vor arbeiten aber die 
reaktionären Seilschaften in den Regie¬ 
rungsapparaten, im Parlament und in 
den Gerichten. 

Geschichte der PKP 

Die Kommunistische Partei der Phil¬ 
ippinen (Partido Komunista ng Pilipi- 
nas, PKP) wurde 1930 gegründet. Am 
Anfang kamen die Parteimitglieder 
vor allem aus dem Proletariat Manilas. 
Crisanto Evangelista, der Gründungs¬ 
vorsitzende der KP, war ein anerkann¬ 
ter Funktionär der radikalen Gewerk¬ 
schaft der Drucker. Die ersten Genos¬ 
sinnen waren in der Gewerkschaft der 
Zigarrenarbeiterinnen aktiv. Die PKP 
betrat die Bühne der Geschichte, als die 
Weltwirtschaftskrise von 1929/32 auch 
die Philippinen erschütterte. Vor allem 
das verelendete Landproletariat und 
die Kleinbauern rebellierten. Die Par¬ 


tei suchte daher nach der richtigen Tak¬ 
tik, in diese Kämpfe einzugreifen. 1932 
wurde die PKP für illegal erklärt. Nach 
der japanischen Besetzung der Philip¬ 
pinen im II. Weltkrieg stellte die Partei 
eigene Kampfeinheiten auf, die „Anti- 
Japanische Volksarmee“ (Hukbalahap). 
Mehr als 20 000 „Huks“, meist landlose 
Bauern, und ihre 50 000 Helfer kämpf¬ 
ten aufopfernd für die Befreiung des 
Landes. 

An Wahlen von 1949 nahm die Par¬ 
tei erfolgreich teil. Diese Entwicklung 
brach ab, als den gewählten Vertretern 
der PKP der Zutritt zum Parlament 
verwehrt wurde. In dieser Situation 
setzte sich jene Fraktion innerhalb der 
Parteiführung durch, die die Macht 
im Lande mit Waffengewalt erobern 
wollte. Kämpfer der Partei griffen da¬ 
raufhin militärische Einrichtungen 
an. Die Gegenattacken der philippi¬ 
nischen Armee waren umfassend, bru¬ 
tal und effektiv. Mitte der 1960er Jah¬ 
re war die PKP nur noch eine kleine 
Gruppe. 

Gründung der CPP 

In dieser Situation kam es am 26. De¬ 
zember 1968 - zum 75. Geburtstag von 
Mao - unter Führung des Hochschulleh¬ 
rers Jose Maria Sison, zu einer „Neu¬ 
gründung“ der KP, die fortan in der phi¬ 
lippinischen und internationalen Presse 
oft als „Communist Party of the Philip¬ 
pines“ (CPP) bezeichnet wird, um die¬ 
se Partei von der alten PKP zu unter¬ 
scheiden. 

In Anlehnung an Maos Ideen vom 
Partisanenkampf in der halbfeudalen, 
halbkolonialen chinesischen Gesell¬ 
schaft vor dem II. Weltkrieg rief die 
CPP zum Volkskrieg der bäuerlichen 


Massen gegen die US-amerikanische 
Marionettenregierung in Manila auf. 
Ab 1969 konnte die CPP für ihren be¬ 
waffneten Arm, die NPA, etwa 15 000 
junge Kämpferinnen und Kämpfer re¬ 
krutieren. Besonders während der Dik¬ 
tatur von Präsident Ferdinand Marcos, 
der trotz seiner offenen Korruption de¬ 
monstrativ von der US-Regierung un¬ 
terstützt wurde, lieferte sich die NPA 
zahlreiche Gefechte mit Armee und 
Polizei. 

In der CPP-Strategie des lange 
dauernden bäuerlichen Volkskrieges 
wurde der Arbeiterbewegung nur eine 
marginale Rolle zuerkannt. Die CPP 
hatte für die 1980er Jahre letztlich kei¬ 
ne Strategie der Organisation der urba- 
nen und ländlichen Arbeiterbewegung 
und vermochte daher auch nicht, he- 
gemonial in der Anti-Marcos-Koalition 
aufzutreten. Die Ablösung der Dikta¬ 
tur 1986 und die Bildung der Regierung 
unter Corazon Aquino beobachtete die 
CPP nur als Zaungast. Dafür wurden 
blutige innerparteiliche Auseinander¬ 
setzungen bekannt. Ehemalige Kämp¬ 
fer der NPA berichteten, wie sie von 
den eigenen Genossen als angebliche 
Verräter gefoltert wurden. 

Es wird spekuliert, dass die NPA 
gegenwärtig noch etwa 4 000 Kämpfer 
haben soll. Die philippinische „Partei 
der arbeitenden Massen“ ruft alle lin¬ 
ken und progressiven Kräfte auf, die 
Friedensgespräche zwischen der CPP- 
NPA und der Regierung zu unterstüt¬ 
zen. Gleichzeitig betont sie, dass nur 
eine autonome starke Arbeiterbewe¬ 
gung auf den Philippinen der Garant 
für den demokratischen Weg des Lan¬ 
des ist. 

Gunter Willing 
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Kurswechsel der Hamas 

Finanzielle Unterstützung aus Katar an die Verwaltung des Gazastreifens 



Gehört zur politischen Führung der Hamas: Chalid Maschal 


I m Juli dieses Jahres wurde bekannt, 
dass der Golfstaat Katar 30 Millionen 
Dollar zur Bezahlung von Mitarbei¬ 
tern des öffentlichen Dienstes im Gaza¬ 
streifen zur Verfügung stellen will. Die 
Hamas, die die Regierung in Gaza stellt, 
äußerte sich erfreut. 

Die Hamas ist eine sunnitisch-is- 
lamistische Organisation, die 1987 als 
Zweig der Muslimbruderschaft in Pa¬ 
lästina gegründet wurde. Sie verstand 
sich zugleich als Organisation des Wi¬ 
derstandes gegen die israelische Besat¬ 
zungspolitik und wurde von Syrien und 
dem Iran gefördert. Noch 2009 beton¬ 
te der Vorsitzende des politischen Bü¬ 
ros der Hamas in einem Gespräch mit 
der FAZ die Unterstützung der Hamas 
durch den Iran. Das Gespräch fand in 
einem Vorort von Damaskus statt, das 
zu jener Zeit auch Maschal eine sichere 
Zuflucht bot. 

Damals betrieb die Hamas eine 
schillernde Politik zwischen Moslem¬ 
brüdern und Widerstand gegen die is¬ 
raelische Besatzungspolitik. Dann kam 
der „Arabische Frühling“ und der ko¬ 
metenhafte, wenngleich vorübergehen¬ 
de Aufstieg der Moslembrüder. Und 
Hamas stellte sich als Organisation der 
Moslembrüder auf die Seite des be¬ 
waffneten Kampfes gegen die syrische 
Regierung. Das Handelsblatt zitierte 
im Februar 2012 Ismail Hanijeh, einen 
der Führer von Hamas, mit den Worten: 
„Ich ... grüße das heroische Volk Syri¬ 
ens, das nach Freiheit, Demokratie und 
Reform strebt.“ 

Als Folge versiegte die Unterstüt¬ 
zung aus dem Iran. Mit Chalid Maschals 
Auszug aus Damaskus Anfang 2012 
sprang Katar in die Bresche. 

Die militärische und politische Or¬ 
ganisation der Hamas, die Führung vor 
Ort und im Exil vertraten unterschied¬ 
liche politische Vorstellungen. Es war 
vor allem die politische Führung, die 
den Kampf der Moslembrüder gegen 
Syrien unterstützte. Die Kassam-Bri- 
gaden, der militärische Flügel der Ha¬ 
mas, stützte sich auf die militärische und 
finanzielle Unterstützung des Iran und 


Dreiviertel-Mehrheit 
für Putin 

Bei den Wahlen zur russischen Staats¬ 
duma am 18. September lagen nach 
fast vollständiger Auszählung der 
Stimmen am Montagabend die Ergeb¬ 
nisse vor: Demnach entfallen auf die 
Kremlpartei Einiges Russland (ER) 
343 Sitze in der neuen Staatsduma. Das 
sind mehr als Dreiviertel der Mandate. 
Sie kann damit nunmehr ohne die Un¬ 
terstützung anderer Parteien oder Ab¬ 
geordneter die Verfassung ändern. Die 
Kommunistische Partei der Russischen 
Föderation (KPRF) kommt auf 42 Sit¬ 
ze, die LDPR des Nationalisten Schiri¬ 
nowski auf 39 und die Partei Gerechtes 
Russland (GR) auf 23. Im Vergleich zur 
vorangegangenen Dumawahl 2011 ge¬ 
winnt die ER 105 Mandate hinzu, die 
KPRF verliert 50 Sitze, die LDPR ver¬ 
liert 17 Sitze und die GR 41. 

Diese dramatischen Umwälzungen 
in der Zusammensetzung des zentra¬ 
len russischen Parlaments haben vie¬ 
le Ursachen, die noch zu analysieren 
sind. Ein Aspekt ist die Veränderung 
der Wahlgesetzgebung durch die Auf¬ 
spaltung der 450 Mandate auf Partei¬ 
listen und Direktmandate in den Wahl¬ 
kreisen. Direktmandate werden durch 
die Eroberung der Stimmenmehrheit 
im Wahlkreis erlangt, bei denen die 
auf die anderen Bewerber entfallenen 
Stimmen unter den Tisch fallen - was 
bekanntlich immer die großen Parteien 
begünstigt. 

So entfallen auf die Liste der 
Kremlpartei ER 54,12 Prozent der 
gültigen abgegebenen Stimmen, auf 
die KPRF 13,42 Prozent. Bei den Di¬ 
rektmandaten siegt die ER dagegen 
in 203 der 206 Wahlkreisen, in denen 
sie Kandidaten aufstellt, die KPRF ge¬ 
winnt nur 7 Direktmandate. 

Die Wahlbeteiligung lag bei nur 
knapp 48 Prozent. Willi Gerns 


Syriens und stand in Opposition zur po¬ 
litischen Führung. 

Anfang Juli 2014 begann die israeli¬ 
sche Armee einen Angriff auf Gaza. Am 
ersten Tag der Operation griff die isra¬ 
elische Luftwaffe etwa 50 Ziele an. Da¬ 
mals hieß es in einem Kommentar der 
syrischen Zeitung „al-Watan“ provo¬ 
kativ: „Solidarität mit dem palästinen¬ 
sischen Widerstand, aber nicht mit der 
politischen Führung der Hamas, die sy¬ 
risches Blut an den Händen hat ... Soll 
doch die Hamas zur Hölle fahren ...“ 

Zuwendungen aus Katar 

Katar ist eines der reichsten Länder der 
Welt. Zugleich ist es ein Land, dessen 
Monarch Staatsoberhaupt und absolu¬ 
ter Inhaber der exekutiven und legis¬ 
lativen Gewalt und in dem die Scharia 
Hauptquelle der Gesetzgebung ist. Und 
das sich nebenbei als „demokratisch“ 
bezeichnet. 


40 Jahre nach der Wiedervereinigung 
Vietnams und dem Ende des Vietnam¬ 
kriegs feierte die Freundschaftsgesell¬ 
schaft Vietnam am letzten Wochenende 
ihren 40. Gründungstag. 

Vietnams Botschafter Doan Xuan 
Hung überbrachte in seiner Ansprache 
die Grüße des vietnamesischen Volks 
und dankte der Freundschaftsgesell¬ 
schaftvietnam für die „lange und groß¬ 
artige Solidarität mit Vietnam sowohl 
während der Zeit des Krieges als auch 
in den für Vietnam so harten Jahren 
des Boykotts der USA und Westeuro¬ 
pas gegen Vietnam.“ 



Logo der Freundschaftsgesellschaft 
Vietnam 

Angesichts der Auseinandersetzun¬ 
gen um die Paracel- und Spratly-Inseln 
bat er, auch weiterhin für die Sache Viet¬ 
nams einzutreten. Er betonte dabei den 
festen Willen Vietnams, alles zu tun, um 
die Konflikte in der Region mit China 
auf friedlichem Weg zu lösen. Im Auftrag 
des Staatspräsidenten Vietnams Tran 
Dai Quang überreichte er der Freund¬ 
schaftsgesellschaft den Staatsorden der 
Sozialistischen Republik Vietnam. 

Günter Giesenfeld, seit vielen Jah¬ 
ren Vorsitzender der Gesellschaft, 


Katar verfügt über enorme Geldre¬ 
serven, die es über eine Investment-Be¬ 
hörde in internationalen Beteiligun¬ 
gen anlegt. Die Behörde ist beteiligt 
an Barclays, Credit Suisse, Tiffany & 
Co., Vivendi, Volkswagen AG und vie¬ 
len anderen. 

Katar investiert aber nicht nur in in¬ 
ternationale Wirtschaftsunternehmen, 
sondern auch in Organisationen wie 
Ahrar al-Sham und andere bewaffnete 
islamistische Organisationen. Das Emi¬ 
rat unterstützt diese Gruppen insbeson¬ 
dere auch medial mit seinem Nachrich¬ 
tensender „al-Jazeera“. Seit sie die syri¬ 
sche Regierung zum Feind erklärt hat, 
wird auch die Hamas verstärkt von Ka¬ 
tar unterstützt. 

Zu Zeiten führte die Unterstüt¬ 
zung für diese Organisationen zu Ir¬ 
ritationen bei Investoren und Politi¬ 
kern. Als der Emir von Katar 2014 
Deutschland besuchte, wies z.B. Clau¬ 


nahm die Verleihungsurkunde entge¬ 
gen. In seiner Rede richtete Giesenfeld 
den Blick vor allem auf die Gegenwart 
und auf die Auswirkungen einer glo¬ 
balen Radikalisierung und Alleinherr¬ 
schaft des Kapitalismus auf die Welt: 
„... dass diese gegenwärtig so viele 
praktisch zerstörte Staaten, Bürger und 
andere Krieg aufweist, dass Milliarden 
von Menschen sich auf der Flucht be¬ 
finden, weil sie nirgendwo menschen¬ 
würdiges Leben führen können, ist im 
Grundsatz auf diese allgemeinen Ten¬ 
denz zurückzuführen, aber auch die 
Folge von Auseinandersetzungen um 
die Durchsetzung der Macht von kon¬ 
kurrierenden Ländern, Bündnissen 
oder multinationalen Konzernen.“ 

Eine Plakatausstellung erinner¬ 
te an die vielfältigen Solidaritätsakti¬ 
onen während der 40jährigen Arbeit 
der Vietnamfreunde. Dazu gehörten 
die Organisation von Tourneen mit 
Orchestern und Wassermarionetten. 
Andere Plakate verwiesen auf die vie¬ 
len Veranstaltungen über die Auswir¬ 
kungen von Agent Orange und zeigten 
Spendenaufrufe für die „Nähnadelfa¬ 
brik Ha Dong“ oder „Hoa Binh - Ein 
Schiff für Vietnam“, die gemeinsam mit 
der Hilfsaktion Vietnam, der SDAJ so¬ 
wie anderen Organisationen durchge¬ 
führt wurden. Große Aufmerksamkeit 
fanden die Bücher vietnamesischer Au¬ 
torinnen und Autoren, die durch Gün¬ 
ter Giesenfeld und Marianne Ngo ins 
Deutsche übersetzt wurden. 

Viele deutsche und vietnamesische 
Freunde und Mitglieder trafen sich erst¬ 
mals wieder - um sich zu erinnern und 
um über neue Aktivitäten nachzuden¬ 
ken. Stefan Kühner 


dia Roth von den Grünen darauf hin, 
dass kein Zweifel daran bestehen kön¬ 
ne, dass Katar in Syrien islamistische 
Gruppierungen sponsere, die jetzt 
im Rahmen des „Islamischen Staats“ 
ihr Unwesen treiben. Der Emir wies 
solche Beschuldigungen zurück und 
Kanzlerin Merkel vertraute seinem 
Dementi. 

Die Allianz 

2012 waren die Moslembrüder auf dem 
Gipfel ihres Höhenflugs: Mohammed 
Mursi stand kurz vor der Präsident¬ 
schaft in Ägypten, islamistische Grup¬ 
pen von Tunesien bis Syrien wurden 
vom Westen hofiert. Und die politische 
Führung der Hamas wandte sich ab von 
den bisherigen Unterstützern Syrien 
und Iran und hin zu den Golfmonarchi¬ 
en, insbesondere Katar. Als die Führung 
der Hamas Syrien verließ, war das eine 
strategische Entscheidung: Die Hamas 


Vom 16.-18. September fand die Ma- 
niFiesta, das Fest der belgischen PvdA/ 
PTB (Partei der Arbeit), statt. An der 
belgischen Küste herrschte rauhes Wet¬ 
ter, sodass das Programm zwischenzeit¬ 
lich abgebrochen werden musste. Ab 
Samstag Mittag kamen dann die Mas¬ 
sen. Man rechnete ungefähr 10 000 am 
Samstag und 5 000 Besucher/innen am 
Sonntag. 


positionierte sich als Organisation der 
Moslembrüder. 

Schon Jahre zuvor hatte sich die Au¬ 
ßenpolitik der USA auf die Förderung 
islamistischer Bewegungen orientiert 
mit dem Ziel einer „Neuordnung“ des 
Nahen Ostens und als Gegengewicht ge¬ 
gen den wachsenden Einfluss des Iran. 
Die Außenpolitik Katars und die Un¬ 
terstützung für Hamas und andere be¬ 
waffnete islamistische Gruppen ist damit 
eine Politik, die in Israel und dem „Wes¬ 
ten“ wohlgelitten ist - auch wenn nicht 
immer offen darüber gesprochen wird. 

Die Golfstaaten, USA und Israel 
sind sich einig im Versuch, den Iran zu 
schwächen. Und so hatte Chalid Ma¬ 
schal nach dem Kurswechsel der Ha¬ 
mas und mit der Orientierung auf die 
Golfmonarchien keine Schwierigkei¬ 
ten von Israel zu erwarten, als er Ende 
2012 über Ägypten nach Gaza einreiste. 
Und der Vertreter Katars, Mohammad 
al-Emadi, hatte die Unterstützung Isra¬ 
els, als er 2015 Gaza besuchte und Dut¬ 
zende Millionen Dollar für den Aufbau 
Gazas - und der Hamas brachte. 

Claudia Roth hatte nur auf dem Pa¬ 
pier recht, als sie das Offensichtliche 
aussprach: dass Katar in Syrien - und 
anderswo - islamistische, sunnitische 
Gruppierungen unterstützte. 

Bundeskanzlerin Merkel aber hatte 
dem Inhalt nach recht, als sie dem Emir 
von Katar vertraute. Denn dessen Un¬ 
terstützung für bewaffnete islamistische 
Gruppierungen - dient den Interessen 
Israels und des Westens. 

Die Zuwendungen in Höhe von 
30 Millionen Dollar zur Bezahlung von 
Mitarbeitern des öffentlichen Dienstes 
im Gazastreifen dienen nicht zuletzt der 
Hamas. Wie weit dies die Lage in Gaza 
konkret ändert ist noch offen. Auch be¬ 
waffnete Konflikte mit Israel sind immer 
möglich, schließlich gibt es unterschied¬ 
liche Positionen zwischen der politi¬ 
schen und militärischen Führung. Aber 
mit dem Geld aus Katar und der stra¬ 
tegischen Partnerschaft gegen den Iran 
sind solche Konflikte kontrollierbar. 

Manfred Ziegler 


TTIP/CETA war allgegenwär¬ 
tiges Thema bei der ManiFiesta. In 
Brüssel wurde am 20. September ge¬ 
gen die Freihandelsabkommen de¬ 
monstriert. 

Neben uns Eingeweihten bekann¬ 
ten Musikgruppen wie „Banda Bassot- 
ti“ standen auch „Asian Dub Founda¬ 
tion“ und „Manu Chao & La Ventura“ 
auf dem Programm. 


Für die Sache Vietnams 

40 Jahre Freundschaftsgesellschaft 


ManiFiesta 2016 

Auch andere Parteien haben schöne Feste 



Peter Mertens ist Vorsitzender der PvdA/PTB 
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eine Demonstration 


Klares Signal: 320 000 fordern Aus für CETA und TTIP 


„Heute haben 320 000 noch einmal bekräftigt: Die Bundes¬ 
regierung muss endlich die Notbremse ziehen und das Nein der 
Bürgerinnen und Bürger zu CETA und TTIP respektieren“, er¬ 
klärten die Organisatoren. „Beide Abkommen schaffen eine 
konzernfreundliche Paralleljustiz, beide sind eine Gefahr für die 
Demokratie, für Sozial- und Umweltstandards und die öffent¬ 
liche Daseinsvorsorge, beide müssen gestoppt werden. CETA 
bedeutet TTIP durch die Hintertür.“ _ 

Das Bündnis fordert, die Verhandlungen zu TTIP offiziell 
zu beenden und CETA weder zu ratifizieren, noch anzuwen¬ 
den. Das Abkommen mit Kanada dürfe in keinem Fall vorläufig 
angewendet werden, bevor die nationalen Parlamente darüber 
abgestimmt haben. 


Mehr als 320 000 Menschen haben am 17. September bundesweit 
gegen CETA und TTIP demonstriert. Wenige Tage vor der EU- 
Handelsministerkonferenz am 23. September in Bratislava und 
unmittelbar vor der Entscheidung des SPD-Parteikonvets für 
CETA in Wolfsburg war der Widerstand gegen die geplanten 
Freihandelsabkommen der EU mit Kanada und den USA größer 
als von den Organisatoren im Vorfeld angenommen. In Berlin 
demonstrierten 70 000 Menschen, in Hamburg waren es 65 000. 
in Köln 55 000, in Frankfurt am Main 50 000, in Leipzig 15 000, - - 
in Stuttgart 40 000 und in München 25 000. 
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Freitag, 23. September 2016 


Kampagne mit 
abrechenbarem Ergebniss 

Rückblick auf den Wahlkampf der DKP in Hannover 

Am 11. September fanden in Niedersachsen die Kommunalwahlen statt. 

Die UZ sprach mit den Kreisvorstandsmitgliedern Matthias Wietzer und 
Björn Schmidt über das Abschneiden der DKP in Hannover. 


Die Alternative: 

Einheit und Solidarität 


UZ: Zuerst einmal herzlichen Glück¬ 
wunsch zu eurem Ergebnis. Bei der Rats¬ 
wahl für die Stadt konntet ihr 1827 Stim¬ 
men, 0,3 Prozent, für die DKP/Offene 
Liste erreichen. In euren Schwerpunkt¬ 
stadtteilen Linden-Limmer und Herren¬ 
hausen-Stöcken habt ihr bei den Stadt¬ 
bezirksratswahlen 1,6 bzw. 1,1 Prozent 
der Stimmen erhalten, weit über 1 000 
in der Summe. Sind eure Erwartungen 
damit erfüllt? 

Matthias Wietzer: Natürlich haben wir 
gehofft, zumindest in einem der Stadt¬ 
bezirksräte einen Sitz zu bekommen, 
was uns nicht gelungen ist. Tatsächlich 
haben uns in Linden-Limmer aber nur 
ungefähr 0,5 Prozent gefehlt. Unser 
Stimmenanteil ist insgesamt aber in der 
Größenordnung, mit der wir gerechnet 
haben. Allerdings ist das Stimmenergeb¬ 
nis auch nicht unser einziges Kriterium 
bei der Auswertung der Kandidatur. 

UZ: Neben den abgegebenen Stimmen: 
Welche Bilanz kann die DKP Hanno¬ 
ver ziehen? 

Björn Schmidt: So eine kräftezehrende 
Wahlkampagne muss abrechenbare Er¬ 
gebnisse bringen. Wir können mit Sicher¬ 
heit sagen, dass wir den Bekanntheits¬ 
grad der DKP in Hannover deutlich ge¬ 
steigert haben. Und zwar verbunden mit 
bestimmten Inhalten. So haben wir früh¬ 
zeitig gegen die Bebauung des innerstäd¬ 
tischen Steintorplatzes protestiert, damit 
öffentliche Aufmerksamkeit erregt und 
die Ratsparteien erheblich in Zugzwang 
gebracht. Als einzige Partei haben wir 
konsequent eine Wohnungs- und Mie- 



Björn Schmidt 


tenpolitik vertreten, die sich nicht mit 
einem „Mehr an Sozialwohnungen“ be¬ 
gnügt, sondern die Profite der Investo¬ 
ren als Ursache der steigenden Mieten 
tatsächlich beschneiden will. Dazu ge¬ 
nügt es nicht, statt 15 Prozent Sozialwoh¬ 
nungsquote bei Neubauprojekten ein¬ 
fach einen draufzulegen und 20 Prozent 
zu fordern. Ein erster Schritt kann nur 
sein, jetzt tausende städtische Wohnun¬ 
gen ohne Gewinnabsicht zu bauen, mit 
garantierten dauerhaft niedrigen Mieten. 

Matthias Wietzer: Wir haben während 
des Wahlkampfes eine hohe Präsenz im 
Stadtbild gehabt. Das war kein Selbst¬ 
läufer. Das Parteiaktiv hat sich vergrö¬ 
ßert, wir haben neue Sympathisanten 
gewonnen, die unsere Offene Liste 
tatkräftig unterstützt haben. Dadurch 
konnten wir über 1 800 Plakate auf¬ 
hängen, in einigen Stadtteilen waren 
wir flächendeckend vertreten. Unser 
„Hannoversches Volksblatt“ haben wir 
in einer farbigen Extra-Ausgabe mit ei¬ 
ner Auflage von 15 000 herausgebracht, 
mit Vorstellung sämtlicher Kandidatin¬ 
nen und Kandidaten. 

UZ: Welche Faktoren haben zu dem he¬ 
rausragenden Ergebnis in Linden-Lim¬ 


mer geführt? 1,6 Prozent für die DKP 
bei einer Wahl ist ja so gewöhnlich nicht. 

Matthias Wietzer: Die Verankerung in 
diesem Schwerpunktstadtteil ist nicht 
über Nacht gekommen, sondern eine 
jahrzehntealte Tradition, die wir im¬ 
mer wieder neu belebt haben. Wir ha¬ 
ben uns mit bestimmten Themen einen 
Namen gemacht, z.B. mit dem Kampf 


Matthias Wietzer im Wahlkampf 

gegen die Schließung einer Stadtteil¬ 
bibliothek und jetzt mit der Forderung 
nach Wiedereröffnung. Oder auch die 
Präsenz mit Infoständen, mit unserer 
Zeitung, bei Stadtteilfesten usw. 

Björn Schmidt: Ein wichtiger Faktor 
ist sicherlich die Bekanntheit unserer 
Genossen im Stadtteil. Matthias hat als 
unser Spitzenkandidat bei der Stadtbe¬ 
zirksratswahl mehr Stimmen bekom¬ 
men als der Ratsfraktionsvorsitzende 
der CDU. 

UZ: Die dominierenden Themen des 
Kommunalwahlkampfes in Hannover 
waren Wohnungsnot und steigende Mie¬ 
ten, das hat die DKP Hannover zumin¬ 
dest in einer ersten Presseerklärung nach 
den Wahlen festgestellt. Warum wurden 
eurer Meinung nach die Verursacher die¬ 
ser üblen Situation gewählt? 

Björn Schmidt: Die etablierten Partei¬ 
en haben das Thema sehr geschickt auf¬ 
gegriffen. Bereits kurz vor Beginn des 
Wahlkampfes hat die „Hannoversche 
Allgemeine Zeitung“ sehr offen und 
deutlich die Auswirkungen der Woh¬ 
nungsnot und der steigenden Mieten 
dargestellt. Das heißt, die Herrschenden 
haben die Brisanz dieser Frage erkannt 
und sich dann im Wahlkampf auch dar¬ 
auf eingestellt. Während frühere Kom¬ 
munalwahlkampagnen von SPD und Co. 
oftmals völlig unpolitisch waren, haben 
sie sich diesmal dem Thema Wohnen um¬ 
fangreich gewidmet. Die Grünen haben 
„Sozial: Wohnraum schaffen“ plakatiert, 
die SPD „Er wird bald ein schönes ei¬ 
genes Zuhause finden“. Andere Parteien 
und Listen machten es genauso. Wir wur¬ 
den des öfteren gefragt, was unser Mot¬ 
to „Bezahlbarer Wohnraum für alle!“ 
denn von den anderen Parteien unter¬ 
scheidet. Wir haben darauf reagiert und 
unsere Plakate mit einem Überkleber 
„Öffentlich bauen statt Finanzinvesto¬ 
ren fördern“ ergänzt. Deutlich wird dar¬ 
an, dass wir diese Fragen intensiv mit den 
Menschen diskutieren müssen. Das kann 
uns keine „Materialschlacht“ abnehmen. 

Matthias Wietzer: Wir haben versucht 
deutlich zu machen, dass die bisherige 
Ratsmehrheit hauptsächlich damit be¬ 
schäftigt ist, Fördertöpfe für Investoren 
aufzulegen, statt wirksam die Mieten zu 
senken und bezahlbaren Wohnraum zu 
schaffen. Allerdings müssen wir uns 


auch jetzt in der Auswertung fragen, ob 
wir die Scheinheiligkeit dieser Parteien 
wirksam und mit der nötigen Angriffs¬ 
lustigkeit aufgezeigt haben. Ein Prob¬ 
lem war für uns natürlich die - nicht 
überraschende, aber doch ärgerliche - 
Ignoranz seitens der bürgerlichen Pres¬ 
se. Während die AfD als eine bislang 
nicht im Rat vertretene Partei zu öffent¬ 
lichen Foren eingeladen wurde und ihre 
Positionen ausführlich in der Zeitung 
darstellen durfte, wurde uns diese Me¬ 
dienpräsenz weitgehend verwehrt. 

UZ: Wie haben die Menschen auf euch 


bei Infoständen reagiert, wie seid ihr in 
der Öffentlichkeit wahrgenommen wor¬ 
den? 

Matthias Wietzer: Wir haben wenig An¬ 
tikommunismus und viel Zustimmung 
erfahren. Es gibt einen kleinen Kreis 
von Leuten, der in uns eine Art Hoff¬ 
nungsträger sieht, der uns auch bewusst 
der Linkspartei vorzieht. 

UZ: Wie geht es jetzt für euch weiter? 
Was habt ihr im Wahlkampf gelernt bzw. 
neu erfahren und wie setzt ihr diese Er¬ 
fahrungen um? 

Matthias Wietzer: Eine ausführliche 
Auswertung müssen wir noch machen. 
Fest steht aber, dass es in einer mittle¬ 
ren Großstadt wie Hannover mit einer 
halben Million Einwohnern möglich ist, 
als DKP mit einem Aktiv von 15 bis 20 
Genossinnen und Genossen flächende¬ 
ckend, d.h. in allen Wahlbereichen, zu 
kandidieren. Fest steht für mich auch, 
dass es für uns sehr wohl einen wahl¬ 
politischen Platz gibt, wenn wir uns auf 
bestimmte Schwerpunktthemen und 
-Stadtteile konzentrieren. Keine neue 
Erkenntnis ist es sicherlich, dass der 
Platz der DKP im Betrieb, aber eben 
auch auf der Straße ist. Wir konnten 
erfolgreich unsere bescheidenen Kräf¬ 
te mit dieser Erkenntnis in Bewegung 
setzen. Das ist ein großer Erfolg für 
uns. Nun müssen wir mit den Inhalten, 
die wir uns für unser Wahlprogramm 
erarbeitet haben, Weiterarbeiten, ge¬ 
meinsam mit unseren neu gewonnenen 
Sympathisanten. Verstärkt werden wir 
uns mit der erstmals in den Rat einge- 
zogenen AfD und der erneut in Frak¬ 
tionsstärke gewählten rechten Liste 
„Die Hannoveraner“ auseinanderset¬ 
zen müssen. 

Die Tatsache, dass die AfD in dem 
besonders armen Stadtteil Mühlenberg 
22,2 Prozent bekam, zeigt deutlich, dass 
die SPD hier nicht mehr als „Partei der 
kleinen Leute“ wahrgenommen wird. 
Die Verarmung und Vernachlässigung 
des Stadtteils durch die regierenden 
Parteien wird von rechts den Migran¬ 
ten angehängt und als Protest verkauft. 
Hier sind wir gefordert, eine wirkliche 
Alternative mit den Menschen zu ent¬ 
wickeln, die die Rechnung nicht den zu¬ 
gezogenen Nachbarn im Stadtteil, son¬ 
dern dem Kapital stellt. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Wir dokumentieren auszugswei¬ 
se die Rede des kubanischen Prä¬ 
sidenten Raul Castro Ruz vom 
17. September auf dem 17. Gipfel¬ 
treffen der Bewegung der Block¬ 
freien in Venezuela 2016 

(...) Für Kuba bedeutet die Blockfrei¬ 
heit den Kampf für eine radikale Ver¬ 
änderung der Internationalen Wirt¬ 
schaftsordnung, die von den großen 
Mächten aufgenötigt wird, die dazu 
geführt hat, dass 360 Personen über 
ein jährliches Vermögen verfügen, das 
höher ist als die Einkünfte von 45 Pro¬ 
zent der Weltbevölkerung. Die Lücke 
zwischen reichen und armen Ländern 
wird größer. Der Technologietransfer 
des Nordens zum Süden hin ist ein Be¬ 
streben, dem man ausweicht. 

Die Globalisierung begünstigt 
hauptsächlich eine auserlesene Grup¬ 
pe von Industrieländern. Die Schulden 
der Länder des Südens vervielfachen 
sich und belaufen sich auf 1,7 Billiar¬ 
den Dollar. 

2,9 Milliarden Personen sind in die 
Arbeitslosigkeit und die extreme Ar¬ 
mut gestoßen worden, Millionen Kin¬ 
der sterben jedes Jahr an Hunger und 
vermeidbaren Krankheiten und nahezu 
800 Millionen Menschen können nicht 
lesen und schreiben. Demgegenüber 
stehen 1,7 Billionen Dollar, die für mi¬ 
litärische Ausgaben verwendet werden. 

Die Blockfreiheit bedeutet auch, 
für die Beseitigung des Wissensgefäl¬ 
les, für die Anwendung der Informa¬ 
tions- und Kommunikationstechnolo¬ 
gie für Entwicklung und Kooperation 
zu kämpfen. Wir lehnen deren zuneh¬ 
mende Militarisierung und aggressive 
Nutzung gegen Drittländer ab. 

Der Klimawandel verschärft sich 
und in den entwickelten Länder wird 
auf irrationalen Produktions- und Kon¬ 
summustern beharrt, die die Bedingun¬ 
gen für die Existenz unserer Gattung 
bedrohen. Die Verwirklichung der 
Menschenrechte bleibt für Millionen 
von Menschen auf der ganzen Welt 
weiterhin ein Traum. Die Vereinigten 
Staaten und Europa wenden dabei die 
Manipulation, die Doppelmoral, die 
Selektivität und die Politisierung an, 
während Wellen von Flüchtlingen sich 


Nach Einschätzung der Entwicklung 
der vergangenen Monate, insbesonde¬ 
re der Krisenregionen des nahen und 
mittleren Ostens sowie des östlichen 
Europas betreffend, stellen wir fest: 
Die Welt ist aus den Fugen geraten - 
ein neuer Kalter Krieg droht zuneh¬ 
mend „heiß“ zu werden, auch in Eu¬ 
ropa! 

Kriege führen unweigerlich zu 
Flucht und Vertreibung. Die dringend 
notwendige Integration der Geflüch¬ 
teten in unserer Gesellschaft stellt uns 
vor ungeheure Herausforderungen, die 
ohne Bereitstellung gewaltiger finanzi¬ 
eller Mittel, insbesondere für das chro¬ 
nisch unterfinanzierte Bildungswesen, 
nicht zu bewältigen sein werden. Statt- 
dessen kündigte die Verteidigungsmi¬ 
nisterin an, die Bundeswehr bis 2030 
mit neuen Waffensystemen im Werte 
von 130 Mrd. Euro aufzurüsten. 130 
Milliarden Euro, die für den dringend 
notwendigen Ausbau des Bildungs¬ 
und Sozialwesens, für die Integration 
von Millionen Flüchtlingen, für Um¬ 
weltmaßnahmen und den Verkehrswe¬ 
geausbau fehlen werden! 

Auf dem NATO-Gipfel 2014 er¬ 
klärte sich Kanzlerin Merkel bereit, bis 
2024 den deutschen Rüstungshaushalt 
auf 2 Prozent des Bruttosozialprodukts 
zu steigern - von zurzeit 1,2 Prozent. 
Dieser Anstieg um Zweidrittel würde 
bedeuten, dass Deutschland statt zur¬ 
zeit 5 Mrd. Euro im Jahr 2024 dann 58 
Mrd. Euro für die Bundeswehr ausgibt! 

Als Organisation der arbeitenden 
Menschen vertreten die Gewerkschaf- 


an den europäischen Grenzen stauen, 
ohne dass gerechte, stabile und dauer¬ 
hafte Lösungen gefunden würden, die 
deren Leben und Würde garantierten. 

Es sind 21 Monate vergangen, seit 
wir gemeinsam mit Präsident Obama 
die Entscheidung verkündet haben, die 
diplomatischen Beziehungen zwischen 
Kuba und den USA wiederaufzuneh¬ 
men. Es hat einige Fortschritte gege¬ 
ben, vor allem im diplomatischen Be¬ 
reich und bei der Zusammenarbeit bei 
Punkten gemeinsamen Interesses, aber 
dies traf wegen der begrenzten Reich¬ 
weite, der bis jetzt von der Regierung 
der Vereinigten Staaten genehmigten 
Maßnahmen, auch wenn sie positiv wa¬ 
ren, nicht in gleicherweise auf den öko¬ 
nomisch-kommerziellen Bereich zu. 

Kuba wird damit fortfahren, die 
Aufhebung der Wirtschafts-, Handels¬ 
und Finanzblockade zu fordern, die uns 
solche Schäden und Entbehrungen ver¬ 
ursacht und wegen des exterritorialen 
Charakters auch viele andere Länder 
beeinträchtigt. Es wird auch weiterhin 
die Rückgabe unserer Souveränität 
über das illegal durch die Marinebasis 
der USA besetzte Gebiet in Guantäna- 
mo fordern. Ohne dies wird es keine 
normalen Beziehungen geben und die¬ 
se werden gleichfalls nicht möglich sein, 
wenn nicht andere politische Maßnah¬ 
men beendet werde, die immer noch in 
Kraft sind und die Souveränität Kubas 
verletzen, wie die subversiven und in¬ 
terventionistischen Programme. 

Wir bekräftigen den Willen, mit 
den Vereinigten Staaten Beziehungen 
eines zivilisierten Zusammenlebens zu 
unterhalten, aber Kuba wird nicht auf 
ein einziges seiner Prinzipien verzich¬ 
ten und auch keine seine Souveränität 
und Unabhängigkeit betreffenden Kon¬ 
zessionen machen. Es wird nicht bei der 
Verteidigung seiner revolutionären und 
antiimperialistischen Ideale zurückwei¬ 
chen und auch nicht bei seiner Unter¬ 
stützung der Selbstbestimmung der 
Völker. (....) 

Die einzige Alternative angesichts 
der enormen Gefahren und Herausfor¬ 
derungen, die vor uns liegen, ist Einheit 
und Solidarität bei der Verteidigung 
unserer Ziele und unserer gemeinsa¬ 
men Interessen. 


ten auch das Interesse an der Sicherung 
des Friedens, an der Verhinderung oder 
die Beendigung von Kriegen. Sie ver¬ 
stehen sich deshalb als natürlicher Teil 
der Friedensbewegung. 

Vor diesem Hintergrund rufen wir 
die Mitglieder unserer DGB-Gewerk- 
schaften sowie alle Bürgerinnen und 
Bürger auf: 

- Sich kritisch mit dem im Sommer 2016 
beschlossenen „Weißbuch der Bundes¬ 
wehr“ auseinanderzusetzen und hier¬ 
zu auch den gewerkschaftlichen Anti¬ 
kriegstag am 1. September zu nutzen. 

- Die geplante Ausrüstung der Bun¬ 
deswehr mit Kampfdrohnen und deren 
Stationierung im schleswig-holsteini¬ 
schen Jagel nicht hinzunehmen. 

- Die von den bundesweiten Netzwer¬ 
ken „Kooperation für den Frieden“ und 
„Friedensratschlag“ sowie der Berliner 
„Friedenskoordination“ gemeinsam ge¬ 
plante zentrale Friedensdemonstration 
in Berlin (8.10.2016) aktiv vorzuberei¬ 
ten und durch die eigene Teilnahme zu 
einer unübersehbaren Manifestation 
des Friedenswillens der deutschen Be¬ 
völkerung zu machen. 

- Die Arbeit der örtlichen Friedens¬ 
gruppen und regionalen Netzwerke zu 
unterstützen. 

- An den Ostermärschen 2017 teilzu¬ 
nehmen. 

- Den 1. Mai 2017 auch dazu zu nut¬ 
zen, die gewerkschaftlichen Forderun¬ 
gen nach Beendigung der Ausland¬ 
seinsätze der Bundeswehr und aller 
Waffenexporte in die Öffentlichkeit 
zu tragen. 



Resolution des ver.di-Landesbezirksvorstandes Nord 

Krieg und Frieden 
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Geistiger Neubeginn 1945 

1945 - Eine „Stunde Null“ in den Köpfen? • Eine Rezension von Ludwig Elm 


D er Sammelband „1945 - Eine 
,Stunde Null 4 in den Köp¬ 
fen? Zur geistigen Situation in 
Deutschland nach der Befreiung vom 
Faschismus 44 ist aus einem Kolloquium 
hervorgegangen, das vom Berlin-Bran¬ 
denburger Bildungswerk e.V. und dem 
Förderkreis Archive und Bibliotheken 
zur Geschichte der Arbeiterbewegung 
e.V. am 30. April 2015 im Kulturgut 
Marzahn, Berlin, anlässlich des 70. Jah¬ 
restages der Befreiung vom Faschismus 
durchgeführt wurde. Die Tagung erör¬ 
terte, bemerken die Herausgeber ein¬ 
führend, im Gedenken an den 8. Mai 
1945 „als einzige wissenschaftliche Kon¬ 
ferenz in Deutschland ausführlich und 
differenziert die geistige Situation nach 
der Befreiung vom Faschismus. 44 (S. 9) 
Der Band umfasst Beiträge von einer 
Autorin und 12 Autoren sowie als Extra 
einen Text aus dem Katalog der Mar¬ 
zahner Kunstausstellung vom Mai 2010, 
drei Rückblicke von Zeitgenossen und 
den Anhang mit Abbildungen, Abkür¬ 
zungen, Personenregister, Fiteratur und 
Angaben zu den Autoren und Heraus¬ 
gebern. 

Als Auftakt erörtern Rainer Holze 
und Reiner Zilkenat „Der 8. Mai 1945 
und die geistige Situation der Zeit 44 . Sie 
skizzieren den historischen Hintergrund 
seit 1871 und 1933 sowie Aspekte der be¬ 
ginnenden Kontroversen um die Schuld¬ 
frage und sich daraus beim Neubeginn 
ergebende Konsequenzen und Wirkun¬ 
gen: „Insgesamt kamen die,alten Eliten’ 
die Hitler und sein Regime ermöglicht 
hatten, weitgehend ungeschoren davon, 
zumindest in den Westzonen und in der 
späteren Bundesrepublik. 44 (S. 26) Gün¬ 
ter Benser würdigt „1945 - eine histori¬ 
sche Zäsur 44 unter Gesichtspunkten, die 
die weltgeschichtliche Bedeutung eben¬ 
so wie Unterschiede ihrer Bewertung in 
den geschichtsideologischen und - wis¬ 
senschaftlichen Debatten und Darstel¬ 
lungen verdeutlichen. Dazu gehören 
ein „verändertes internationales Kräf¬ 
teverhältnis und eine neue internatio¬ 
nale Architektur 44 , der „allgemeine so¬ 
zialistische Zug der Zeit 44 das sich an¬ 
kündigende Ende des imperialistischen 
Kolonialsystems sowie die „Abrech¬ 
nung mit dem Faschismus und Bestra¬ 
fung der Schuldigen 44 . Im Ausblick auf 
„die Welt von heute 44 benennt er - im 
Kontrast zu den Hoffnungen von 1945 - 
die destruktiven Erscheinungen der ent¬ 
scheidend von den kapitalistischen Me¬ 
tropolen ausgehenden geo- und macht- 
politischen Strategien und Spannungen, 
Aufrüstung, Interventionen und davon 
ausgelöster Flüchtlingsströme. 

Die Frauen: „Im Allgemeinen“ 
und im politischen Bereich ... 

„,Ihr seid der Machtfaktor!’ - Über¬ 
parteiliche und Sozialdemokratische 
Frauenpolitik nach der Befreiung 44 be¬ 
handelt Gisela Notz und geht wohl zu 
recht davon aus, dass dieser Themen¬ 
kreis bisher auch bei der Nachkriegs¬ 
geschichte vernachlässigt wurde. Sie 
würdigt die frühen überparteilichen 
Frauenausschüsse sowie den Neube¬ 
ginn sozialdemokratischer Frauenpoli- 
tik. Kurt Schumacher drängte frühzeitig 
auf die Unabhängigkeit von bürgerli¬ 
chen Bestrebungen und zunehmend auf 
die Abgrenzung von den Kommunistin¬ 
nen. Die Frauen-Mehrheit in der Bevöl¬ 
kerung bewirkte keineswegs mehr Ein¬ 
fluss in der SPD. Bei den Männern leb¬ 
ten traditionelle Vorstellungen über die 
„Frauen im Allgemeinen und besonders 
im politischen Bereich 44 fort: „In den 
meisten Macht- und Entscheidungs¬ 
positionen saßen, wie in den anderen 
Parteien auch, schon wieder Männer. 44 
(S. 56) 

SPD und KPD 

Peter Brandt beschäftigt sich mit Schlüs¬ 
selproblemen und Herausforderungen 
der unmittelbaren Nachkriegssituati¬ 
on, denen strategische Bedeutung und 
langfristige Auswirkungen zukamen: 
„Antifaschismus und ,Einheit der Ar¬ 
beiterklasse’, Demokratie und Sozialis¬ 
mus. Konzeptionen der deutschen Sozi¬ 
aldemokratie im Jahre 1945: Grotewohl, 


Schumacher und die anderen. 44 Er geht 
von Einschätzungen und Überlegungen 
während der Kriegsjahre und seit der 
Befreiung aus, zunächst dargestellt an 
Hermann Brill und Otto Grotewohl. 
„Die innersozialdemokratische Ost- 
West-Kontroverse 1945/46 war, jeden¬ 
falls im Ursprung, keine zwischen Links 
und Rechts. In der Sache dominierten 
die Übereinstimmungen, namentlich 
im Spätsommer 1945, wenn auch die 
jeweilige Tonlage eine andere war. 44 
(S. 73) Differenzen blieben bezüglich 
der Haltung zur KPD. Es gab jedoch, 
„weit verbreitet, den auch stark emoti¬ 
onal gespeisten Wunsch, die organisa¬ 
torische Spaltung der parteipolitischen 
Arbeiterbewegung zu überwinden, zu¬ 


mindest aber zu einem konstruktiven 
und kooperativen Verhältnis von SPD 
und KPD zu kommen. 44 (S. 73) Gegen 
diese Neigungen richtete sich das bald 
dominante Wirken von Kurt Schuma¬ 
cher. Mit dem Scheitern der von Vik¬ 
tor Agartz konzipierten radikalen wirt- 
schafts- und gesellschaftspolitischen 
Vorstellungen als sozialdemokratische 
Strategie ging ab 1948 der Einfluss der 
SPD auch in den Westzonen zurück. 

Die Ausführungen von Jürgen Hof¬ 
mann schließen sich folgerichtig an: 
„Die KPD und ihre Auseinanderset¬ 
zung mit der ideologischen Hinterlas¬ 
senschaft des deutschen Faschismus 
1945/1946 44 . Akzentuiert werden im 
Kontext selbstkritischer Reflexionen 
die Positionen zur Nation sowie zur 
jüngsten deutschen Geschichte, insbe¬ 
sondere Nazismus und Kriegsschuldfra¬ 
ge. Die geistige Neuorientierung präg¬ 
te bald Arbeitsfelder wie Kulturpolitik, 
Schulreform und Parteischulung. Als 
Defizit wird die Auseinandersetzung 
mit dem Antisemitismus genannt, des¬ 
sen Spezifik im Rahmen des Rassismus 
unzureichend berücksichtigt und ge¬ 
wertet wurde. 

Umbruchszeit 

Siegfried Prokop widmet sich auf der 
Grundlage seiner langjährigen For¬ 
schungen dem Thema: „Die Intelli¬ 
genz im Jahre 1945 44 . Ein hoher Anteil 
der Professoren, Lehrer, Ingenieure 
und Techniker hatten der NSDAP und 
weiteren NS-Organisationen angehört, 
vielfach in leitenden und propagandis¬ 
tischen Funktionen. Differenzierter war 
das Bild bei der künstlerischen Intelli¬ 
genz: „Praktisch war der NS-Politik in 
die Reihen der namhaften Schriftstel¬ 
ler kein markanter Einbruch gelun¬ 
gen. 44 (S. 102) In der SBZ und frühen 
DDR führten grundlegende Reformen 
zu sozialem Wandel in Bildung, Wissen¬ 
schaft und Kultur einschließlich einer 
entschiedenen ideell-politischen Neu¬ 
orientierung, zumindest bei bald wach¬ 
senden sozialen und beruflichen Grup¬ 
pen in dieser Schicht. 


Weitere Beiträge erweitern und be¬ 
reichern das spezifische soziale, struk¬ 
turelle und individuelle Spektrum jener 
Umbruchzeit: Jörg Roesler: „Wie die 
Flüchtlinge die ,Stunde Null’ erlebten 
und welche Perspektive man den Deut¬ 
schen aus dem Osten in der Sowjeti¬ 
schen bzw. Britischen Besatzungszone 
bot 44 ; Günter Benser : „Die antifaschis¬ 
tischen Ausschüsse des Jahres 1945 - 
Die Bremer Kampfgemeinschaft ge¬ 
gen den Faschismus 44 ; Kurt Schneider: 
„Leipzig 1945: ,Für Frieden - Freiheit - 
Brot! 4 Die antifaschistische Organisa¬ 
tion NKFD für einen demokratischen 
Neuaufbau 44 ; Andreas Diers : „Die poli¬ 
tischen Schulungen des Linkssozialisten 
Wolfgang Abendroth in der ägyptischen 


,Wüstenuniversität’ und im britischen 
,Wilton Park’ in den Jahren 1945/46 44 . 

Die Rolle weiterer 
sozialistischer Kräfte 

Das von P. Brandt eröffnete Gebiet setzt 
Jörg Wollenberg mit dem Blick auf so¬ 
zialistische Persönlichkeiten, Gruppie¬ 
rungen und Initiativen innerhalb und 
neben den Großorganisationen fort: 
„Zum Scheitern der Nachkriegspolitik 
der demokratischen Sozialisten nach 
1945 44 . Es geht um Emigranten und Des¬ 
interesse an ihrer Rückkehr, um 1931 
aus der SPD ausgeschlossene ehemali¬ 
ge Mitglieder der Sozialistischen Arbei¬ 
terpartei (SAP) sowie unerwünschte jü¬ 
dische Intellektuelle und Gewerkschaf¬ 
ter. Franz L. Neumann, als Emigrant in 
den USA Autor der antifaschistischen 
Analyse und Darstellung „Behemoth 44 
und Rechtsprofessor an der Columbia 
University in New York, übte „Kritik 
am Reformismus der SPD und an der 
Moskauorientierung der KPD 44 : „Dass 
viele seiner einstigen Mitarbeiter auch 
nach 1945 nichts dazu gelernt hatten 
und mit Hans Böckler, Carl Severing, 
Walter Freitag und Paul Lobe glaub¬ 
ten, dort weiter machen zu können, 
wo sie 1933 durch die Selbstpreisgabe 
der sozialdemokratischen Arbeiterbe¬ 
wegung aufgehört hatten, das machte 
Neumann mit anderen Repräsentanten 
des Exils zu späten, wenn nicht gar ver¬ 
geblichen Heimkehreren. 44 (S. 170) Wol¬ 
lenberg skizziert Positionen von Willy 
Brandt, Klaus Mann („dessen Arbeiten 
zu seinen Lebzeiten in der BRD nach 
1945 keinen Verleger fanden 44 ) und 
Hermann Brill ebenso wie das Schei¬ 
tern der Volksfrontbündnisse und das 
Totschweigen der Buchenwälder Pro¬ 
gramme. 

Unterschiedliche Sichten 
in Ost und West 

„Der 8. Mai 1945 - Ein Jahrestag und 
seine Interpretationen in der DDR und 
in der BRD 44 - darunter erinnert Ha¬ 
rald Wachowitz an die jahrzehntelange 
Weigerung der etablierten Parteien und 


führenden Politiker der Bundesrepub¬ 
lik, insbesondere der CDU/CSU, den 
Befreiungscharakter und weltgeschicht¬ 
lichen Rang dieses Datums anzuerken¬ 
nen. Die entgegengesetzten antifaschis¬ 
tischen Traditionen in der BRD werden 
erwähnt, hätten jedoch - einschließlich 
bemerkenswerter Initiativen und Ver¬ 
öffentlichungen - eine stärkere Berück¬ 
sichtigung verdient. Die seitherige Ent¬ 
wicklung hat ihre Positionen wie die der 
DDR zu diesem Schlüsselereignis des 
20. Jahrhunderts bestätigt. Unrichtig ist 
die Aussage, die Bundesrepublik sei mit 
„dem Tag der Verkündung des Grund¬ 
gesetzes 44 entstanden (S. 196); das er¬ 
folgte vielmehr erst mit der Konstituie¬ 
rung des Bundestages am 7. September 


1949. Zu ergänzen wäre, dass erstmals 
in der Geschichte der BRD ein Antrag 
auf einen „Tag des Gedenkens an die 
Befreiung vom Nationalsozialismus 44 - 
am 8. Mai - von der Gruppe der PDS 
1997 im Bundestag eingebracht wurde. 
Er verfiel - bestimmt vom dünkelhaften 
Geist der deutschen Rechten - der re¬ 
flexhaften Ablehnung durch die Mehr¬ 
heit. Das wiederholte sich im Vorfeld 
des 70. Jahrestages und dabei blieb es 
bis heute. Immerhin haben Mitte-Links- 
Regierungen in Brandenburg, Meck¬ 
lenburg-Vorpommern und Thüringen 
inzwischen diesen Gedenktag je für ihr 
Bundesland beschlossen. Die entspre¬ 
chende Herausforderung steht für den 
Bund sowie die übrigen Bundesländer 
weiterhin im Raum. 

Geschichtsverständnis - 
Anspruch und Wirklichkeit 

Anschließend findet sich die Replik 
„Geschichtsverständnis - Anspruch 
und Wirklichkeit 44 von Heinz Engel¬ 
städter. Die in weltgeschichtlicher 
Perspektive und mit geschichtsphilo¬ 
sophischem Anspruch konzipierten 
Darlegungen muten den Rezensenten 
begrifflich missverständlich und ge¬ 
danklich konfus an. Argumentatives 
und Exemplarisches erscheinen wie¬ 
derholt als zufällig eingefügt und we¬ 
nig schlüssig für eine vom Autor offen¬ 
bar angestrebte komplexe Darstellung. 
Das betrifft beispielsweise das Bemü¬ 
hen, „geschichtliche Realität 44 und „his¬ 
torische Wirklichkeit 44 als wesensgemäß 
unterschiedene Kategorien zu fassen. 
Das folgende Extra wurde dem Kata¬ 
log einer Ausstellung von 2010 über 
kulturpolitisches und künstlerisches 
Neubeginnen nach 1945 entnommen. 
Drei knappe Rückblicke des Slawisten 
und wissenschaftlichen Bibliothekars 
Heinz Sommer, des Philosophen Ro¬ 
ger Reinsch sowie des Historikers und 
Redakteurs Günter Wehner schließen 
als Erinnerungen von Zeitzeugen die 
Texte des Bandes ab. 

Es ist zu ergänzen, dass unter der 
seit Anfang der neunziger Jahre staat¬ 


lich und parteipolitisch massiv betrie¬ 
benen geschichtsideologischen Indok¬ 
trination bis in linke Kreise hinein 
geschichtsrevisionistische und totalita¬ 
rismustheoretisch inspirierte Sichtwei¬ 
sen Einfluss gewinnen. Die Geschichts¬ 
politik der seit Ende 2014 in Erfurt 
regierenden Linkskoalition von „Die 
Linke 44 SPD und Grünen liefert dafür 
drastische Belege. Die für sich genom¬ 
men verdienstvolle Initiative für den 
Gedenktag 8. Mai in Thüringen wurde 
im Landtag mit einem Antrag unter¬ 
breitet, in dessen Begründung sich kein 
Wort über die Leistungen und Opfer 
der Antihitlerkoalition sowie des welt¬ 
weiten antifaschistischen Widerstandes 
findet, keinerlei Aussage auch über die 
„Zweite Schuld 44 (R. Giordano) der 
Bundesrepublik und die dafür verant¬ 
wortlichen politischen und gesellschaft¬ 
lichen Kräfte. Übernommen wurde 
die Denunziation der DDR und ihres 
konstitutiven Antifaschismus. Dessen 
grundsätzliche Anfeindung - wie auch 
der erklärt antifaschistischen Kräfte 
und Organisationen in der Bundesre¬ 
publik - erwuchs aus den restaurati- 
ven Ursprüngen und gesellschaftlichen 
Grundlagen der Bundesrepublik und 
blieb Komponente ihrer politischen 
Ideologie. 

Fazit 

Der Schwerpunkt der Sammlung liegt 
bei linken und damit insbesondere an¬ 
tifaschistischen Bewegungen, Parteien, 
Gruppen und Persönlichkeiten. Auch 
wenn das mit dem Einschluss der SPD 
oder der Frauenpolitik relativ weit ge¬ 
fasst ist, sind angesichts des im Buchti¬ 
tel erhobenen Anspruchs die geistige 
Verfassung und Umorientierung der 
restaurativen Kräfte unzureichend be¬ 
rücksichtigt. Einige Aspekte dazu be¬ 
rühren R. Holze/R. Zilkenat sowie G. 
Benser. Immerhin geht es dabei um 
Erfahrungen, wie konservative Krei¬ 
se - nicht zuletzt Rechtsintellektuelle 
und maßgebliche Politiker - in einer 
Phase ihrer geschichtlichen Defensi¬ 
ve und tiefen geistigen Krise reagie¬ 
ren. Schließlich gelang es ihnen in den 
Westzonen und früher Bundesrepub¬ 
lik, bald wieder die geistige Hegemo¬ 
nie zu erlangen. Sie begleiteten und 
komplettierten ideologisch frühzeitig 
und auf weite Sicht wirksam sozioöko- 
nomische und machtpolitische Konti¬ 
nuitäten. Gegenkräfte - nicht zuletzt 
der antifaschistische Impuls, friedens¬ 
politische Erfordernisse und emanzi- 
patorische Bestrebungen der Epoche - 
wurden zurückgedrängt und langfris¬ 
tig eines nennenswerten Einflusses auf 
gesellschaftspolitische Grundsatzent¬ 
scheidungen und Weichenstellungen 
beraubt. 

Übereinstimmend lässt sich aus 
dem geschichtlichen Material wie der 
Beurteilung durch die Autoren resü¬ 
mieren: Es gab keine „Stunde Null 44 
und was gelegentlich darunter verstan¬ 
den oder gedeutet wird, vermag diese 
Etikettierung der historisch-politischen 
Zäsur von 1945 weder hinsichtlich der 
unmittelbaren Vorgeschichte noch der 
Übergänge und den daraus folgenden 
Wegen zu begründen und zu rechtfer¬ 
tigen. Insgesamt bestätigt der Band 
die Schlüsselrolle der Zäsur von 1945 
in der deutschen Geschichte und in 
seitherigen Geschichtsbildern. Er of¬ 
feriert wesentliche und bereichernde 
Beiträge, dies in wichtigen Triebkräf¬ 
ten, Leitideen und Kontroversen, auch 
objektiv wie subjektiv widerspruchs¬ 
vollen Prozessen, zu begründen und 
nachzuweisen. 

1945 - Eine „Stunde Null“ in den Köp¬ 
fen? Zur geistigen Situation in Deutsch¬ 
land nach der Befreiung vom Faschis¬ 
mus. Rainer Holze, Marga Voigt (Hrsg.), 
edition bodoni, o.0. 2016,269 S. 
(Zwischen Revolution und Kapitulati¬ 
on. Forum Perspektiven der Geschich¬ 
te, Bd. 2 ) 

Vorabdruck aus den Marxistischen 
Blättern 6_2016, Zwischenüberschrif¬ 
ten UZ 



Nicht nur diese Trümmer mussten beseitigt werden ... 
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Kultursplitter 


Ranking 

Nach irgendwelchen Kriterien ge¬ 
bastelte Listen, meist „Top und flop“ 
und Rankings genannte, sind ein be¬ 
liebtes Mittel der Kulturindustrie. Auf 
den neuesten Stand unter dem Begriff 
„Kulturstädte“ brachte uns jetzt das 
Hamburger Weltwirtschafts Institut 
HWWI und die Privatbank Berenberg. 

Ohne Sinn und Verstand zählte man 
die vorhandenen Einrichtungen wie 
Theater, Museen, Bibliotheken, Kon¬ 
zert- und Lichtspielhäuser und alle, die 
sich als Kreative in der Stadt verstehen, 
zusammen, verband das noch mit den 
verkauften Eintrittskarten für all das, 
und schon hatte man ein Ranking zu¬ 
sammen. Zwei Dinge tat man geflis¬ 
sentlich nicht: Eine Bewertung über 
Qualität, Relevanz und Teilnahme der 
städtischen Bevölkerung wurde nicht 
geleistet und ein Verhältnis zwischen 
den Zahlen mit Einwohnerzahlen und 
Steueraufkommen wurde ebenfalls 
nicht gerechnet. 

Kein Wunder, dass dann die übli¬ 
chen Verdächtigen vorne an der Spitze 
stehen, also Stuttgart, München, Dres¬ 
den, Berlin und Bonn, rührige Klein- 
und Mittelstädte, die sich im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten gewaltig anstren¬ 
gen, fallen dann hinten runter. So soll 
es ja auch sein, denn wo sucht eine Pri¬ 
vatbank nach Klienten und Investoren? 


Kein bunter Luftballon 

Frauke Petry, Frontfrau der AfD, sorg¬ 
te für Aufregung und Schlagzeilen mit 
ihrer bescheiden vorgetragenen Über¬ 
legung, man müsse das Wort „völkisch“ 
doch nutzen können, ohne dabei in die 
Nähe der NS-Zeit gedrängt zu werden. 

Unabhängig davon, wie dumm¬ 
dreist ihr Gerede ist, denn natürlich 
hat „völkisch“ mit „Volk“ herzlich 
wenig zu tun, auch ein differenziertes 
Nachdenken über Ethnie, Volk, Na¬ 
tion und Staat lag nicht in ihrer Ab¬ 
sicht. Die meisten ihrer Parteigänger 
und Wähler wären damit auch überfor¬ 
dert, nein, sie wollte damit etwas ande¬ 
res erreichen: „Welche Wort-Ballons 
kann ich in die Erregungs- und Sen¬ 
sationslandschaft steigen lassen, was 
geht schon, was geht noch nicht?“ 

Wie kläffende Hunde stürzten sich 
Feuilletonisten und Hinterbänkler auf 
Petry und im Brustton von Heuchelei 
und Selbstvergewisserung zerrissen sie 
dieses Ansinnen. 

Gespannt darf man sein, welche 
Ballons in nächster Zeit auf steigen 
werden, wann und bei welchem Wort 
Duldung einsetzt, langsam ein Ge¬ 
brauch stattfindet und sich die Ge¬ 
schwüre ausbreiten werden. Von Vic¬ 
tor Klemperer, der unter schwierigsten 
Bedingungen und mit viel Glück die 
Zeit des deutschen Faschismus über¬ 
lebte, gibt es ein weiterhin lesens- und 
empfehlenswertes Buch über „die 
Sprache des Dritten Reichs“, von ihm 
LTI genannt, daraus das folgende: 

„Die stärkste Wirkung wurde nicht 
durch Einzelreden ausgeübt, auch 
nicht durch Artikel oder Flugblätter, 
durch Plakate oder Fahnen, sie wur¬ 
de durch nichts erzielt, was man mit 
bewusstem Denken oder bewusstem 
Fühlen in sich aufnehmen musste. 

Sondern der Nazismus glitt in 
Fleisch und Blut der Menge über 
durch die Einzelworte, die Redewen¬ 
dungen, die Satzformen, die er ihr in 
millionenfachen Wiederholungen auf¬ 
zwang, und die mechanisch und unbe¬ 
wusst übernommen wurden. 

Aber Sprache dichtet und denkt 
nicht nur für mich, sie lenkt auch mein 
Gefühl, sie steuert mein ganzes seeli¬ 
sches Wesen, je selbstverständlicher, 
je unbewusster ich mich ihr überlasse. 
Und wenn nun die gebildete Sprache 
aus giftigen Elementen gebildet oder 
zur Trägerin von Giftstoffen gemacht 
worden ist? 

Worte können sein wie winzige Ar¬ 
sendosen: sie werden unbemerkt ver¬ 
schluckt, sie scheinen keine Wirkung 
zu tun, und nach einiger Zeit ist die 
Giftwirkung doch da. 

Herbert Becker 

Literaturtipp: Victor Klemperer, „LTI - 
Notizbuch eines Philologen“. Reclam 
Verlag 


Der neue Potter 

„Warum tut sie das bloß?“ 


J oanne Rowling hat zugelassen, 
dass die abgeschlossene - und 
ja nicht gerade knapp geschil¬ 
derte - Geschichte der Kindheit des 
männlichen, britischen Aschenbrö¬ 
dels Harry Potter künstlich und über 
das Erwachsenwerden hinaus verlän¬ 
gert und daraus ein Theaterstück ge¬ 
macht wird. 

Dieses Theaterstück - es trägt den 
Titel „Harry Potter and the Cursed 
Child“ - von Jack Thorne erfährt nun 
wiederum eine Zweitverwertung als 


Buch und erscheint an diesem Wo¬ 
chenende auf dem deutschen Markt. 
Rowling selbst war angeblich an der 
dem Stück zugrunde liegenden Ge¬ 
schichte irgendwie beteiligt. Wahr¬ 
scheinlich ist, dass man ihr eine Ge¬ 
schichte vorgelegt hat, die nur mit 
ihrem Segen und im Potter-Gewand 
Aussicht auf kommerziellen Erfolg 
hat. Vielleicht hätte diese Geschichte, 
in der es im wesentlichen um Harrys 
Sohn Albus geht, auch in einem ande¬ 
ren als dem Pott er sehen Universum 

statt¬ 
finden 


Es ist jedenfalls nicht ungewöhn¬ 
lich, wenn Stoffe in Anlehnung und 
Abwandlung in verschiedensten For¬ 
men, Farben und Größen auf den 
Markt geworfen werden. Mit „Star 
Wars“ - dessen Geschichte Gemein¬ 
samkeiten zu Harry Potter aufweist 
und eine Fortführung der Geschich¬ 
te als Prequel mit Harrys Eltern er¬ 
warten lässt - fing der Merchandi- 
se-Zirkus so richtig an. Mel Brooks 
hatte 1987 in seiner Parodie „Space¬ 
balls“ noch geulkt, man könne ja im 
„Merchandising“ neben T-Shirts und 
sprechenden Puppen auch Flammen¬ 
werfer verkaufen. „Die Kinder heben 
das Ding.“ 

Inzwischen gibt es neben den klas¬ 
sischen Verwertungsmöglichkeiten 
mehr als nur Flammenwerfer - Bü¬ 
cher werden verfilmt, Filme und TV- 
Serien werden zu Comics oder umge¬ 
kehrt, Computerspiele sind gleich so 
angelegt, dass sie Film und Nebenpro¬ 
dukt zugleich sind ... 



Der Hogwards-Express transportiert 
auf zauberhafte Weise erstaunliche 
Mengen Geld. Die Möglichkeiten, die 
Harry-Potter-Figuren zu vermarkten, 
scheinen unerschöpflich. 


können, dann wäre Albus vielleicht 
als Sohn von Bibi Blocksberg als Hör¬ 
spiel erschienen. 


Zum Potter-Merchan- 
dise gehören Zauberstäbe 
im Holzkasten (für Sammler natür¬ 
lich, nicht zum Spielen), Fanschals, 
Schuluniformen und all das Equi¬ 
pement, was Aktive für die nächste 
Quidditch-Saison so brauchen. Das 


versilberte „D‘amelie Harry-Potter- 
Eule-Armband“ aus der Reihe „Hei¬ 
ligtümer des Todes“ gibt es sogar 
recht günstig. 

Zahlreiche weitere Formate und 
Produkte sind schon beim Erscheinen 
des Erstproduktes eingeplant, dass 
können Musicals, Kostüme, Brettspie¬ 
le sein oder auch Nachschlagewerke, 
die historische Daten, Kartenmateri¬ 
al und Biografien noch so unwichti¬ 
ger Nebenrollen aufwendig gestaltet 
auswalzen. 

Klar, es geht ums Geld, was sonst? 
Der Druck auf Rowling war sicher 
riesig, nachdem Harry-Potter-Pro- 
dukte sich lange in den Kinderzim¬ 
mern hielten, um dann nach und nach 
von schamlosen Serientätern wie Star 
Wars oder Cars verdrängt zu werden. 

In China wussten sie früher, die 
Schwachstelle der Potter-Reihe zu 
eliminieren: Dass sie ein Ende hat. 

Bereits vor knapp zehn Jah¬ 
ren wurden bei Stra¬ 
ßenbuchmärkten 
Übersetzungen 
von elf der 
sieben Pot- 
ter-Bände ver¬ 
kauft, sicher 
gab es weitere. 
Vielleicht erteilt 
Rowling der chi¬ 
nesischen Fort¬ 
setzung auch ir¬ 
gendwann ihren 
Segen und ver¬ 
kauft die Rück¬ 
übersetzungen un¬ 
ter ihrem Namen. 

Der Buchmarkt ist halt schwierig, 
weil neue Geschichten und Figuren 
außerhalb bekannter Erzählungen 
so schwer kalkulierbar sind, was den 
kommerziellen Erfolg betrifft. Des¬ 
halb dürfen Goldesel wie Harry Pot¬ 
ter nicht sterben. 

Friedhelm Vermeulen 


Sn uff, das war sein letztes Wort 

„Die Toten“ von Christian Kracht vermengt Geschichte mit Fiktion und verkuppelt Imperialismen miteinander 


In Braun und Beige gekleidet, mit 
Hipsterbart und einer Undercutfri- 
sur, die zwar frisch sein mag, aber so 
verwahrlost, dass sich Friseurlnnen in 
ihrer Berufsehre verletzt fühlen soll¬ 
ten: Auch für seinen aktuellen Roman, 
„Die Toten“, wurde Christian Kracht 
(zuletzt: „Imperium“, Kiepenheuer 
& Witsch, 2012) zur ARD-Sendung 
„Druckfrisch“ mit Denis Scheck ge¬ 
laden, über dessen „Match-cut-Roll- 
treppenfahrten, sein flummiartiges 
Gehoppel und knautschgummihaftes 
Grimassieren“ Kay Sokolowski kürz¬ 
lich in „konkret“ mit Recht herzog. Es 
ist Pflicht, sobald ein neues Buch von 
ihm erscheint: Der mittlerweile 50-jäh¬ 
rige Kracht schlüpft in seine Rolle und 
präsentiert in einer Sendung „von Hy¬ 
permotorikern für Aufmerksamkeits¬ 
gestörte“ (Sokolowsky) allem voran 
sich selbst als ambivalenten Char¬ 
mant-Schüchternen, der inhaltsleer 
daherfaselt und druckst, wo er einst 
der Trenchcoatträger mit Seitenschei¬ 
tel war, der „Ich werde hier sein im 
Sonnenschein und im Schatten“ (Kie¬ 
penheuer & Witsch, 2008) schrieb und 
im Gespräch mit Scheck ankündigte, 
in Argentinien eine Partei gründen 
zu wollen, die die Rückerlangung der 
Falklandinseln erstreiten solle. 

Christian Kracht ist der wandeln¬ 
de Einband zu seinem jeweils aktuel¬ 
len Bestseller und gleichzeitig schafft 
er sich mit seiner Autoreninszenierung 
einen Haikäfig im Karpfenteich der 
deutschen Literaturkritik, die an ihm 
nie etwas auszusetzen hat. Sein aktuel¬ 
ler Roman, „Die Toten“, sei eine „Revo¬ 
lution“, so Scheck ungehemmt. Er ver¬ 
gleicht den Roman mit der Umwälzung 
im Kino, als in den 1930ern die Tonspur 
hinzukam. Genau das ist der historische 
Hintergrund des Romans: Während sich 
Hollywood mit seinen Tonfilmen an¬ 


schickt, weltweit den Markt zu domi¬ 
nieren, planen die beiden aggressivsten 
und autoritärsten Imperialismen, das ja¬ 
panische Kaiserreich und der deutsche 
Faschismus, eine „zelluloidene Achse“ 
gegen Los Angeles zu schmieden. 

Der reaktionäre Multimonopolist 
Alfred Hugenberg schickt den Schwei¬ 
zer Regisseur Emil Nägeli nach Japan, 
der dort den Tonfilm etablieren soll, 
indem er einen Gruselfilm dreht. Nä¬ 
geli ist nicht die erste, auch nicht die 
zweite Wahl des Kulturbeauftragten 
Masahiko Amakasu, der lieber Ar¬ 
nold Fanck oder Fritz Lang hinter der 
Zeiss-Linse gesehen hätte. Nägeli und 
Masahiko verbindet nicht nur ein Lie- 
besdreieck mit der deutschen Nach¬ 
wuchsschauspielerin Ida und eine trau- 
matisierende Kindheit, sondern auch 
Spleens, wie das Nägelkauen. 

Viel wiederholt sich in Krachts Ro- 
manisierung des dreiteiligen, bis zum 
Finale stets an Tempo und Handlung 
gewinnenden Nö-Theaters, in dem es 
stets spukt. An Anfang und Ende ste¬ 
hen jeweils klischeehafte Suizide. Ers- 
terer wird auf Video gebannt und als 
Kulturgut nach Berlin versandt. Vie¬ 
les in diesen frühen Dreißigern strahlt 
in Farbe: Hände sind „schmerzensro- 
sa“ und Selbstmitleid purpur. Auf die 
Etablierung des Tonfilms setzt Kracht 
noch zwei obendrauf, indem er Farb¬ 
film und Snuffporno quasi gleich mit 
dazu dichtet. Alles in antiquierter 
Sprache mit kleinen Zeitsprüngen in 
die Skurrilitäten des Zeitgenössischen 
(„[...] der Himmel ist wolkenlos, der 
Pazifik verhält sich pazifisch. Monoton 
quirlen sich die Schiffsschrauben des 
Dampfers durch den Ozean, wie Rühr¬ 
besen in einem Aquarium“). 

Feuilletonliebling Kracht, der mit 
seiner Ehefrau, der Regisseurin Frau¬ 
ke Finsterwalder, das Drehbuch zu 


„Finsterworld“ (2013) schrieb, wagt 
sich in „Die Toten“ an konkrete histo¬ 
rische Personen heran, u. a. an den im 
Stummfilm-vernarrten Japan gelieb¬ 
ten wie gehassten Charlie Chaplin. 
Der ist imperialismusgeil, spricht so¬ 
gar und handelt grausam. Auch Heinz 
Rühmann, Hugenberg, „das garstige 
Schwein das er ist“, die Filmkritikerln- 
nen Siegfried Kracauer und Lotte Eis- 
ner und der Opportunist und mit „Me¬ 
tropolis“ durchgefallene Filmemacher 
Fritz Lang sind Handelnde. Die einen 
wollen „den Erdball überziehen mit 
deutschen Filmen, kolonialisieren mit 
Zelluloid“ (so die Figur Hugenberg), 
die anderen pfeifen kurz vor der Emi¬ 
gration betrunken die Internationale, 
während sie Omeletts servieren, weil 
das Eierpochieren misslungen ist. 

„Die Toten“ ist eine Vermengung 
von Geschichte und Dichtung und 
selbstständiger als die anderen Werke 
des Autors, den man mit gutem Gewis¬ 
sen einen Formalisten nennen kann. 
Sein Debüt, „Faserland“ (Kiepenheuer 
& Witsch, 1995), übertrug die von Bret 
Easton Ellis angestoßene neue Welle 
der Pop-Literatur ins Deutschsprachi¬ 
ge, und ließ viele Pop-Literaten hier¬ 
zulande in Vergessenheit geraten. Mit 
„Ich werde hier sein im Sonnenschein 
und im Schatten“ versetzte Kracht 
die pathetisch-reaktionäre Nachwelt¬ 
kriegsliteratur der Weimarer Repub¬ 
lik in ein Paralleluniversum, in dem 
die sowjetische Schweiz im Bund mit 
dem bürgerlichen Frankreich und soli¬ 
darisch mit den Völkern Afrikas gegen 
den deutschen und britischen Faschis¬ 
mus im ewigen Krieg stehen. Mit letz¬ 
terem Roman verbindet „Die Toten“ 
noch der pantheistische, wahnhafte Es¬ 
kapismus, in dem sich eine der Haupt¬ 
figuren im Schlussteil mittelfristig ver¬ 
liert. 


Krachts neuer Roman ist keine di¬ 
rekte Adaption, keine Meta-Filmwis- 
senschaftsarbeit wie Mark Z. Danie- 
lewskis „House of Leaves“ oder eine 
nervtötende Überwachungskame¬ 
rafahrt wie „Afterdark“ von Haruki 
Murakami. Am historischen Beispiel 
zeigt Kracht - natürlich mit dem Si¬ 
cherheitsfangnetz der Ironie und dem 
klebrigen Mantel des allem überge¬ 
ordneten Schriftstellerhalbgotts ge¬ 
schützt - das Scheitern und Abstump¬ 
fen, nicht nur mit und durch die Medi¬ 
en, sondern auch durch Umstände, an 
denen Einzelne, mögen sie auch Chap¬ 
lin oder gar Hugenberg heißen, nicht 
allein rütteln können. Das ist großan¬ 
gelegte, gute Literatur, eine Revoluti¬ 
on, auch eine literarische, ganz sicher 
nicht. 

Ken Merten 



Christian Kracht: DieToten. Kiepenheu¬ 
er & Witsch, Köln 2016, 212 Seiten, 20 
Euro 
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5. Parteivorstandstagung der DKP 


Konkrete Wahrheit und konkrete Lügen 

Einige Anmerkungen zur UZ und wohin sie sich entwickeln soll • Von Lucas Zeise 


E twas Grundsätzliches vorweg: Un¬ 
sere Zeitung, die UZ, ist ein Ins¬ 
trument der ganzen Partei mit dem 
Ziel, den Imperialismus, das gegenwärti¬ 
ge Herrschaftssystem zu begreifen und 
die Strategie der Partei zu entwickeln. 

In diesem Sinne ist die Parteizei¬ 
tung auch der, nein, ein kollektiver Or¬ 
ganisator der Partei. 

Ein Blick auf die Entwicklung der 
Zeitungen des Bürgertums: Sie dienten 
der Selbstverständigung dieser Klasse 
und waren wesentliches Element der 
Nationenbildung. Im Vordergrund 
standen Informationen über den eige¬ 
nen nationalen Markt, seine Politik und 
seine Kultur. Selbstverständigung hieß 
in den Zeiten, als die Bourgeoisie noch 
nicht die herrschende Klasse war, auch 
die Verständigung im Klassenkampf. 
Das bedeutete auch das Sammeln und 
Verbreiten von Informationen über 
andere kapitalistische, konkurrierende 
Nationen. Schon sehr früh spielte die 
Beeinflussung der beherrschten Klas¬ 
sen (und Schichten) eine Rolle. 

Im Zeitalter des Imperialismus 
steht dieser Aspekt ganz weit im Vor¬ 
dergrund. Die Medien werden zu Pro¬ 
pagandainstrumenten des Monopolka¬ 
pitals - auch gegenüber der nichtmo- 
nopolistischen Bourgeoisie. In diesem 
Umfeld muss sich die Zeitung unserer 
Partei behaupten. 

Dabei ist klar, dass die Übermacht 
der Propagandamaschine des Klassen¬ 
gegners in ihrer vermeintlichen kul¬ 
turellen Vielfalt überwältigend ist. Es 
kann uns nie gelingen so laut zu brül¬ 
len wie sie. Wir können nie so varian¬ 
tenreich die Wahrheit sagen, wie sie lü¬ 
gen, verschweigen und an der Wahrheit 
drehen. Es scheint ein aussichtsloser 
Kampf zu sein. Dennoch ist der Spruch 
der „jungen Welt“ genial und auch für 
uns gültig: „Sie lügen wie gedruckt, wir 
drucken, wie sie lügen.“ 

An dieser Stelle ein vorläufiges 
Zwischenergebnis: Die UZ ist die Zei¬ 
tung, die die Wahrheit schreibt. Eine - 
ich behaupte, die größte - der Schwie¬ 
rigkeiten beim Schreiben der Wahrheit 
ist es, sie zu erkennen. Mit Bert Brecht 
gesagt: erforderlich ist „die Klugheit, 
sie zu erkennen, obwohl sie allenthal¬ 
ben verhüllt wird“. 

Wir sollten das mit der Wahrheit 
also genauer formulieren: Der Zweck 
der UZ ist zu helfen, den Imperialismus 
zu begreifen. Das kann nun aber nicht 
heißen, dass, wer den Imperialismus 
begreifen will, einfach unsere Zeitung 
aufschlägt, und dort steht dann Schwarz 
auf Weiß und in der Art eines Katechis¬ 
mus, was das ist und wie es funktioniert. 
Vielmehr ist die UZ ein wichtiges Ins¬ 
trument, mit dessen Hilfe die Partei 
(und die Arbeiterklasse) lernen könn¬ 
ten oder lernen sollten, den Imperia¬ 



Lucas Zeise, Chefredakteur der UZ 


lismus zu begreifen. Das wiederum be¬ 
deutet: In der UZ wird nicht in erster 
Linie verkündet, was wir (oder einige 
von uns) schon wissen, sondern in der 
UZ steht hauptsächlich, was wir noch 
erkunden müssen und was wir vermu¬ 
ten. Noch etwas genauer: In der UZ ver¬ 
suchen wir, ein Urteil über den aktuel¬ 
len und historischen Stand des Klassen¬ 
kampfes zu treffen. 

Zur Illustration zwei Beispiele: Es 
ist sehr schwierig, die drohende Kriegs¬ 
gefahr genau einzuschätzen, es ist sehr 
schwer, die Lage im Nahen Osten rich¬ 
tig zu beurteilen - dabei vor allem die 
Frage, was die Strategie des größten und 
wichtigsten Gegners, des US-Imperia- 
lismus, ist, und natürlich, was die des 
für uns besonders wichtigen Gegners, 
des deutschen Imperialismus, ist. Ein 
anderes Beispiel: Sehr schwer ist es, die 
Strategie der deutschen Konzerne seit 
2008/2009 richtig zu beurteilen, die - 
vorläufig gesagt - darauf hinausläuft, 
die Arbeiterklasse zu schwächen, zu 
spalten und ein „Bündnis für den Indus¬ 
triestandort Deutschland“ zu schließen. 

Die Wahrheit ist allerdings konkret. 
Auch die Lügen der imperialistischen 
Propagandainstrumente sind konkrete 
Lügen. Auch sie handeln vorwiegend 
von einzelnen Ereignissen und einzel¬ 
nen Personen. Das Gute an einer Zei¬ 
tung - im Gegensatz zu dicken Bü¬ 
chern - ist, dass sie den Imperialismus 
nicht am ganzen Stück präsentiert, son¬ 
dern in Einzelereignissen oder beson¬ 
deren Zusammenhängen. Aber auch 
in den Einzelteilen ist es natürlich die 
Hauptschwierigkeit, die Wahrheit zu er¬ 
kennen. Zu sehen, zu hören und zu er¬ 
kennen, wer wann was warum gemacht 
hat, das ist die Aufgabe des Zeitungs¬ 
schreibers. Dann gilt es, dieses Ereignis 
einzuordnen im Interessengeflecht der 
Beteiligten und der Opfer eines solchen 
Ereignisses. Beides zusammen ist die 
hohe Kunst des kommunistischen Jour¬ 


nalismus. Und es bedeutet auch, dass 
die Kunst nicht allein darin besteht, ein 
Ereignis als einen typischen Fall - zum 
Beispiel von Ausbeutung - einzuordnen, 
sondern sie besteht darin, neben dem 
Typischen (der Ausbeutung) auch das 
Besondere - etwa einen besonders kras¬ 
sen Fall der Leiharbeit - darzustehen. 

An dieser Stelle sind eigentlich nicht 
nur Sätze, sondern ein ganzes Kapitel 
fällig, das sich der Frage widmet, wie 
die Wahrheit so darzustellen ist, dass sie 
verstanden werden kann. Jeder Schrei¬ 
bende und jeder Redakteur, der Arti¬ 
kel verfasst, zusammenstellt und aufbe¬ 
reitet, muss dieser Frage viel Gehirn¬ 
schmalz widmen. Hier soll ein Hinweis 
genügen. Die wichtigste Bedingung da¬ 
für, über ein Ereignis verständlich be¬ 
richten zu können, besteht darin, das 
Ereignis verstanden zu haben. 

★ 

Die Partei ist eine handelnde Partei. 
Und gerade unter diesem Gesichts¬ 
punkt gilt: Die UZ ist ein inneres und 
äußeres Wahrnehmungsorgan der Par¬ 
tei. In der UZ steht nicht nur, wie die 
Welt (der Imperialismus) ist und sich 
verändert. In der UZ steht auch, was die 
Glieder der Partei tun, was sie beabsich¬ 
tigen und wie weit ihr Handeln Wirkung 
zeigt. Wie wir Materialisten wissen, ent¬ 
steht Erkenntnis aus dem eigenen Han¬ 
deln und dem Widerstand, den die Welt 
dem eigenen Handeln entgegensetzt. 

In diesem Sinne führt das bewuss¬ 
te Handeln der Partei zur Entwicklung 
einer Strategie. Das heißt, die Strategie 
ist nicht als von den Ahnen als Tradi¬ 
tion überlieferte fertig vorhanden. Sie 
muss vielmehr aus den Überlieferun¬ 
gen (den wissenschaftlichen Erkennt¬ 
nissen) der Alten, und aus unseren ei¬ 
genen Erfahrungen entwickelt werden. 

★ 

Einschub über das Fehlen einer Stra¬ 
tegie: Wir verfügen über wichtige Ele¬ 
mente einer Strategie. Zu nennen ist 
das gesellschaftliche Ziel des Sozialis¬ 
mus. Dieses Ziel ist zu erreichen, indem 
wir die Arbeiterklasse im Bündnis mit 
anderen gesellschaftlichen Gruppen 
gegen das Monopolkapital in Stellung 
bringen. Im Ringen um und für antimo- 
nopolistische Demokratie soll die Re¬ 
volution der Verhältnisse und die Öff¬ 
nung zum Sozialismus erreicht werden. 

Aber es fehlt die Beschreibung oder 
Analyse der Ausgangslage, die Bestim¬ 
mung unseres aktuellen historischen 
Ortes. Wichtige Elemente wären eine 
Einschätzung der „Goldenen Periode“ 
des Kapitalismus (1945 bis 1975) und 
der großen (vorläufigen) Niederlage 
der internationalen Arbeiterklasse in 



... und findet Leserinnen und Leser 


der Konterrevolution von 1989-1991 
und dem Untergang des Sozialismus in 
Europa, sowie den vielen Niederlagen 
der Arbeiterklasse im Klassenkampf 
innerhalb der imperialistischen Länder. 

Es fehlt demzufolge auch eine 
Handlungsanleitung, wie wir von der 
Periode der Niederlagen in einen Zu¬ 
stand kommen, um den Kampf um 
Reformen, die in Richtung Revolution 
weisen, überhaupt führen zu können. 

Krasser formuliert: Die sich zuspit¬ 
zende Krise des Imperialismus droht 
in die Katastrophe des großen Krieges 
und in die Zerstörung des bewohnba¬ 
ren Planeten zu führen. Was außer der 
Antwort „Sich wehren“ haben wir stra¬ 
tegisch drauf? 

Ich wiederhole: Die UZ ist bei der 
Entwicklung der Strategie das wichtigs¬ 
te Wahrnehmungsorgan. Sie ist nicht 


und Genossen und den Leserinnen und 
Lesern. Aber es ist bei weitem nicht ge¬ 
nug. Wir brauchen regelmäßige Auto¬ 
ren und wir brauchen auch die gele¬ 
gentlichen Schreiber. 

Das A und O an der Sache ist, dass 
die Kommunikation funktioniert. Es 
ist eine Frage der Kommunikation und 
der Organisation. Und wir als Redakti¬ 
on sind uns dieser Mängel bewusst. Ei¬ 
gentlich müsste jeder, der etwas zu sa¬ 
gen hat, ganz schnell den Kontakt zum 
zuständigen Redakteur haben. Und er 
sollte schnell erfahren, bis wann er ei¬ 
nen Beitrag in welcher Länge und mit 
welchen Schwerpunkten liefern kann. 
Auch sollte jeder schnell erfahren, 
wenn wir seinen Beitrag, aus welchen 
Gründen auch immer, nicht in die Zei¬ 
tung nehmen wollen. 

Ich weiß, dass wir von diesem Zu¬ 



Die UZ sucht... 


das Verkündungsorgan, und sie ent¬ 
wickelt nicht die Strategie. Das macht 
vielmehr die ganze handelnde Partei. 

Wahrnehmungsorgan ist nicht 
gleichbedeutend mit „theoretisches 
Organ“ der Partei. Vielleicht brauchen 
wir eins? (Die „Marxistischen Blätter“ 
sind es erklärtermaßen nicht.) In der 
UZ gibt es auch Debatten über die 
richtige Strategie. Aber die Wahrneh¬ 
mung steht bei der Zeitung im Vorder¬ 
grund - also die ganz gemeine, aus Er¬ 
fahrung gespeiste Information. 

★ 

Um ein effizientes Wahrnehmungsor¬ 
gan sein zu können, braucht die UZ 
viele Nervenenden. Sie kann nur dann 
in diesem Sinn Zeitung der Partei sein 
oder werden, wenn die Genossinnen 
und Genossen (und auch Nicht-Ge¬ 
nossen) in hellen Scharen zu Autoren 
(und Fotografen) werden. 

Mit dem Schreiben ist es ähnlich wie 
mit dem Singen. Alle können es - ganz 
unterschiedlich gut. Beide Fertigkeiten 
werden früh erlernt. Das Singen früher 
als das Schreiben. Aber beides wird 
auch ganz oft verlernt. Beides können 
viele viel besser, als sie es selber wissen. 
Kurz, man muss es probieren. 

Die UZ funktioniert weitgehend 
schon so. Wir haben viele Arbeiterkor¬ 
respondenten unter den Genossinnen 


stand noch weit entfernt sind. Wir ha¬ 
ben als Entschuldigung dafür anzufüh¬ 
ren, dass die Redaktion klein ist. Dazu 
sind wir fast alle nur in der ersten Wo¬ 
chenhälfte in Essen in der Redaktion. 
Wir haben deshalb als ersten Schritt an¬ 
lässlich der Umorganisation in den The¬ 
menbereichen, die wir betreuen, diese 
Verantwortlichkeiten im Impressum der 
Zeitung genannt und dazu die E-Mail- 
Adressen der Redakteure. Die Umorga¬ 
nisation war nötig, weil Nina Hager mit 
ihrem Ausscheiden als Chefredakteurin 
ins heimatliche Berlin gezogen ist. 

Zur Erinnerung, die Arbeitsverteilung 
sieht wie folgt aus: 

Politik Inland: Olaf Matthes und (in 
Berlin) Nina Hager 
Wirtschaft und Soziales: Werner Sar- 
bok und Lucas Zeise 
Internationales: Lars Mörking 
Kultur: Manfred Idler 
Fotos: Thomas Brenner 
Abschließende Bemerkung: Wenn 
die UZ im oben beschriebenen Sinne 
Wahrnehmungsorgan der ganzen Par¬ 
tei ist oder wird, werden die Leser das 
in der Zeitung finden, was sie suchen: 
die Wahrheit über den aktuellen Im¬ 
perialismus und die aktuellen Klassen¬ 
kämpfe. Die Leser, die wir haben wol¬ 
len, werden dann zu uns finden. Ich bin 
davon überzeugt, dass es deutlich mehr 
als heute sein werden. 
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5. Parteivorstandstagung der DKP 


Freitag, 23. September 2016 , 


Kommunisten im Praxistest 

Auszüge aus dem Referat der 5. Parteivorstandstagung von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 


V om „Ende der Ära Merkel“ 
ist in den meisten Reaktionen 
auf das Wahlergebnis in Meck¬ 
lenburg Vorpommern die Rede. Der 
Wahltriumph der AfD, die mit ihren 
20,8 Prozent die CDU (19,0) auf den 
dritten Platz verwies, überschattet alle 
anderen Fragen. Das Wahlergebnis für 
die AfD wird nach allen Prognosen 
kein einmaliger „Ausrutscher“ nach 
oben sein. Hinter der AfD steht ein 
noch längst nicht ausgeschöpftes Wäh¬ 
lerpotential auch im Westen. 

Nach einer zu Wochenbeginn ver¬ 
öffentlichten INSA-Umfrage würde 
die AfD, wenn am Sonntag Bundes¬ 
tagswahl wäre, auf 15 Prozent kom¬ 
men und drittstärkste Fraktion im 
Bundestag sein - deutlich vor den 
Grünen und der Partei „Die Finke“, 
deren Status als „Volkspartei des 
Ostens“ immer mehr zerbröselt. In 
Mecklenburg-Vorpommern hat „Die 
Finke“ laut infratest dimap insgesamt 
24 000 Wählerinnen und Wähler ver¬ 
loren, davon 16 000 an die AfD. Auch 
CDU (22 000) und SPD (15 000) ver¬ 
loren an die AfD. Da ist es kein Trost, 
dass die 19 000 Wähler, die die NPD 
an die AfD abgegeben hat, dazu bei¬ 
trugen, dass sie aus dem Fandtag ge¬ 
flogen ist. 

Wir haben im Feitantrag des 21. 
Parteitags die „Scharnierfunktion“ 
der AfD und ihre Rolle für den Brü¬ 
ckenschlag ins offene faschistische 
Fager hervorgehoben. Es gehört zum 
Charakter solcher Türöffner-Parteien, 
dass sie die Klaviatur der Sozialdem¬ 
agogie meisterhaft bedienen können. 
Und es wiederholt sich auch jetzt, 
dass sich aus der Schwäche von sozi¬ 
alistisch orientierten Parteien in der 
Entwicklung von Klassenpolitik, gro¬ 
ße Teile der Arbeiterklasse von dieser 
Demagogie einfangen lassen. 

Wir müssen eine klare Definiti¬ 
on der AfD vornehmen. Aus unserer 
Sicht ist sie dieses Scharnier, sie ist na¬ 
tionalistisch und rassistisch, sie ist aus 
unserer Sicht aber keine faschistische 
Partei. Ihre Kombination mit den An¬ 
sätzen von Massenbewegung, wie wir 
sie mit Pegida etc. erlebten ist brand¬ 
gefährlich, aber auch dies waren und 
sind keine faschistischen Massenak¬ 
tionen. Die AfD hat ihren stärksten 
Wähleranteil in der Gruppe der 35 
bis 44 Jahre alten Männer, und sie hat 
unter den Arbeitern mit 33 Prozent 
den höchsten Zuspruch aller Partei¬ 
en. Bei den Erwerbslosen erreicht die 
Zustimmungsquote 29,9 Prozent. 

Keine ostdeutsche Frage 

Weil es eben nicht um eine ostdeut¬ 
sche Frage, nicht um eine nur kurzle¬ 
big bedeutsame Anti-Ausländer- oder 
Anti-Flüchtlingsstimmung geht, son¬ 
dern um eine ganzes Bündel von ne¬ 
gativen Febenserfahrungen, von de¬ 
nen vor allem die arbeitende Bevöl¬ 
kerung in Ost und West betroffen ist, 
war die Kandidatur der DKP umso 
richtiger und wichtiger. Wir danken 
unseren Genossinnen und Genossen 
in Mecklenburg-Vorpommern. Dass 
sie mit ihrer Kandidatur, einem spe¬ 
zifisch auf Mecklenburg-Vorpommern 
zugeschnittenen Wahlprogramm an 
die Öffentlichkeit getreten sind und 
dafür über 1 300 Stimmen gewonnen 
haben, war richtig, war mutig und ein 
politischer Gewinn. Unsere jüngs¬ 
te Bezirksorganisation ist noch klein 
und trotzdem hat sie famos gekämpft. 
Im Wahlkampf wurden knapp 50 000 
Materialien verbreitet. Es fanden Ak¬ 
tivitäten in 31 Orten von Altentrep¬ 
tow über Güstrow, Rostock, Schwerin, 
Stralsund bis Wismar und Zingst statt. 
Zu den Aktivitäten zählen zwölf In¬ 
fotische und sechs Veranstaltungen. 
Die Genossinnen und Genossen sa¬ 
gen: „Hervorzuheben sind auch unge¬ 
zählte Gespräche und Kontaktaufnah¬ 
men. Wir wollen und werden präsen¬ 
ter werden. Dieses Fand braucht eine 
viel stärkere DKP. Eine stärkere DKP 
braucht mehr Mitglieder.“ So ist es. 

Wir haben die Kandidatur als Teil 
eines längerfristigen „Parteiaufbaus 



Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 


Ost“, eines Kampfes um die Stärkung 
der Partei verstanden. Wer denn außer 
uns verbindet die Frage des reaktio¬ 
nären Staatsumbaus und der bewuss¬ 
ten Schwächung und Zerlegung der 
sozialen Sicherungssysteme mit der 
Flüchtlingsfrage zu einer Politik des 
gemeinsamen Klassenkampfes. Wer 
denn sonst erklärt, dass die Renten 
nicht deshalb „unsicher“ sind, weil 
es „zu viele Flüchtlinge“ gibt? Gera¬ 
de an der Rentenfrage, an der Frage 
der Armut im Alter werden doch die 
langfristigen Folgen von Niedriglohn¬ 
sektor, prekären Arbeitsverhältnissen, 
Dauerarbeitslosigkeit und permanen¬ 
tem Runterfahren der Rentenbemes¬ 
sungsgrundlage deutlich. Die Um¬ 
wandlung von privat eingezahlten 
Rentenbeiträgen in Bestandteile der 
internationalen Banken- und Bör¬ 
senspekulation, die ständige Runter¬ 
führung des Arbeitgeberanteils an 
den Renten- und Krankenkassenbei¬ 
tragszahlungen und die Erhöhung des 
„Eigenanteils“ der Versicherten - das 
alles hat mit sozialreaktionärem Um¬ 
bau der gegen die Kapitalisten hart er¬ 
kämpften Fortschritte im Renten- und 
Gesundheitswesen zu tun. 

Es ist deshalb für uns wichtig, dass 
wir das Rentenprogramm der IG Me¬ 
tall jetzt in die innergewerkschaftli¬ 
chen aber auch die allgemeingesell¬ 
schaftlichen Diskussionen einbezie¬ 
hen und unsere eigenen Positionen 
im Zuge dieser Diskussionen weiter 
ausarbeiten und aktualisieren. 

Die im nächsten Jahr stattfinden¬ 
den Bundestagswahlen werfen ihren 
Schatten voraus. Spekulationen über 
mögliche Regierungskoalitionen ma¬ 
chen bereits die Runde. Man mag sich 
als Finke/r in diesem Land sagen, dass 
es für die Arbeitenden, die Arbeitslo¬ 
sen, Rentner, Jugendlichen und Aus¬ 
gegrenzten wichtigere Dinge gibt als 
die Frage, welcher Teil der herrschen¬ 
den Klasse sich im Gerangel um die 
Regierungsposten durchsetzt und wel¬ 
che Koalitionsform am Ende obsiegen 
wird oder nicht. Denn - so hört man 
im Kreise von Kolleginnen und Kolle¬ 
gen derzeit immer wieder - „am Ende 
bleibt doch alles beim Alten bzw. der 
, Alten 4 “. 

Wahlen als Barometer 

Doch als Marxisten gehen wir an die¬ 
se Frage anders ran. Wir gehen davon 
aus, dass Wahlen eine Art Barome¬ 
ter darstellen oder wie es Lenin so 
treffend formulierte: „Das allgemei¬ 
ne Wahlrecht ist ein Gradmesser für 
die Reife des Verständnisses das die 
verschiedenen Klassen ihren Aufga¬ 
ben entgegenbringen. Es zeigt, wie¬ 
weit die verschiedenen Klassen be¬ 
reit sind, ihre Aufgaben zu lösen. Die 
eigentliche Lösung der Aufgaben aber 
erfolgt nicht durch Abstimmung, son¬ 
dern durch den Klassenkampf (...).“ 
(LW 27, S. 262) 

Der Parlamentarismus ist für uns 
also nicht politisch erledigt, auch 
wenn uns die Beteiligung bei der 
nächsten Bundestagswahl womöglich 
mit Ergebnissen konfrontiert, die uns 
nicht in einen Freudenrausch verset¬ 
zen können und werden. Ein Baro¬ 
meter ist nicht gut oder schlecht. Jede 
Partei bekommt am Wahltag eine Art 


Attest für ihre Praxistauglichkeit. Man 
kann sich durch dauerhaften Kandi¬ 
daturverzicht zwar einreden, dass man 
„eigentlich“ ja besser dastehen könn¬ 
te und ein besseres „Attest“ verdient 
hätte, wenn es „die Medien“ oder den 
Medienboykott nicht gäbe; aber wir 
würden uns damit selbst in die Ta¬ 
schen lügen. 

Dass Kommunisten durch das üb¬ 
liche bürgerliche Raster von Ehrsam¬ 
keit und Akzeptanz fallen ist das Nor¬ 
malste auf der Welt. Man kann sich als 
Kommunist nicht darüber beklagen, 
dass einem der Wind nicht in die Segel 
bläst, wenn man gegen den allgemei¬ 
nen gesellschaftlichen Konsens segelt, 
der im Kapitalismus und in der vom 
Kapital geprägten bürgerlichen De¬ 
mokratie das „Maß aller Dinge“ sieht. 

Wir sind radikal, wir sind System¬ 
gegner, wir stehen nicht auf der Seite 
der Mächtigen. Wir wollen den Schwa¬ 
chen Mut machen zu erkennen, dass 
sie die eigentliche Macht aufbringen 
könnten, wenn sie es wollten. 

Die Spekulationen schießen der¬ 
weil mächtig ins Kraut. Das geht von 
der Variante „Rot-Rot-Grün“, der die 
meisten Kommentatoren keine realis¬ 
tische Chance beimessen, bis zu der 
immer häufiger in den Vordergrund 
gerückten Variante „Schwarz-Grün“. 

Relevante Teile der ehemaligen 
grünen „Fundamentalopposition“, die 
sich nicht erst mit Winfried Kretsch- 
mann zur staatstragenden, stinkbür¬ 


gerlichen und auf akademische Mit¬ 
telschichten stützende Partei entwi¬ 
ckelt hat, favorisieren nun auch für die 
Bundesebene dieses Regierungsmo¬ 
dell. Früher haben sie dazu den Ka¬ 
lauer auf Demos gerufen: „Lieber in 
der Front des Volkes als im Arsch der 
Bourgeoisie“. 

Die SPD ist derzeit weit entfernt 
von jeglicher Führungsrolle in irgend¬ 
einem Wahlbündnis; sie ist dabei sich 
noch mehr in internen Machtkämp¬ 
fen zu zerfleischen. Sigmar Gabriel er¬ 
wächst jetzt neues Ungemach wegen 
seiner Zustimmung zu CETA, dem 
Freihandelsabkommen zwischen der 
EU und Kanada. Dabei bleibt der ei¬ 
gentliche Skandal, den dieses Abkom¬ 
men beinhaltet, bislang weitgehend 
unbeachtet. Auf der kanadischen Sei¬ 
te sind es vor allem US-Konzerne, die 
über ihre kanadischen Zweignieder¬ 
lassungen durch CETA all das durch¬ 
setzen wollen, was ihnen durch das 
mögliche Scheitern des TTIP zu ent¬ 
gleiten droht. Dass die europäische 
Öffentlichkeit und Protestbewegung 
sich in erster Linie auf den Disput um 
TTIP konzentriert, macht es den US- 
Konzernen möglich im Windschatten 
der TTIP-Kontroverse in aller Ruhe 


CETA vorzuschieben. Das gehört in 
die Vorbereitung auf die in der nächs¬ 
ten Woche stattfinden Anti-TTIP De¬ 
monstrationen unbedingt mit hinein. 
Wer Nein zu TTIP sagt, muss zugleich 
Nein zu CETA sagen. Die sich andeu¬ 
tende rhetorische Absage von Tei¬ 
len der SPD-Führung an TTIP - bei 
gleichzeitiger Zusage zu CETA - das 
ist die eigentliche politische Schwei¬ 
nerei. Und wir müssen auch deutlich 
machen: TTIP ist die Wirtschafts-NA- 
TO. Wir sagen Nein zu TTIP und Nein 
zur NATO. 

Auf Seiten der CDU ist die Zeit 
der unangefochtenen Kanzlerschaft 
von Angela Merkel beendet. Die in¬ 
nerparteiliche Opposition, die das 
berühmte Merkelsche „Wir schaffen 
das“ aus zumeist tiefreaktionären Mo¬ 
tiven ablehnt und bekämpft, meldet 
sich deutlich zu Wort. Selbst die Ver¬ 
schärfung der Ausländer- und Innen¬ 
politik durch das neue „Sicherheitspa¬ 
ket“ von Innenminister de Maiziere, 
die den Umbau der BRD zu einem 
„autoritären Sicherheitsstaat“ - so un¬ 
sere Charakterisierung der Rechtsent¬ 
wicklung im Parteiprogramm und im 
„Leitantrag“ des 21. Parteitags - im¬ 
mer mehr beschleunigt, reicht dem 
nationalkonservativen Spektrum der 
CDU/CSU nicht. Es gibt aber noch 
keinen wirklich durchsetzungsfähigen 
Gegenspieler, der zu einer alternati¬ 
ven Führungsfigur und Herausforde¬ 
rung für die Kanzlerin werde könnte. 


Rote Haltelinien 

In der Partei „Die Linke“ tobt die De¬ 
batte in Sachen Wirtschafts-, Auslän¬ 
der- und Sicherheitspolitik. Genosse 
Uwe Fritsch wertet in seinem Antrag, 
der sich gegen die flächendeckende 
Kandidatur der DKP mit Landeslisten 
ausspricht, den Magdeburger Partei¬ 
tag als einen gewissen Linksschwenk. 
Zumindest aber sieht er in der Kom¬ 
bination aus AfD-Wahlerfolg und Ent¬ 
wicklung der Linkspartei einen Grund 
nicht flächendeckend anzutreten. Wir 
sehen das anders. Aus unserer Sicht 
stehen wir zwar vor der Gefahr eines 
Rechtsschwenks der Republik, aber 
unterhalb der Qualität einer faschisti¬ 
schen Entwicklung. Wäre dies anders, 
müssten wir auch bei den Wahlen alles 
dem Ziel des Stopps unterordnen. Wir 
meinen aber, dass wir uns in einer Pha¬ 
se befinden, in der wir der Entwick¬ 
lung der kommunistischen Partei - 
einzigartig, weil revolutionär; Teil der 
Linken und damit Druckfaktor von 
links - viel Gewicht geben müssen. 

Wir sehen aber auch in der Ent¬ 
wicklung der Partei „Die Linke“ 
selbst eine Notwendigkeit für un¬ 
sere Kandidatur. Neben allen takti¬ 
schen Zugeständnissen in manchen 


Formulierungen des Magdeburger 
Parteitags hat aus unserer Sicht die 
„Ramelow“-Richtung faktisch die in¬ 
terne Meinungsführerschaft errungen. 
Ihre Devise heißt „Bündnisfähigkeit“ 
hersteilen und entsprechenden „Bal¬ 
last“ abwerfen, damit „Rot-Rot-Grün“ 
möglich wird. Welche „roten Halteli¬ 
nien“ dafür aufgegeben werden, wird 
man noch abwarten müssen. 

Die Sichtweise ist bei vielen Kom¬ 
munisten in der Linkspartei ähnlich. 
Unser Freund und Genosse Ekkehard 
Lieberam sagt: „Ärgerlich ist die Ge¬ 
schichtsvergessenheit bei der Links¬ 
partei. Dies zeigt sich ja nicht nur in 
dem devoten Kniefall in Thüringen in 
Sachen ,Unrechtsstaat, Willkürstaat 
und Alltagsdiktatur DDR 4 . Generell 
spielen in der aktuellen Debatte um 
die Regierungsfrage geschichtliche Er¬ 
fahrungen und Lehren so gut wie kei¬ 
ne Rolle.“ 

Auf die Frage: „Du hast (...) in 
Deiner Broschüre Einschätzungen 
zur Regierungspraxis von SPD und 
nunmehr auch PDS und Linkspartei 
getroffen, die alle die Kurt Tucholsky 
zugeschriebene Sentenz bestätigen 
,Sie dachten, sie seien an der Macht, 
dabei waren sie nur an der Regie¬ 
rung. 4 Wie erklärst Du Dir, dass viele 
Politiker der Linkspartei hier offen¬ 
bar noch weniger lernfähig sind als 
die Versuchskaninchen aus der Biolo¬ 
gie?“ antwortet er: „Das mit der man¬ 
gelnden Lernfähigkeit hat strukturel¬ 


le Gründe. Wer als Linker auf Regie¬ 
rungskurs oder gar Regierungspartei 
ist, verliert die Fähigkeit zu einer kri¬ 
tischen Gesellschaftsanalyse und wird 
unglaubwürdig. (...) Langeweile sehe 
ich vor allem im Mangel an einem kla¬ 
ren politischen Profil der „Linken 44 als 
sozialistische Partei und Friedenspar¬ 
tei. Über eine gesellschaftliche Alter¬ 
native zum Krisenkapitalismus wird in 
der Linkspartei kaum noch ernsthaft 
diskutiert. Ihre Flüchtlingspolitik ist 
geprägt von konträren Auffassungen, 
erreicht oft nicht die Menschen - und 
ignoriert zudem in leichtfertiger Wei¬ 
se Befunde kritischer Migrationspo¬ 
litik und der Rolle der Migration im 
Rahmen gesellschaftlicher Destabili¬ 
sierung. Die Linkspartei will Völker¬ 
rechtspartei sein, aber weigert sich, 
klar zu sagen, dass die derzeitige un¬ 
menschliche kapitalistische Weltord¬ 
nung gestürzt werden muss. Sie drückt 
sich um einen klaren Bruch mit dem 
vom Finanzkapital beherrschten neo¬ 
liberalen EU-System 44 (...) 

(Das vollständige Referat wird in den 
DKP-Informationen 6/2016 veröffent¬ 
licht und ist unter news.dkp in der Ru¬ 
brik DKP/Parteivorstand abrufbar) 
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Sicher soll sein das Leben der Zukünftigen 
der Heutigen Kampf ist nötig dazu 
(Joachim Minnemann) 

Genossin Hanna Meiser 

geb. Körner, lebt nicht mehr. 

geboren 5. Juli 1933 - gestorben 23. September 2016 

Ein bewegtes Leben für Frieden und Völkerfreundschaft und für 
sozialen Fortschritt, für ein frohes und friedliches, für ein zu¬ 
kunftsorientiertes Leben aller Kinder, ein Leben für Sozialismus 
ist zu Ende. 

Flanna wurde in Elversberg in einer kommunistischen Bergar¬ 
beiterfamilie geboren, das einzige Mädchen bei vier Brüdern. 
Nach der Befreiung vom Faschismus, als sie dann alt genug war, 
wurde Hanna Mitglied der FDJ. Dort lernte sie auch ihren spä¬ 
teren Ehemann Toni Meiser kennen. Sie wurde Mitglied der KP 
im Saarland, engagierte sich nach dem Verbot in der Westdeut¬ 
schen Frauen- u. Friedensbewegung und später in der Vietnam- 
Solidarität. 

Nach der Neukonstituierung der DKP arbeitete sie sich zuneh¬ 
mend in die Kommunalpolitik ein, hatte Kontakte zu vielen 
Mitbürger/Innen, wurde zur anerkannten und respektierten 
kommunistischen Persönlichkeit, ln den 70er Jahren war Hanna 
Mitglied des Parteivorstandes der DKP, war bis zu ihrem Aus¬ 
scheiden aus persönlichen Gründen Mitglied des Bezirksvor¬ 
standes. 

Große politische und persönliche Unterstützung erhielten die 
„Jungen Pioniere", sie arbeitete verantwortlich mit bei „Frohe 
Ferien für Arbeiterkinder in die DDR" und den Kinderzeltlagern 
der DKP Kreisorganisation Neunkirchen. 

Ein schwerer Schicksalsschlag für sie war die Erkrankung ihres 
Sohnes Gerhard an MS, den sie mit Unterstützung bis zu dessen 
Tod 1999 pflegte. Nach dem Tode ihres Ehemanns Toni 2006 zog 
sie dann in ein Seniorenheim an die Luxemburger Grenze, näher 
zu ihrer in Luxemburg lebender Tochter Gertrud. 

Es war ein inhaltsreiches Leben, geprägt von Engagement, mit 
einem großen Herzen für ihre Familie und ihre Genossinnen und 
Genossen und viel Lebensfreude. 

Unsere Anteilnahme gilt der Tochter Gertrud und Enkelin 
Nadja, den Verwandten und Anverwandten, allen Genossinnen 
und Genossen, denen sie vertraut war. 

Hannas internationalem Solidaritätsbewusstsein und ihrem 
Wunsch entsprechend, werden Geldspenden der Cuba-Solida- 
rität der DKP überwiesen. 

Die Trauerfeier ist am Freitag, 23. September, 13 Uhr in Elvers¬ 
berg, Trauerhalle Friedhof St. Ingberter Straße. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirksvorstand Saarland 
Kreisvorstand Neunkirchen 


Am 11. September verstarb, viel zu früh, unser Genosse 

Marcel de Jong 

kurz nach Vollendung des 56. Lebensjahres. 

Marcel, passionierter Radwanderer und in der Jugend Judoka, 
kam schon früh zur kommunistischen Bewegung. Aktiv in sei¬ 
ner Schülerzeit, legte er in Düsseldorf-Gerresheim sein Abitur 
ab. Dort trat er auch in die DKP ein und war aktiv in den kom¬ 
munalpolitischen Kämpfen und Aktionen. Später war er auch 
Mitglied der Kreisorganisationen Herne, Köln und Leverkusen 
der DKP. 

ln der Karl-Liebknecht-Schule der DKP hatte er sein zweites Zu¬ 
hause. Viele haben ihn dort kennengelernt - und er lernte dort 
seine Partei kennen. Marcel war eine der Seelen des Hauses. 
Auf zentraler Ebene half er der DKP, wo immer er konnte. 

Marcel war zeitweilig für das Bundesarchiv in Koblenz als Über¬ 
setzer niederländischer Texte tätig. Immer war er als guter Zu¬ 
hörer und Leser erfolgreich engagiert, sein Wissen zu erweitern, 
sowohl das gesellschaftspolitische als auch das marxistische. 
Dabei war er - selbst gebürtig in Amsterdam, da aus deutsch¬ 
niederländischem Elternhaus stammend - vor allem an interna¬ 
tionalen Entwicklungen interessiert. Sein erstes Interesse galt 
den Kommunistischen Parteien, deren manchmal komplizierte 
Entwicklungswege Marcel kenntnisreich beschreiben und ein- 
ordnen konnte, ln der Vier-Parteien-Konferenz fehlte Marcel von 
Beginn an nie als Übersetzer und als Organisator. 

Wir werden ihn vermissen, aber wir werden auch stärker durch 
sein Andenken! 

Met communistische groet - wij zullen je niet vergeten! 

DKP Parteivorstand 

DKP Bezirksvorstand Rheinland-Westfalen 
DKP Düsseldorf 
DKP Leverkusen 
DKP Köln-Mülheim 
DKP Düsseldorf-Gerresheim 
Karl-Liebknecht-Schule 
internationale Kommission 
AG queer 

Kulturvereinigung Leverkusen 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Jeder Traum, an den ich mich verschwendet, 
Jeder Kampf, da ich mich nicht geschont, 
Jeder Sonnenstrahl, der mich geblendet 
Alles hat am Ende sich gelohnt. 

Louis Fümberg 

Wir trauern um unsere Mutter, Schwiegermutter, 

Oma, Schwester, Schwägerin und Tante 

Johanna Meiser 

geborene Körner 

verstorben am 8. September 2016 im Alter von 83 Jahren 
in der Seniorengalerie Moselpark in Perl. 

Hanna war während über 70 Jahren in der kommunistischen 
Bewegung tätig, in der FDJ, ab 1952 in der KPD und ab 1968 in 
der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP). 

Trägerin des Bundesverdienstkreuzes am Bande aufgrund ihrer 
ehrenamtlichen Tätigkeiten im Bereich der Selbsthilfeförderung. 

ln tiefer Trauer: 

Gertrud, Ali und Nadia Ruckert-Meiser 
(Differdingen/Luxemburg) 
sowie alle Anverwandten, Freunde und Genossen. 

Traueradresse: Gertrud Ruckert-Meiser, 66, rue des Mines, 
L-4631 Differdange 

Die Trauerfeier findet am Freitag, dem 23. September um 13.00 
Uhr in der Trauerhalle auf dem Hauptfriedhof in Elversberg/Saar, 
St. Ingberter Straße statt. 

Statt freundlich zugedachter Blumen- und Kranzspenden bitten 
wir im Sinne der Verstorbenen um eine Spende für 

Kuba-Solidarität beim DKP Parteivorstand 
Bankverbindung: GLS-Bank, 

IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01 / BIC: GENODEM1GLS 
oder 

Deutsche Multiple Sklerose Gesellschaft (DMSG) 

Ortsgruppe Spiesen-Elversberg/Heiligenwald 
Bankverbindung: SaarLB 

IBAN: DE 95 5905 0000 0013 3330 00 / BIC: SALADEXXX 

Die Urnenbeisetzung erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt in 
aller Stille. 


Ohne euch wär hier gar nichts los! 

Wir gratulieren 

Monika zum 65. am 15. September 

und 

Ute zum 70. am 22. September 

und sagen DANKE! 

DKP Parteivorstand 


Am 24. September 
wird unsere Genossin 

Irmgard Lüdtke 

85 

Liebe Irmgard, 

vor 70 Jahren bist Du als ganz junges Mädchen Mitglied unserer 
Kommunistischen Partei geworden. Du gehörst zu den Genossin¬ 
nen und Genossen, die ihr ganzes Leben für den Sozialismus ein¬ 
getreten sind. Dein erstes politisches Arbeitsfeld war die Tätigkeit 
in der FDJ. Gemeinsam mit anderen jungen Menschen hast Du für 
die Rechte und Interessen der Jugend gekämpft. Auch das Verbot 
der FDJ hat Dich nicht davon abhalten können. 

Wer Dich kennt, weiß wie gern Du Kinder hast, ln der Initiative 
„Frohe Ferien für alle Kinder" hat Du mit daran gearbeitet, dass 
Kinder aus Bremen und Bremerhaven, deren Eltern nicht in der 
Lage waren ihnen einen Ferienaufenthalt zu finanzieren, 14 Tage 
Ferien in der DDR verbringen konnten. Für diese Arbeit wurdest 
Du, wie viele andere, vor Gericht gestellt, verurteilt und bis heute 
nicht rehabilitiert. 

Vielfältige Aufgaben hast Du während Deines siebzigjährigen po¬ 
litischen Lebens übernommen: Mitarbeit im Bremer Friedensko¬ 
mitee, in der DFU, der Initiative Internationaler Solidaritätsbasar 
für die Völker der 3. Welt, Kassiererin, Vorstandsarbeit, Mitarbeit 
in der Schieds- bzw. Revisionskommission, und jeden Donnerstag 
Mahnwache für den Frieden auf dem Marktplatz in Bremen. 

Liebe Irmgard, was wünscht man einer Genossin, die sich ihr gan¬ 
zes Leben unermüdlich für Frieden, Gerechtigkeit und Sozialis¬ 
mus eingesetzt hat? Vor allem bessere Gesundheit, alles Gute für 
die kommenden Jahre, Freude mit den Kindern und Enkelkindern, 
und dass wir trotz des hohen Alters noch ein wenig dazu beitra¬ 
gen können, dass wir unserem Ziel einer Welt des Friedens, der 
Gerechtigkeit und des Sozialismus etwas näher kommen. 

Wir danken Dir für alles! 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP in Bremen 



Wir gratulieren unserem Genossen 
Wolfgang Scholz 
der am 25. September 

seinen 60. Geburtstag in einem Reisebus feiert. 

Seit seinem 16. Lebensjahr war er immer zur Stelle 
wenn die Partei ihm Aufgaben übertrug. 

Danke! 

Annemie und Bernd Dieter Thelen 
Rur-Erft-Kreis 


Kaum zu glauben - aber wahr 

Ute 

wird 70 Jahr 

Liebe Ute, wir wollen Dir ganz herzlich gratulieren, Dir alles 
erdenklich Gute, vor allem Gesundheit wünschen. Gerne hätten 
wir Deinen Ehrentag während unserer gemeinsamen Informa¬ 
tions- und Erholungsreise auf Cuba gefeiert, für die Du sogar 
das Auftaktspiel Deiner Eishockey-Mannschaft DEG hast sausen 
lassen. Die Teilnehmer, die Dich nicht so gut kannten, haben 
Dich als einen ruhenden Pol, der immer zuversichtlich, solida¬ 
risch und vorausschauend gewirkt hat, erlebt, so wie Dich viele 
aus Deiner Arbeit bei Aktionen, besonders bei den Pressefesten 
kennen. 

Dafür möchten wir Dir danke sagen, gemeinsam mit vielen an¬ 
deren, und hoffen, dass Du weiterhin Mut und Kraft schöpfst für 
ein solidarisches Wirken in der Partei und den fortschrittlichen 
Bewegungen. 

Wir werden am 22. September an Dich denken und einen 
"Ron von Cuba" auf Dich trinken. 

Deine Mitreisenden 

Axel Köhler-Schnura, Christiane Schnura, Christian 
Koberg, Heinz Stehr, Manfred Warns, Klaus Weissmann 


Einladung zur Wahlversammlung der 
DKP-Mitglieder im Landkreis Recklinghausen 

Vorschlag zur Tagesordnung 

1. Konstituierung der Versammlung 

2. Diskussion und Beschlussfassung zur Aufstellung von 
Direktkandidaten in den Wahlkreisen Recklinghausen l bis 
Recklinghausen V (Wahlkreise 69 bis 73) zur Landtagswahl 
am 14. Mai 2017 

3. Wahl von Direktkandidaten der DKP in den Wahlkreisen 
Recklinghausen l bis Recklinghausen V (Wahlkreise 69 bis 73) 
zur Landtagswahl am 14. Mai 2017 

4. Verschiedenes 

Die Versammlung findet statt am Donnerstag, dem 13. Oktober 

2016,19.30 Uhr, im Rolf-Krane-Zentrum, Friedenstraßei6,45964 

Gladbeck. 

DKP Kreisorganisation Gladbeck 
DKP Kreisorganisation Recklinghausen 


< > 

Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 



Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 


( -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


„Die Frauen gehören unters Dach, 
das Kämpfen, das ist Männersach' 
das war die alte Weisheit. 
Doch hält die Frau nicht länger still, 
sie hat erkannt: wer frei sein will, 
muss kämpfen um die Freiheit." 
(aus Proletenpassion/Schmetterlinge) 

Unsere Genossin 

Margret Kunold 

wird am 23. September 2016 85 Jahre alt. 

Die Genossinnen und Genossen der DKP-Kreisorganisation 
Bochum gratulieren ihr herzlich zu Ihrem Ehrentag. 

Margret wurde 1931 in Bremen geboren, ln Bremen wurde sie 
auch aktiv als Gruppenleiterin bei den Jungen Pionieren und in 
der FDJ. 

Ab 1954 wurde die Ruhrgebietsstadt Bochum ihre neue Heimat. 
Als Mitglied der KPD wurde sie im Zuge des Parteiverbotes zu 
einer Gefängnisstrafe mit Bewährung verurteilt. Als jahrelange 
Kreiskassiererin leistete sie einen großen Beitrag zur Entwick¬ 
lung der Bochumer Kreisorganisation der DKP. 

Margret war auch aktiv im Senioren-Arbeitskreis des Bezirks 
Ruhr-Westfalen unserer Partei. Jahrelang arbeitete sie in verant¬ 
wortlicher Position im antifaschistischen Wohn- und Ferienheim 
Heideruh e.V. mit. 

Liebe Margret genieße Deinen Geburtstag im Kreise Deiner 
Lieben. 

Es grüßen Dich Deine Bochumer Genossinnen und Genossen 
und wünschen Dir viel Kraft und Gesundheit. 

DKP Kreis Bochum 


www.uzshop.de 

Reinschauen lohnt sich immer 



steuern 


Unternehmen 


WWW 


.stb-mannherz.de 


SteuerBeraterKanzlei 


Peter Mannherz 
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Aktion / Termine / Impressum 


Freitag, 23. September 2016 



Gedenken an die 218 ermordeten Widerstandskämpfer in Arras/Pas de Calais 


Delegationen der Vereinigung der Ver¬ 
folgten des Naziregimes/Bund der Anti¬ 
faschistinnen (VVN/BdA) aus Herten/ 
Kreis Recklinghausen und Duisburg 
folgten am 18. September auch in die¬ 
sem Jahr einer Einladung der französi¬ 
schen Partnerorganisation Association 


Nationale des Anciens Combattants et 
Amis de la Resistance (ANACR) zur 
Teilnahme an den Feierlichkeiten aus 
Anlass des 72. Jahrestages der Befrei¬ 
ung des Pas de Calais. Die Zeremonie 
findet traditionell in der Zitadelle von 
Arras statt. In den Gräben der Zitadel¬ 


le sind 218 Widerstandskämpfer in den 
Jahren 1941 bis 1944 von den faschis¬ 
tischen deutschen Besatzern ermordet 
worden. Das jüngste Opfer war 16 Jahre 
alt. Viele der Ermordeten waren Berg¬ 
leute und Mitglieder der Kommunisti¬ 
schen Partei Frankreichs. -ler 


Nürnberger Veranstaltung 
zum KPD-Verbot 

Am 18. September fand eine gemeinsa¬ 
me Veranstaltung der Marx-Engels-Stif¬ 
tung und der DKP-Gruppe Nürnberg 
zum 60. Jahrestag des KPD-Verbots 
statt. Die über 40 Teilnehmerinnen hör¬ 
ten Berichte von den Zeitzeugen Gisela 
Stroheker und Peter Dürrbeck. Den po¬ 
litischen Hintergrund beschrieb Dr. Ek¬ 
kehard Lieberam und Eva Petermann 
sprach über den Kampf gegen Berufs¬ 
verbote an Hand ihres Falles. An der 
anschließenden lebhaften Diskussion 
beteiligten sich zahlreiche Besucher 
der Veranstaltung. Gustl Ballin 



Termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 24. SEPT 


Dortmund: „Es reicht! Rechte Gewalt 
stoppen - in Dortmund und anderswo!“ 
Antifaschistisches Bündnis demonstriert 
13.00 Uhr ab Steinwache zu den Erin¬ 
nerungsorten in der Mallinckrodtstraße 
und Kampstraße. Abschlusskundgebung 
gegen 14.30 Uhr an der Reinoldikirche 
mit Redebeiträgen und u. a. den Gruppen 
„Mein Einsatzleiter“ und „Group Yorum“. 


MO ★ 26 SEPT 


Dortmund: „60 Jahre KPD Verbot“, Tref¬ 
fen der DKP-Gruppe Süd, Gildenstraße 20, 
19.00 Uhr. 


Dl ★ 27. SEPT 


Dortmund: Treffen der DKP-Gruppe Dort¬ 
mund-Ost. Altes Wirtshaus Gobbrecht, Kör¬ 
ner Hellweg 42,19.00 Uhr. 


Ml ★ 28.SEPT 


Bremen: Mitgliederversammlung der DKP- 
Gruppe Bremen. Haverkamp 8,19.00 Uhr. 


DO ★ 29. SEPT 


Stuttgart: „Nach erfolgreichem Kampf 
an der Charite: Tarifvertrag, Gesundheits¬ 
schutz und Mindestbesetzung!“ Informati¬ 
onsveranstaltung des Branchenaktivs Ge¬ 
sundheitswesen der DKP mit Karin Mack. 
Bürgerhaus West, Julie-Siegle-Raum, Be- 
belstraße 22,19.00 Uhr._ 

Dortmund: „Stahl kann und muss Zukunft 
haben“, Diskussionsveranstaltung der DKP 
mit Hartmut Schink, stellvertr. Betriebsrats¬ 
vorsitzender der Westfalenhütte. Z, Oester¬ 
holzstraße 27,19.00 Uhr. 

München: „Mit dem Leben bezahlt - 
Kleidung für uns“, Veranstaltung der DKP 
München mit Christiane Schnura, Koordi¬ 
natorin der Kampagne „Saubere“ Kleidung. 
Kommtreff München, Holzapfelstraße 3, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 1.0KT 


Bremen: „Altersarmut per Gesetz? So¬ 
lidarische Rente jetzt!“ Treffpunkt für 
Gespräche, Kultur und Infostände im 
Rahmen des „Internationalen Tags der äl¬ 
teren Generation“. Veranstalter: DGB und 
die Einzelgewerkschaften, verschiedene 
Sozialverbände, DKP, SPD, „Die Linke“ 


und viele andere. Hanseatenhof Bremen, 
14.00 Uhr._ 

Leipzig: „Zusammenwirken der Linken“, 
Diskussionsveranstaltung der DKP Leipzig, 
gemeinsam mit dem Rotfuchs-Förder¬ 
verein Regionalgruppe Leipzig und dem 
Marxistischen Forum Leipzig, mit Patrik 
Köbele, Vorsitzender der DKP. Liebknecht- 
Haus Leipzig, Dachgeschoss, Braustraße 
15,11.00 Uhr. 


Dl ★ 4. 0KT 


Konstanz: „Wohin steuert die Türkei?“ In¬ 
formations- und Diskussionsveranstaltung 
des Vereins seemotz e. V. mit Dieter Sauter, 
Filmemacher und ehemaliger ARD-Korres- 
pondent in Istanbul. Die Veranstaltung wird 
unterstützt von der Partei „Die Linke“ Kreis¬ 
verband Konstanz, DKP Bodensee, Linke 
Liste Konstanz, ver.di-Ortsverein Medien 
Landkreis Konstanz, Verein Demokratische 
Arbeiterinnen und Jugendliche Bodensee. 
Treffpunkt Petershausen, Georg-Elser-Platz 

1,19.30 Uhr._ 

Recklinghausen: DKP Treffen. Ladenlokal 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 5. 0KT 


Bremen: Mitgliederversammlung der DKP- 
Gruppe Bremen. Haverkamp 8,19.00 Uhr. 


DO ★ 13. 0KT 


Gladbeck: Versammlung der DKP-Mitglie- 
der im Landkreis Recklinghausen zur Wahl 
von Direktkandidaten zur Landtagswahl. 
Rolf-Krane-Zentrum, Friedenstraße 16, 

19.30 Uhr. 


Dl ★ 18. 0KT 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Freigarten, Doberaner Straße 

21,19.30 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 


Anzeigen 

DKP / Karl-Liebknecht-Schule Sa - 1 - bis Di 4 Oktober 2016 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 4 -tägige Grundlagenschulung 

Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org (nicht nur) für Anfänger. 
www.karl-liebknecht-schule.org 


Einführungslehrgang: Referent: Jürgen Lloyd 

Die Grundlagen unserer Politik 

• Marxistische Philosophie 

• Politische Ökonomie 

• Die Lehre vom Klassenkampf Um rechtzeitige (!) Anmeldung wird gebeten. 

• vor allem: Warum wir uns mit dieser Theorie beschäftigen Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 

• und wie wir es in organisierte Politik umsetzen und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 10.30 

• unser Statut Uhr. Ende Dienstag gegen 14 Uhr. 


I LPG junge WelteG 


Jetzt 

Mitherausgeber/in 

werden! 



Die Tageszeitung/unge Welt erscheint im Verlag 8. Mai, der mehrheitlich einer 
Genossenschaft gehört. Mitglieder dieser Genossenschaft sind vor allem 
Leserinnen und Leser der Zeitung, aber auch Mitarbeitende aus Verlag und 
Redaktion. Wichtigste Aufgabe der Genossenschaft: Die Absicherung der 
ökonomischen Grundlagen und der Liquidität der jungen Welt. 

Die beste Rendite für die Anteilseigner: Täglich eine unabhängige Tageszeitung. 

www.jungewelt.de/genossenschaft 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 1 


Prämie 

Jahresabo 



„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 


- ED Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 
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Auf Hemingways Spuren 

Das Andenken des Schriftstellers wird in Kuba bewahrt 


D as Angeln scheint einer der 
Hauptgründe gewesen zu sein, 
die Ernest Hemingway nach Ha¬ 
vanna geführt haben, wo er dann für 
mehr als 20 Jahre, bis 1959, leben wür¬ 
de. In einer Chronik, die der Literatur¬ 
nobelpreisträger 1949 schrieb, führte 
er unter den Argumenten für die Wahl 
von Finca Vigfa als seinem ständigen 
Wohnsitz den Golfstrom auf, der in 
nur 45 Minuten von seinem zu Hause 
aus zu erreichen wäre und wo man, wie 
er sagte, den besten und reichlichsten 
Fischfang machen könne, den er je er¬ 
lebt habe. Die erste Ausgabe des Inter¬ 
nationalen Schwertfisch-Angelturniers 
von Havanna, das mit seiner Zustim¬ 
mung immer den Namen Hemingway 
trug, wurde am 26. Mai 1950 ausgetra¬ 
gen. Hemingway nahm an den Turnie¬ 
ren teil und belegte von 1953 bis 1955 
den ersten Platz. 

1959 reiste der berühmte Schrift¬ 
steller nach Idaho, USA, kehrte aber 
ein Jahr später zurück, um die Preis¬ 
verleihung des XI. Turniers durchzu¬ 
führen. Dabei kam es zu seiner ersten 
Begegnung mit dem Führer der Kuba¬ 
nischen Revolution, Fidel Castro. Die 
Direktorin des Hemingway-Museums, 
Ada Rosa Alfonso, weist darauf hin, 
dass Fidel Castro in seinem Büro im 
Palast der Revolution jahrzehntelang 
ein Foto hängen hatte, auf dem der No¬ 
belpreisträger für Literatur einen riesi¬ 
gen Fisch vorzeigt. Das Foto trägt die 
Widmung: „Für Dr. Fidel Castro, möge 
er vor Cojimar einen wie diesen fangen. 
In Freundschaft Ernest Hemingway“. 

In einem Interview mit dem Journa¬ 
listen Ignacio Ramonet, das unter dem 
Titel „Nachtgespräche mit Fidel“ ver¬ 
öffentlicht wurde, sagte Fidel im Jahr 
2005, dass er zweimal mit Hemingway 
gesprochen habe, wenn auch nur kurz. 
Er bemerkte dann, dass er die Aben¬ 
teuerlust des Nobelpreisträgers bewun¬ 
dere. Vorher, im Jahr 1975, offenbarte 
Fidel im Gespräch mit den US-Ame- 
rikanern Kirby Jones und Frank Man- 
kiewicz, was von diesen dann in einem 
Buch veröffentlicht wurde: „Unter den 
US-amerikanischen Schriftstellern ist 
Hemingway einer meiner Favoriten 
... Ich kannte seine Werke schon vor 
der Revolution ... „Wem die Stunde 
schlägt“ hatte ich als Student gelesen 
... Dieser Roman war eines der Werke, 
die mir geholfen haben, die Taktik für 
den Kampf gegen die Batista-Armee 
zu entwickeln.“ 

Zum ersten Mal war Ernest He¬ 
mingway im Jahre 1928 zusammen mit 
seiner zweiten Frau, Pauline Pfeiffer, 
nach Havanna gekommen, und kehrte 
1932 zum Schwertfischangeln zurück. 
Er hinterließ Spuren in der Bar El Flo- 
ridita, wo heute eine Statue des Autors 
Anziehungspunkt ist und an ihn erin¬ 
nert. 

Im Jahr 1939 kauften der Schrift¬ 
steller und seine dritte Frau, Martha 
Gellhorn, Finca Vigfa, die etwa 15 Kilo¬ 
meter östlich des Zentrums von Havan¬ 
na gelegen ist und für mehr als zwanzig 
Jahre Hemingways Wohnsitz sein wür¬ 
de. Nach seinem Tod am 2. Juli 1961, als 
er sich in seiner Heimat Idaho mit einer 
Schrotflinte erschoss, wurde das Anwe¬ 
sen zum Ernest Hemingway Museum. 

Das Haus ist praktisch so geblie¬ 
ben, wie es der Schriftsteller hinterließ. 


Es beherbergt eine Sammlung von 
etwa 22 000 persönlichen Gegenstän¬ 
den und Dokumenten wie Briefe und 
Fotos, Bücher, Jagdtrophäen, Schall¬ 
platten, Waffen, Urkunden und auch 
seine Jacht „El Pilar“, die von dem Fi¬ 
scher Gregorio Fuentes gesteuert wur¬ 
de, der Hemingway zu der einsamen 
Figur im 1952 veröffentlichten Roman 
„Der alte Mann und das Meer“ inspi¬ 
riert hatte. 

In diesem zurückgezogenen Land¬ 
sitz entstanden seine größten Werke, 
„Wem die Stunde schlägt“, „Über den 
Fluss und in die Wälder“, „Der alte 
Mann und das Meer“, „Paris - ein Fest 
fürs Leben“ und „Inseln im Strom“, das 
erste Buch Hemingways, das nach sei¬ 
nem Tod veröffentlicht wurde. 

Für „Der alte Mann und das Meer“ 
erhielt er erst den Pulitzer-Preis und 
dann den Nobelpreis für Literatur 
1954. Hemingway beschloss, die Me¬ 
daille, die ihm mit der höchsten lite¬ 
rarischen Auszeichnung übergeben 
wurde, der Wallfahrtsstätte der Jung¬ 
frau der Barmherzigkeit von El Cob- 
re, Patronin Kubas und der Fischer, zu 
spenden. Das Szenarium von „Der alte 
Mann und das Meer“ ist das des Golf¬ 
stroms und Hemingway sagte einmal, 
dass dieser Roman aus der erlebnis¬ 
reichen Erfahrung „inmitten der Leu¬ 
te von Cojimar“ entstanden war, des 
Fischerdorfs im Osten Havannas, wo 
er sich als Mitbürger fühlte. Nach sei¬ 
nem Selbstmord im Jahr 1961 sammel¬ 
ten die Fischer von Cojimar, die ihn 
„Papa“ genannt hatten, Ankerstücke 
und andere Gegenstände aus Bronze 
und ließen sie zu einer Büste schmel¬ 
zen, die am 21. Juli 1962 am Ufer der 
Bucht aufgestellt wurde. 

Alle zwei Jahre wird dem US- 
amerikanischen Schriftsteller ein in¬ 
ternationales Kolloquium gewidmet, 
um noch unbekannte Facetten seines 
Lebens und Werks zu offenbaren, die 
aus neuen wissenschaftlichen Nachfor¬ 
schungen hervorgegangen sind. Durch 
diese Treffen sind zum Beispiel Verein¬ 
barungen über kulturelle Zusammen¬ 
arbeit erreicht worden. So konnten der 
JFK-Bibliothek Tausende von Doku¬ 
menten aus dem Haus des Schriftstel¬ 
lers in Kuba in digitalisierter Form zur 
Verfügung gestellt werden, darunter 
eine alternative Version des Endes des 
Romans „Wem die Stunde schlägt“, die 
Notizen, die er sich machte, als er in 
den vierziger Jahren durch die Bucht 
fuhr und versuchte, deutsche U-Boote 
zu entdecken, sein Pass und ein Brief 
an Ingrid Bergman. 

Dank dieser Zusammenarbeit 
wurde die Restauration der Finca La 
Vigfa möglich. Jetzt wird, im Ergebnis 
der Wiederherstellung der bilateralen 
Beziehungen mit den USA im Jahr 
2014 außerdem ein neues Gebäude 
mit Temperatur- und Feuchtigkeitsre¬ 
gelung gebaut werden. 

Die meisten Forscher sind sich da¬ 
rin einig, dass jener Hemingway, der 
Kuba verließ, bereits ein kranker Mann 
war, mit einem „letzten Willen“, Finca 
Vigfa dem kubanischen Volk zu hinter¬ 
lassen, obwohl er seine Sachen und Pa¬ 
piere in Havanna intakt ließ ... so wie 
jemand, der bald zurückkehren würde. 

Mireya Castaneda, 

in „Granma internacional“, red. bearb. 



Freunde: Ernest Hemingway und Fidel Castro. 



Das große olympische Rätsel 

Bach tauchte bei der Eröffnung der Paralympics ab 


Am „olympischen Gipfel“ treiben 
Wolken. Zwar mühte sich IOC-Präsi- 
dent Thomas Bach der Öffentlichkeit 
Schönwetter einzureden, doch ist ihm 
das nicht restlos gelungen und er hatte 
es auch denkbar schwer. 

Der Sachverhalt: Es gehört im 
Grunde zu den Pflichten des IOC- 
Präsidenten an der Eröffnung der Pa- 
ralympics-Spiele teilzunehmen, aber 
statt seiner saß Sam Ramsany in Rio 
de Janeiro auf seinem Stuhl. Das Mo¬ 
tiv Bachs für diesen Reise-Verzicht 
war zwar ehrenvoll, ließ aber man¬ 
chen Zweifel aufkommen. Er hat¬ 
te es vorgezogen an der Beisetzung 
des ehemaligen Bundespräsidenten 
Scheel in Berlin teilzunehmen und 
„begründete“ diesen Schritt mit der 
Tatsache, dass er mit Scheel eng be¬ 
freundet gewesen war. Ob das seinen 
Schritt rechtfertigte warf viele Zweifel 
auf, Zweifel, die kaum von der Hand 
zu weisen waren. 

Ramsany ist zwar im Internatio¬ 
nalen Olympischen Komitee für die 
Paralaympics zuständig, doch bislang 
hatte der Präsident nie seinen „Stell¬ 
vertreter“ entsandt. Bekanntlich hatte 
das Paralympic-Komitee einen bislang 
nicht praktizierten Schritt vollzogen, in 
dem es die komplette russische Mann¬ 
schaft von den Spielen ausschloss. Die 
„Begründung“ lautete, in Russland sei 
maßlos gedopt worden. Diese Ent¬ 
scheidung war absurd: Niemand leug¬ 
net, dass in Russland gedopt worden 
war, doch nach den international gül¬ 
tigen Regeln muss sich ein Athlet nach 
seinem Start einer Dopingkontrolle 
unterziehen und hat das Recht - sollte 
das Ergebnis dieser Kontrolle „positiv“ 
gewesen sein - in Gegenwart von ihm 
nominierten Ärzten eine zweite Kon¬ 
trolle durchführen zu lassen. Selbst 
wenn zwei oder drei „positive“ Ergeb¬ 
nisse vorliegen sollten, bietet keine Re¬ 
gel die Möglichkeit, eine ganze Mann¬ 
schaft auszuschließen. Das geschah in 
diesem Fall - kein russischer Athlet 
durfte an den Paralympics teilnehmen. 
Eine Entscheidung, die politische Mo¬ 
tive nicht nur ahnen ließ. 

Um solchen Verdacht auszuräu¬ 
men hätte der IOC-Präsident nur eine 
kurze und vor allem eindeutige Erklä¬ 
rung abzugeben brauchen. Zum Bei¬ 
spiel: „Meine Abwesenheit hat nichts 
mit der Entscheidung des Paralympic- 
Komitee, die Russen auszuschließen, 
zu tun!“ Aber Bach verlor kein Wort, 
sondern ließ einen anonymen „Spre¬ 
cher“ erklären: Mein Schritt „hat nichts 
mit der Entscheidung des Internatio¬ 
nalen Paralympischen Komitees zum 
Ausschluss der russischen Mannschaft 
von den Paralympischen Spielen zu tun. 
Jegliche andere Interpretation ist unzu¬ 
lässig.“ Dieser Sprecher fügte dem noch 
hinzu: „Die Entscheidung, nicht an der 
Eröffnungsfeier teilzunehmen, war - 
wie schon aus dem zeitlichen Ablauf 
ersichtlich ist - alleine durch die Teil¬ 
nahme am Staatsakt für den verstorbe¬ 
nen Bundespräsidenten Walter Scheel 
begründet. Das IPC ist vom IOC unab¬ 
hängig, und seine Entscheidungen wer¬ 


den vom IOC und seinem Präsidenten 
voll respektiert.“ 

Noch einmal: Der Präsident verleg¬ 
te wegen einer Beerdigung nicht seine 
Anreise zu den Paralympics, sondern 
blieb ihnen fern. Er erklärte diesen 
Schritt nicht der Öffentlichkeit, son¬ 
dern schwieg. Dass diese Haltung den 
Verdacht aufkommen lassen musste, er 
hielt den Ausschluss Russlands für uno¬ 
lympisch, ließ sich nicht unterdrücken. 
Mit welcher Konsequenz dieses Pan- 
olympic-Komitee politisch operierte, 
erwies sich beim Einmarsch Weißruss¬ 
lands. Einer der Fahnenträger trug die 


russische Flagge über seinem Haupt. 
Er wurde von der Polizei überwältigt 
und abgeführt. Auch dies eine Geste, 
wie sie die olympische Geschichte bis¬ 
lang nicht kannte! Der Ausschluss war 
komplett! 

Es blieb und bleibt ein Rätsel: Hatte 
Bach die Beisetzung Scheels als Vor¬ 
wand, genommen um den Ausschluss 
Russland nicht durch seine Anwesen¬ 
heit zu legalisieren? Das spräche für 
ihn und vielleicht sollten wir das „Rät¬ 
sel“ auf diese Weise in seinem Sinne zu 
lösen versuchen ... 


Klaus Huhn 



Der rote Kanal 


Milliarden für Millionäre 

Dass sie klauen, weiß man, wie sie‘s 
machen und wie ihnen der Staat da¬ 
bei hilft, liegt unter der Dunstglocke: 
Über Jahre bekamen Fonds, Banken 
und Investoren nie gezahlte Steuern 
erstattet. Was denkt man sich dabei, 
so etwas zu einer vernünftigen Zeit 
zu senden? 

Fr, 23 . 9 ., 20 . 15 - 21.00 Uhr, 3 SAT 

Und gleich im Anschluss: 
makro: China-Beben 
„Ich sage nur Kina, Kina, Kina.“ So 
drückte einst Kanzler (1966-1969) 
Kiesinger (für die Nachgeborenen: 
erst NSDAP, dann CDU) seine dif¬ 
fuse Furcht vor unglaublich vielen 
Menschen mit anderer Hauttönung 
aus. Heute gilt die diffuse Furcht 
mehr dem angeblichen Schwächein 
der Konjunktur im auf steigenden 
Riesenland und den globalen Folgen. 
Was nicht heißt, dass Rassismus keine 
Rolle mehr spielt. 

Fr, 23 . 9 ., 21 . 00 - 21.30 Uhr, 3 SAT 


„Halt mal, Schatz“ 

Sich über Alltagsbeobachtungen lus¬ 
tig zu machen ist in in der Comedy- 
und Kabarettszene. Und meistens 
platt. Vor der Verflachung schützt Jo¬ 
chen Malmsheimer seine unbändige 
Lust an der Sprache - und er hütet 
sich vor dem doofen „Ficken“-Sagen 
der Unterdurschnitts-Comedians. 

Sa, 24.9., 20.15-21.00 Uhr, 3SAT 

Tatort: Feierstunde 

Der Münster-Tatort ist der beliebtes¬ 
te. Ganz nett zum Chillen, aber die 
Grundkonstellation ist schon ziemlich 
ausgelutscht. Kann, muss nich‘. 

So, 20.15-21.45 Uhr, Das Erste 

Die Siedler der Westbank 

Israel beansprucht das Recht, in der 
vormals jordanischen Westbank sie¬ 
deln zu lassen. Daran entzünden sich 
seit 49 Jahren immer neue Konflikte. 

Di, 20.15-22.05 Uhr, Arte 







